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Positionen der 
„Internationalen Münchner Friedenskonferenz“
Die Münchner Friedenskonferenz ist die inhaltliche Alternativveranstaltung zur Münchner Sicherheitskonferenz. 

Einschätzung der Münchner Sicherheitskonferenz
Im Sicherheitsdenken der Münchner Sicherheitskonferenz spielt aus unserer Sicht die militärische Stärke und Ab-
schreckungsfähigkeit eine wichtige Rolle. Die Münchner Sicherheitskonferenz wurde als „Wehrkundetagung“ gegrün-
det, die den militärischen Gedanken schon im Namen hatte.

Bei den politischen Interessen der westlichen Industrieländer – also vorwiegend der NATO-Staaten – geht es weni-
ger um den militärischen Schutz des eigenen Territoriums, sondern ganz wesentlich um die weltweite Sicherung der 
Ressourcen und um die Absicherung der Handelswege und Absatzmärkte.

Die andauernden Kriege, Krisen und von Menschen verursachten Katastrophen zeigen, dass dieses Sicherheitsden-
ken weder Frieden noch Sicherheit für die Menschen bewirkt, sondern die Welt immer unsicherer macht und in die 
Sackgasse führt.

Ein Umsteuern ist notwendig
Die „Internationale Münchner Friedenskonferenz“ beschäftigt sich seit 2003 mit der Überwindung des überholten 
Sicherheitsdenkens durch militärische Dominanz. Wir stellen Ansätze und Wege vor, wie Frieden und gemeinsame 
Sicherheit durch Interessensausgleich erreicht werden kann. *

Von der Bundesregierung erwarten wir deshalb: 
deutliche Schritte zur Abrüstung mit dem Ziel der allgemeinen und vollständigen Abrüstung • 
Senkung der Rüstungsausgaben und eine deutliche Erhöhung der Mittel für zivile Konfl iktbearbeitung • 
Beendigung der Auslandseinsätze der Bundeswehr• 
eine Stärkung der Institutionen der gemeinsamen Sicherheit wie UNO und OSZE • 
Einsatz für das Recht auf steuerliche Kriegsdienstverweigerung durch Einführung eines Zivilsteuergesetzes• 
Zivil handeln statt militärisch intervenieren• 

Im Allgemeinen wird die Begrenzung von Konfl ikten durch zivile Methoden von der Öff entlichkeit kaum wahrge-
nommen - im Gegensatz zu bewaff neten Auseinandersetzungen.

Es gibt jedoch detaillierte Konzepte für zivile Konfl iktbearbeitung im gesellschaftlichen Bereich, bei innerstaatlichen 
Konfl ikten und ermutigende Erfahrungen auf internationaler Ebene.

UNO, zwischenstaatliche Organisationen und regierungsunabhängige Organisationen haben auf diesem Gebiet in der 
Vergangenheit durch Verhandlungen, Schlichtung und Beobachtermissionen bereits Beachtliches geleistet.

Zu den wichtigsten Instrumentarien zählt der Zivile Friedensdienst (ZFD), der mit den Konfl iktparteien vor Ort an 
Lösungen arbeitet, die für alle tragbar sind.

Für die - vom Militär unabhängige - zivile Konfl iktarbeit in Krisenregionen mangelt es nach wie vor an ausreichender 
politischer und fi nanzieller Unterstützung. Eine Umschichtung von Haushaltsmitteln ist deshalb dringend notwendig.

Für uns ist eine zivile Intervention in Konfl ikten durch Regierungen nur glaubwürdig, wenn als erstes legaler und 
illegaler Waff enhandel unterbunden wird.

Ziele und Aufgaben der Friedenskonferenz
Ein wesentliches Ziel der Friedenskonferenz ist, die in ihrem Programm vorgestellten Sichtweisen und Alternativen 
einer möglichst breiten Öff entlichkeit zugänglich zu machen, um sie dort – im Sinne der Entwicklung einer Kultur 
des Friedens – besser zu verankern.

Wir wollen die Menschen ermutigen, sich ins politische Geschehen einzumischen. 

Mit der Friedenskonferenz legen wir den Schwerpunkt auf die Beschäftigung mit friedenspolitischen Optionen. Wir 
sehen sie als Säule der öff entlichen Meinung, die zum Beispiel auch durch Straßenaktionen, Dialogveranstaltungen 
und Gottesdienste kundgetan wird. 

Wir setzen uns mit unserem Handeln und der „Internationalen Münchner Friedenskonferenz“ dafür ein, dass die 
Menschen in Frieden und in sozialer Gerechtigkeit miteinander leben und verantwortlich mit der Natur umgehen.
*) Das wurde in den inhaltlichen Beiträgen der letzten Jahre auch deutlich gemacht (z. B. 2006: D. Wenderlein, Beendigung des Bürgerkrieges in 
Mocambique, 2007: J. Galtung, Grenzkonfl ikt Kolumbien-Ecuador, 2008: H-Ch. v. Sponeck, 10-Punkten Friedensplan für Irak) 
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3. Bürgermeister der 
Landeshauptstadt 
München

Im Rahmen der 8. Internationa-
len Münchner Friedenskonferenz 
begrüße ich Sie als Bürgermeister 
der Gastgeberstadt München sehr 
herzlich hier im Festsaal des Alten 
Münchner Rathauses. 

Ein herzliches Willkommen zur 
heutigen Abendveranstaltung 
„Internationales Forum“. Das 
„Interna tionale Forum“ ist fester 
Bestandteil der Münchner Friedens-
konferenz. Es bietet alljährlich ein 
sehr gut angenommenes Podium,  
um nicht-militärische Strategien, 
zivilgesellschaftliche Methoden und 
friedenspolitische Instrumente zur 
Konfl iktbewältigung zu thematisie-
ren und zu diskutieren. 

Das „Internationale Forum“ steht in 
diesem Jahr unter dem Motto „Frie-
den und Gerechtigkeit gestalten“. 
Das ist einerseits eine zeitlose, zu-
gleich aber auch topaktuelle Heraus-
forderung und Aufgaben stellung. 
Denken Sie beispielsweise an die 
Konfl ikte in Darfur, im Ostkongo, im 
Sudan und im Irak, die mit unver-
minderter Härte wüten, und die 
dringend einer friedlichen Lösung 
bedürfen. Allein an diesen wenigen 
Beispielen lässt sich schon erkennen, 
dass Frieden und Gerechtigkeit jeden 
Tag aufs Neue errungen, verteidigt 
und erhalten werden müssen. 

Der wichtigste Auftrag dabei lautet: 
Frieden und Gerechtigkeit aktiv 
gestalten! Angesichts des Wun-
ders wie auch des Schreckens der 
menschlichen Existenz sicher keine 
ganz leichte Aufgabe - aber auch 
keine unerfüllbare. Und ganz sicher 
eine Aufgabe, die uns alle angeht. 
Dahinter stehen mitun ter existen-
zielle Fragestellungen: Wie können 
wir der Spirale der Gewalt entrinnen 
und wie können wir sie mit fried-
lichen Mitteln beenden? Welchen 
Weg können wir beschreiten, um 
Konfl ikte - wie die eben bereits 
erwähnten – endlich auf friedliche 
Weise zu lösen? Antworten auf ge-
nau diese Fragen zu fi nden, ist Ziel 
des Internationalen Forums. Dazu 
hat der Trägerkreis der Internatio-
nalen Münch ner Friedenskonferenz 
auch in diesem Jahr wieder Fachleu-
te aus aller Welt als Referentinnen 
und Referenten eingeladen. 

Ich begrüße an dieser Stelle als 
erstes Herrn Michael Henderson aus 
Großbritannien. Sein Vortrag steht 
unter dem Thema „Entfeindung und 
friedliche Konfl iktlösung – Wie geht 

das?“ Mr. Henderson ist Autor des 
Buches „Die Macht der Vergebung“. 
In diesem Buch unternimmt er mit 
seinen Leserin nen und Lesern eine 
Reise durch mehrere Kontinente, an 
die Brennpunkte von Konfl ikten und 
Krie gen der letzten hundert Jahre. 
Auf journalistische Weise berichtet 
er über erstaunlich viele reale Pro-
jekte der „Entfeindung“. Der welt-
bekannte südafrikanische Bischof 
und Nobelpreisträger Des mond Tutu 
hat sich zu diesem Buch folgen-
dermaßen geäußert: ‚Ein zutiefst 
bewegendes und bered tes Zeugnis 
der Macht der Vergebung, sowohl in 
dem Leben der Individuen, der Ge-
meinschaften, als auch zwischen und 
innerhalb der Nationen. Es stärkt 
den Wandel – ein starkes Buch.‘ Herr 
Hen derson, ich hoff e, die Latte ist 
für Sie damit hoch genug gelegt. 

Als nächstes begrüße ich Frau 
Alejandra Londoño aus Kolumbien. 
Frau Londoño ist dort Mitarbeite rin 
im Jugendnetzwerk „Red Juvenil“. 
Dieses Jugendnetzwerk setzt sich in 
dem von jahrzehntelan gen Bürger-
kriegen gebeutelten Kolumbien für 
Entmilitarisierung, für Kriegsdienst-
verweigerung und gegen Zwangsre-
krutierung ein. Junge Menschen, die 
in die Gräuel des Bürgerkriegs, seine 
Aus weglosigkeit und seine manch-
mal nicht minder schrecklichen 
Folgen hineingeboren wurden, sollen 
dank der Arbeit von Frau Londoño 
und dem Jugendnetzwerk „Red Ju-
venil“ begreifen, dass auch Gewalt-
freiheit eine friedens-sichernde Al-
ternative ist. „Red Juvenil“ versucht, 
auf diesem Weg dem Militär und der 
Guerilla langfristig etwas Wirksames 
entgegenzusetzen. Frau Londoño, 
wir sind sehr gespannt auf Ihren 
Erfahrungsbericht. 

Internationales Forum

Frieden und Gerechtigkeit gestalten

Grußwort

Hep Monatzeder
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Last but not least begrüße ich jetzt 
Frau Cynthia McKinney aus den 
USA. Frau McKinney ist ehema lige 
Kongressabgeordnete und war Prä-
sidentschaftskandidatin der Grünen 
Partei im Jahr 2008. Wir haben 
die Gelegenheit heute Nachmittag 
bereits zu einem ersten Gedanken-
austausch genutzt. Cynthia McKin-
ney wird uns jetzt aus Sicht einer 
Oppositionspolitikerin über Chancen 
ziviler und ge waltfreier Politik in 
den USA berichten. Die Vereinigten 
Staaten von Amerika gelten ja ge-
meinhin als militär- und sicherheits-
gläubige Nation par excellence. Frau 
McKinney, umso neugieriger sind 
wir deshalb auf Ihre Ausführungen. 

Ziel der Münchner Friedenskonfe-
renz ist es, mit allen internationa-
len Akteuren in einen Dialog über 
zivile Strategien und Methoden der 
Konfl iktbewältigung einzutreten. 
Im Gegensatz zur Münchner Si-
cherheitskonferenz - die ebenfalls 
alljährlich bei uns stattfi ndet - ist 
dies auch das große Verdienst der 
Internationalen Friedenskonferenz 
und ein glasklares Signal nach 
außen: Wer Frieden schaff en und 
bewahren will, muss für alle off en 
sein und mit allen sprechen können. 
Dafür möchte ich mich  wie auch 
für das Podium der Internationalen 
Münchner Friedenskonferenz insge-
samt – im Namen der Gastgeberstadt 
München beim Trägerkreis dieser 
Veranstaltung herzlich bedanken. 

Wir - und das schließt Herrn Ober-
bürgermeister Christian Ude mit ein 
- freuen uns, dass München bereits 
zum 8. Mal Gastgeberstadt für diese 
Internationale Friedenskonferenz 
sein kann. Mit ihren off enen Foren 
zum Dialog und zur Diskussion bil-
det die Münchner Friedenskonferenz 
nicht nur ein bedeutendes, sondern 
auch unverzichtbares Gegengewicht 
zur Münchner Sicherheitskonferenz. 

„Dialog“ steht in diesem Fall für ei-
nen intensiven Erfahrungsaustausch 
und für das Aufzeigen von „Best-
Practice-Beispielen“ für eine erfolg-
reiche friedliche Konfl iktbewälti-
gung. Diese intensive und vertiefte 
Form des Dialogs sorgt zusätzlich 

auch für öff entliche Aufmerksam-
keit. Und diese Aufmerk samkeit ist 
wichtig - denn genau daran mangelt 
es vielerorts noch - Aufmerksamkeit 
und öff entliches Interesse für die 
neuen Initiativen, wirksamen Instru-
mente und erfolgreichen Unterstüt-
zer, die es weltweit für eine aktive 
Förderung des Friedens und der 
Gerechtigkeit gibt. Allzu oft steht 
in der öff  entlichen Wahrnehmung 
das militärische Agieren noch im 
Vordergrund. 

Öff entliche Wahrnehmung ist an 
allererster Stelle natürlich wichtig, 
um einen möglichst prominenten 
Platz im öff entlichen Bewusstsein zu 
besetzen; dann aber auch aus einem 
viel profaneren Grund: Auch zivile 
Krisen-Prävention und Friedensför-
derung gibt es nicht umsonst; sie 
verursachen Auf wand, und der will 
fi nanziert sein. Nach wie vor aller-
dings besteht ein krasses fi nanzielles 
Missver hältnis zwischen Aufwen-
dungen für eine rein militärische 
Sicherheitspolitik und einer solchen, 
die zivi ler Konfl ikt-Bewältigung und 
Friedensarbeit zu Gute kommen. 
Eine verstärkte öff entliche Wahrneh-
mung und Diskussion kann hier 
ebenfalls zu einer Verschiebung der 
Gewichte beitragen. 

Für einen dauerhaften Frieden reicht 
eine ausschließlich militärisch ge-
prägte Sicherheitspolitik nicht aus. 
Mindestens ebenso wichtig ist es, 
parallel eine Politik des friedlichen 
Interessenaus gleichs zu entwickeln 
und diese in den Mittelpunkt in-
ternationaler Bemühungen und 
Verhandlungen zu stellen. Ich bin 
mir sicher, dass diese Strategie 
der öff entlichen Diskussion - wie 
wir sie seit vielen Jahren im Rah-
men des Internationalen Forums 
der Münchner Friedenskonferenz 
pfl egen - bereits zu einem bemer-
kenswerten Wandel beigetragen hat: 
Nämlich zur Abkehr der „Münchner 
Sicher heitskonferenz“ von einer 
reinen Wehrkundetagung, schritt-
weise hin zu einer Konferenz für 
sicher heitspolitische Debatten und 
friedenssichernde Strategien. Das 
mögen im Einzelnen jeweils nur 
kleine Schritte gewesen sein. In 

der Summe lassen sich inzwischen 
aber doch deutliche Veränderun gen 
wahrnehmen: 

So sind auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz immer weniger 
Vertreter aus dem Militärbereich, 
da für aber zunehmend aus der 
Politik und Wirtschaft anzutreff en. 
Auch ist die Tagung nicht mehr nur 
auf die Staaten der westlichen Welt 
bzw. auf die NATO-Verbündeten 
beschränkt, sondern es wer den Ver-
treterinnen und Vertreter aus allen 
Erdteilen eingeladen. Politikerinnen 
und Politiker der Grü nen wie auch 
der Linken nehmen mittlerweile wie 
selbstverständlich an der Sicher-
heitskonferenz teil. 

Diese Öff nung nach außen wird 
von den militärischen Teilnehmern 
zwar nicht gern gesehen - ja so gar 
beklagt, wie mir gesagt wurde. Das 
ändert aber nichts daran, dass der 
eingeleitete Kommunika tionsprozess 
– und auch hier könnte man von 
einem Dialog sprechen – zwischen 
der „Projektgrup pe Münchner 
Sicherheitskonferenz verändern 
e.V.“ und der Leitung der Münchner 
Sicherheitskonfe renz, Herrn Wolf-
gang Ischinger, weiterhin fortgesetzt 
wird. Auch in diesem Jahr wird Herr 
Thomas Mohr von Pax Christi den 
Verlauf der Sicherheitskonferenz 
kritisch begleiten. 

Erlauben Sie mir zum Ende meines 
Grußwortes noch eine Vision: Die 
Vision, dass auch die Münch ner 
Sicherheitkonferenz eines – hoff ent-
lich nicht allzu fernen -Tages ihren 
Schwerpunkt verschieben wird, hin 
zu einer gewaltfreien Sicherheits-
politik. Und - verbunden mit dieser 
Vision - die Gewissheit, dass die 
Internationale Münchner Friedens-
konferenz dazu maßgeblich beige-
tragen hat. 

Ich wünsche uns allen jetzt eine 
erkenntnisreiche und konstruktive 
Abendveranstaltung – leider kann 
ich nicht bis ganz zum Schluss mit 
dabei sein, weil ich noch einen 
Anschlusstermin habe - und bedanke 
mich herzlich für Ihre Aufmerksam-
keit. 
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Clemens Ronnefeldt

Frieden und Gerechtigkeit gestalten – 
so lautet unser heutiges Motto – ver-
bunden mit einem „Nein zum Krieg“.

Das Heidelberger Institut für Interna-
tionale Konfl iktforschung hat im ver-
gangenen Jahr 30 Kriege und größere 

bewaff nete Konfl ikte weltweit gezählt.

Sie sehen auf der Karte in dunkler 
Farbe die Kriege hoher Intensität, in 
hellen Farben diejenigen Länder, in 
denen Konfl ikte eher selten mit Gewalt 
ausgetragen werden.

Die Karte zeigt, dass in Afghanistan, 
Pakistan, Jemen und Somalia im 
vergangenen Jahr Kriege mit besonders 
hoher Intensität zu beklagen waren. 
Auch Kolumbien und Mexiko, viele 
Staaten Afrikas, die Nahostregion, 
Irak, Indien und etliche andere Länder 
sind dunkelrot eingefärbt, was für hohe 
Gewaltaustragung steht.

Das andere Bild zeigt die 
weltweiten Militärausga-
ben von 1988, kurz vor 
dem Mauerfall in Berlin, 
bis zum Jahr 2008. Wäh-
rend 1998 die weltweiten 
Militärausgaben noch bei 
834 Milliarden Dol-
lar lagen, stiegen sie in 
den letzten zehn Jahren 

kontinuierlich weiter an und erreich-
ten 2008 den höchsten Stand seit dem 
zweiten Weltkrieg: Rund 1,5 Billionen 
US-Dollar. Von dieser Summe brachte 
die US-Regierung mit 607 Milliarden 
rund 42 Prozent alleine auf.

Die weltweiten Ausga-
ben für Entwicklungs-
hilfe erreichten mit ca. 
100 Milliarden US-Dol-
lar nur einen Bruchteil 
dessen, was für Militär 
aufgewendet wird.

Wenige hundert 
Meter von hier tagen 
im Bayrischen Hof 
dutzende Außen- und 
Verteidigungsminister. 
Ich möchte den dort 
Versammelten zurufen: 

Wenn auch Sie wirklich Frieden und 
Gerechtigkeit gestalten wollen – kehren 
sie das Verhältnis um! Rüsten Sie ab 
und erhöhen Sie die Ausgaben für eine 
gerechte Entwicklung der Länder des 
Südens. 

Im Herbst 2009 beschlossen 189 
Staaten der Erde während der UNO-
Vollversammlung verpfl ichtende Ziele 
bis zum Jahr 2015, die derzeit u. a. 
auch wegen der enormen Rüstungsaus-
gaben gefährdet sind.

Diese acht Ziele sind:
1.  50% weniger Arme und Hungernde

2.  100% Grundschulausbildung welt-
weit
3.  Geschlechtergleichheit im Bildungs-
bereich
4.  66% Senkung der Kindersterblich-
keit
5.  75% Senkung der Müttersterblich-
keit
6.  Stopp von AIDS und Malaria
7.  50% mehr Zugang zu sauberem 
Wasser
8.  Erhöhung der Entwicklungshilfe

Alle Maßnahmen zusammen kosten pro 
Jahr weniger als 5% der weltweiten 
Militärausgaben – etwa 40-60 Milliar-
den US-Dollar.

Vor dem Hintergrund dieser Ausgangs-
lagen möchten wir heute Abend unsere 
drei Gäste auf dem Podium bitten, zu 
uns zu sprechen:

Michael Henderson wird anhand von 
konkreten Beispielen aufzeigen, wie 
und wo zwischenstaatliche Konfl ikte 
deeskaliert werden konnten.
Alejandra Londoño wird als Basisar-
beiterin von ihrem aufreibenden Frie-
densengagement in Medellin berichten 
– und nach der Pause wird 
Cynthia McKinney vortragen, was 
auf der großen politischen Weltbühne 
für ein Mehr an 
Gerechtigkeit und 
Frieden gesche-
hen könnte.

Moderator des Internationalen Forums

Einführung
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Michael Henderson ist britischer 
Journalist und Autor und besitzt auch 
die irische Staatsangehörigkeit. Er lebt 
in Westward Ho! In North Devon/
England. Nachdem er 22 Jahre in den 
USA verbracht hatte, kehrte er im Jahr 
2000 wieder nach Großbritannien 
zurück.

Während des Zweiten Weltkrieges 
gehörte Michael Henderson zu jenen 
Kindern, die zu ihrer Sicherheit aus 
England in die USA gebracht worden 
waren.

In den USA schrieb er Artikel für 
sehr viele Zeitungen und Magazine, 
moderierte mehr als eintausend 
Rundfunk -Sendungen und präsentierte 
kommerzielle und öff entliche Fernseh-
Programme.

Er war Mitbegründer von „Oregon 
Uniting“, einer Initiative für Rassenver-
ständigung.

Michael Henderson hat bereits über-
all auf der Welt gesprochen, für sein 
Friedens -Engagement wurde er mehr-
fach ausgezeichnet. Michael Henderson 
ist seit 43 Jahren mit seiner Frau Erica 
verheiratet, Vater und mehrfacher 
Großvater.

Sein Buch “Forgiveness: Breaking the 
Chain of Hate” wurde u. a. auch in 
Deutsch veröff entlicht unter dem Titel: 
„Die Macht der Vergebung“ im Publik-
Forum Verlag (Oberursel bei Frank-
furt).

Meine Damen und Herren,

Es ist eine große Freude für mich, 
wieder in Deutschland zu sein. Ich 
wohnte in den fünfziger Jahren 
in der Bundesrepublik und kam 

1957 zum ersten 
Mal nach München. 
Seither habe ich mit 
Deutschen in vielen 
Teilen der Welt eng 
zusammen gearbeitet. 
Einmal spielte ich 
sogar in einem deut-
schen Theaterstück mit. Dies war 
aber nicht sehr anstrengend; mein 
einziger Satz im Stück war ‘Jawohl, 
Exzellenz!’

Über Vergebung und Reue im Zu-
sammenhang mit Krieg, Konfl ikt und 
Waff en zu sprechen, könnte für man-
chen als etwas Seltsames erscheinen. 
Vergebung und Reue werden oft 
als rein religiöse oder persönliche 
Begriff e betrachtet, die nichts mit 
Realpolitik zu tun haben.

Oft stammen Feindseligkeit und die 
Motivation für Kriege aus unge-
heilter Geschichte und vielleicht 
aus dem Wunsch, sich bei früheren 
Feinden für die Demütigungen der 
Vergangenheit zu rächen. In gleicher 
Weise scheitern die Versuche, alte 
Feindseligkeiten zu beenden, weil 
diejenigen, die Friedensstifter sein 
möchten, wegen dieser ungeheilten 
Wunden keine Vertrauensbezie-
hungen aufbauen können. Vergan-
genheitsbewältigung ist fűr uns alle, 
besonders fűr uns Engländer wichtig.

Beispiele für politische 
Versöhnung
Zu dem Thema ‚Vergebung’ bin ich 
nicht durch akademische Studien ge-
kommen, sondern durch praktische 
Erfahrungen. Mein Leben lang habe 
ich das Glück gehabt, mit Männern 
und Frauen zu arbeiten, die sich 
dem Ziel gewidmet haben, Brücken 
zwischen Menschen verschiedener 

Hautfarben, Kulturen und Sprachen 
zu bauen.

Dies begann 1947, als wir als Fami-
lie ein internationales Konferenz-
zentrum für Versöhnung in Caux in 
der Schweiz besuchten. Die Orga-
nisation, die dort seit mehr als 60 
Jahren jeden Sommer Konferenzen 
veranstaltet, heißt heute ‚Initiatives 
of Change’ (zu deutsch: Initiativen 
der Veränderung).

Meine Familie hatte seit vielen 
Generationen in Irland gelebt. Wir 
gehörten zur anglo-irischen Minder-
heit, die über mehrere Jahrhunderte 
hinweg die katholische Mehrheit 
beherrscht hat. Zur Zeit der irischen 
Unabhängigkeit hatte man meinem 
Großvater gesagt, er müsse Irland 
innerhalb einer Woche verlassen, 
sonst würde man ihn erschießen.

In diesem Zentrum von Caux sprach 
eines Tages Eleanor Butler, eine 
irisch-katholische Senatorin, Mit-
glied des Europarates. Meine Mutter 
reagierte auf ihre Worte heftig: „Wer 
war diese Frau, die über Einigkeit 
sprach, doch mich aus meinem 
eigenen Land vertrieben hat?“ Nach 
ernsthafter Überlegung fand meine 
Mutter den Mut und die Demut, sich 
bei der Senatorin für die frühere 
Haltung unserer Familie den Katho-
liken gegenüber zu entschuldigen.

Die beiden Frauen wurden Freun-

Michael Henderson

Die Macht 
der Vergebung
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dinnen und begannen zusammen 
zu arbeiten. Als die Senatorin nach 
Hause fuhr, bat sie auch viele 
politische Gegner um Verzeihung. 
Sie wurde Mitbegründerin des 
Versöhnungs-Zentrums in Glencree 
bei Dublin. Zusammen mit unseren 
Eltern beschlossen mein Bruder und 
ich,  diesen friedensstiftenden Weg 
aufzunehmen.

Wűrden meine Mutter und Senatorin 
Butler heute noch leben, so würden 
sich beide über die Entwicklungen in 
Nordirland freuen, wo nach Jahren 
des Blutvergießens jetzt Frieden 
eingekehrt ist. Die katholischen 
and protestantischen Führer, die 
geschworen hatten, nie am selben 
Tisch zu sitzen, teilen sich jetzt die 
Verantwortung für die Regierung. 
Der überwiegende Friedenswunsch 
der Bevölkerung, der durch Volks-
entscheide belegt ist und von der 
britischen und der irischen Regie-
rung unterstützt wird, hat die Ober-
hand gewonnen - trotz der Provo-
kationen einer Minderheit, die den 
Friedensprozess verhindern möch-
te. Mit der geduldigen Hilfe des 
früheren amerikanischen Senators 
George Mitchell hat sich die Zusam-
menarbeit aller Parteien erfolgreich 
entfaltet. Mitchell sagte: ‘Nachdem 
man zugehőrt hat, hőrt man erneut 
zu, und dann hőrt man nochmals 
zu.’ Er mahnte alle, dass das Nieder-
legen der Waff en begleitet sein muss 
vom Niederlegen der festgefahrenen 
Meinungen.

Die Bitte um Verzeihung von Mi-
nisterpräsident Blair an die Iren 
für das Verhalten der Briten in der 
Vergangenheit war auch ein wich-
tiger Schritt nach vorn. Der Zwang, 
zu kämpfen und heimzuzahlen, 
scheint zu schwinden, wenn jeder 
spürt, dass seine eigene Geschichte 
‚gehört’ und verstanden wird. Heute 
Morgen steht diese Schlagzeile in 
der „Welt“: ‚Historischer Durch-
bruch in Nordirland.’ Ich zitiere die 
ersten Sätzen: „Martin McGuinness, 
stellvertretender Ministerpräsident 
von Nordirland, brachte es auf den 
Punkt: ‚Dies ist ein Tag, an dem der 
politische Prozess in Ulster volljährig 
geworden ist’, verkűndete er gestern 
in Belfast, um hinzuzufűgen: ‚Wir 

werden nicht in die Vergangenheit 
zurűck kehren.’“

Ich war sehr erstaunt, in einem 
Zeitungsartikel zu lesen, dass sun-
nitische und schiitische Führer aus 
dem Irak nach Europa gekommen 
sind, um zu lernen, wie man Frieden 
schaff en kann. Von wem sollten sie 
das lernen? Von nordirischen Prote-
stanten und Katholiken zusammen 
mit schwarzen und weißen Südafri-
kanern. Was fűr Veränderungen in 
der Welt haben wir in unserer Zeit 
erlebt!

Das Beispiel von Südafrika, wo 
Mandela nach 27 Jahren Gefängnis 
frei kam, ohne Rachegefühle zu 
hegen, und was daraus für das Land 
entsprang, hat die Relevanz von 
Vergebung für die Weltgemeinschaft 
deutlich gemacht. 

In Südafrika kam die Initiative von 
oben. Anderswo, in Australien, 
versuchte hingegen gerade die poli-
tische  Führerschaft, jede Initiative 
zu blockieren, die die Beziehungen 
zu den Ureinwohnern verändern 
wollte. Es entstand jedoch eine 
Bürgerbewegung, die tiefgehende 
Veränderungen hervorrief. Ich war 
am nationalen Sorry Day in Austra-
lien dabei. Ich sah die Sorry Books, 
in denen eine Million Unterschriften 
die Idee einer nationalen Bitte um 
Vergebung unterstűtzten. Nach 
einem zehnjährigen Einsatz für eine 
Verständigung der verschiedenen 

Volksgruppen kam im Februar 2008 
der sehr bewegende Augenblick, 
als der neue Ministerpräsident mit 
Unterstützung der Opposition das 
Volk der Aborigenes offi  ziell um 
Vergebung dafür bat, dass man sie 
so schlecht behandelt hatte. Vor 
zwei Monaten war ich wieder in 
Australien. Ich wurde Zeuge der 
Genugtuung der Aborigenes über 
die positiven Folgen dieser neuen 
Beziehungen.

Wege zu einer dauerhaften 
Verständigung
Trotz dieser Fortschritte in Süd-
afrika, in Irland, und in Australien 
sollten wir uns nicht ausruhen und 
die Arbeit für erledigt erklären. 
Noch längst nicht alle haben die 
Wichtigkeit von Reue, Entschuldi-
gung und Vergebung erkannt.

Vor einigen Monaten war ich bei 
einer Veranstaltung im britischen 
Parlament. Es war der fünfundzwan-
zigste Jahrestag des Versuchs der 
irisch-republikanischen Armee, die 
britische Regierung durch eine Bom-
be im Brightoner Palasthotel aus-
zulöschen. Die zwei Redner waren 
Jo Berry und Pat Magee. Jo Berry 
war die Tochter des Abgeordneten 
Sir Anthony Berry, dem Onkel von 
Prinzessin Diana, der beim Attentat 
getötet worden war. Pat Magee hatte 
die Bombe gelegt. Er war verhaf-
tet worden und saß viele Jahre im 
Gefängnis, bevor er durch ein poli-
tisches Abkommen freigelassen wur-
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de. Jo Berry wollte aus der Tragödie 
etwas Konstruktives machen. Ihr war 
klar, dass sie vor der Wahl stand, 
entweder als Opfer zu leben und an-
dere zu verdammen oder aber nach 
einem Weg zur Heilung zu suchen. 
Über Jahre hinweg hat sie Pat Ma-
gee regelmäßig getroff en, und jeder 
hat, wie sie sagt, die Geschichte des 
anderen gehört. Jo Berry erkennt, 
dass sie, wenn sie Pats Schicksal 
erlebt und Ähnliches durchgemacht 
hätte,  auch den Weg der Gewalt ge-
gangen wäre. Für sie ist es wichtig,  
Pat als Menschen zu betrachten und 
nicht als den Teufel, den die Medien 
geschildert haben. Pat seinerseits 
ist so weit gekommen, dass er sein 
Bedauern ausdrückt, Jos Vater ge-
tötet zu haben. Die beiden arbeiten 
gemeinsam mit anderen Gruppen für 
Versöhnung.

In ähnlicher Weise muss der Fort-
schritt in Südafrika gesichert wer-
den. Dort haben nicht alle Schwarze 
vergeben, und nicht alle Weiße 
haben ihre Verantwortung für die 
Tragödie der Apartheid übernom-
men. Der Geist der Vergebung 
muss immer wieder belebt werden. 
Letlapa Mphalele und Ginn Fourie 
sind ein Beispiel dafür. Die weiße 
Südafrikanerin Ginn verlor ihre 
Tochter in dem sogenannten Heidel-
berger-Tavernen-Massaker. Später 
versöhnte sie sich mit Letlapa, dem 
Verantwortlichen für das Massaker. 
1993 war er  der meistgesuchte 
Terrorist in Südafrika. Als ihre 
Tochter getötet wurde, war Ginn 
bereit, ihn eigenhändig umzubrin-
gen. Heute sagt sie, ‘Nicht, dass ich 
keine tiefe Trauer über den Verlust 
meiner Tochter empfi nden würde, 
aber dadurch, dass ich ihrem Mörder 
vergeben konnte, wurde die Trauer 
leichter zu ertragen, und mir wurde 
ein konstruktiver Weg nach vorn 
geöff net. Aus Feinden wurden wir zu 
echten Freunden. Letlapa sagte mir, 
dass ich ihm durch meine Vergebung 
seine Menschlichkeit zurückgegeben 
habe.’

Kehren wir zurück zum Jahre 1947, 
wo wir als Familie in Caux waren. Es 
war erst zwei Jahre nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs, und trotz-
dem waren viele Deutsche anwe-

send. Es war sogar die erste Konfe-
renz, bei der Deutsche im Ausland 
als gleichberechtige Gäste emp-
fangen wurden. Unter den franzö-
sischen Teilnehmern war Irene Lau-
re, Abgeordnete und Führerin der 
sozialistischen Frauen Frankreichs. 
Sie hatte in der Widerstandsbewe-
gung gelitten; man hatte ihren Sohn 
gefoltert. Damals wollte sie Deutsch-
land von der Weltkarte ausradiert 
sehen. Sie hatte nicht erwartet, in 
Caux auch Deutsche zu treff en. Sie 
wollte sofort abreisen. Da fragte sie 
der Leiter der Konferenz: ‚Meinen 
Sie als Sozialistin, dass man Europa 
neu aufbauen kann, indem man ein 
ganzes Volk ausschließt?’ Madame 
Laure war eine leidenschaftliche Eu-
ropäerin. Sie zog sich einige Tage in 
ihr Zimmer zurück. War sie bereit, 
ihren Hass aufzugeben, um ihr Ziel 
zu erreichen? Als sie heraus kam, 
bat sie darum, in der Versammlung 
sprechen zu dürfen. Was sagte sie? 
Nicht „Ich vergebe euch“. Nein, sie 
bat um Vergebung für ihren Hass. 
Als sie mit ihrer Rede fertig war, 
streckte sie die Hand aus. Da kam 
eine deutsche Frau und nahm ihre 
Hand. Irene sagte mir später, “Es 
war mir, als seien hundert Kilo von 
meinen Schultern genommen“. Die 
Auswirkung auf die Deutschen, die 
schwerste Vorwürfe erwartet hat-
ten, war überwältigend. Irene und 
ihr Mann wurden nach Deutsch-
land eingeladen. Überall hat sie um 
Vergebung fűr ihren Hass gebeten. 
Sie war überzeugt, dass Hass der 
Keim eines neuen Krieges sei. Einige 
Historiker bewerten die Erfahrungen 
von Tausenden von Franzosen und 
Deutschen, die damals in Caux 
waren, und das Beispiel von Irene 
Laure als Schlüssel-Elemente bei der 
Geburt der deutsch-französischen 
Freundschaft, die wir heute für 
selbstverständlich halten. 

Das, worauf Irene Laure, Senatorin 
Butler und unsere Familie in Caux 
gestoßen waren, war die einfache 
Idee, dass man, wenn man eine 
Antwort auf die Probleme der Welt 
bringen möchte, mit sich selbst und 
seinem eigenen Land beginnen soll. 
Ein Friedensstifter muss Frieden 
selber leben. Das gilt, was immer 
die politische Überzeugung des 

Friedensstifters auch sein mag. Um 
wirksame Friedensstifter oder Frie-
densstifterin zu werden, darf man 
nicht von Hass beherrscht sein. Der 
britische Oberrabbiner Lord Sacks 
hat Hass sogar als die größte Mas-
senvernichtungswaff e bezeichnet.

In diesem Zusammenhang mőchte 
ich die Erfahrungen von zwei 
meiner Freunde in Nigeria beschrei-
ben. Dieses westafrikanische Land 
befi ndet sich an der vordersten 
Front muslimisch-christlicher Be-
ziehungen. Muhammad Ashafa ist 
Imam und James Wuye ist ein christ-
licher Pastor in Kaduna, einer der 
bedeutendsten Städte. In den frühen 
90er Jahren hatten die beiden 
Männer während eines Aufstandes in 
der Stadt versucht, sich gegenseitig 
umzubringen. Ein Muslimextre-
mist schlug Pastor James den Arm 
ab, als er seine Kirche verteidigte, 
und christliche Extremisten töteten 
Ashafas Onkel, weil sie dachten, 
dass er es sei. Ebenso töteten sie den 
geistlichen Berater des Imam und 
zwei Brüder.

Später trafen sich der Imam und 
der Pastor bei einer Versammlung 
im Haus des Gouverneurs und man 
schlug ihnen vor, eine Rolle beim 
Heilen des Konfl ikts zu übernehmen. 
Sie fanden Stellen in der Bibel und 
im Koran, die gemeinsame Ansätze 
aufwiesen. Sie sahen ihr Überleben 
als Zeichen Gottes an und gründeten 
eine Organisation zur Förderung 
des Dialogs zwischen Muslimen 
und Christen. Die echte Freund-
schaft brauchte für ihre Entstehung 
allerdings länger. Als die Beiden 
zusammen zu reisen anfi ngen, hatte 
der Pastor oft die Lust, ein Kissen 
mitzunehmen mit dem Vorhaben, 
den Imam während er schlief um-
zubringen. Er wollte für seine Hand 
Vergeltung.  Er brauchte drei Jahre, 
um seinen Hass zu überwinden. Die 
Saat dafür wurde dadurch gelegt, 
dass der Imam und andere Führer 
der Gemeinde James kranke Mutter 
im Krankenhaus besuchten.

Jetzt, wenn Gewalt ausbricht, gehen 
sie zusammen in die betroff enen 
Viertel, um dort die Gemüter zu 
beruhigen und beim Finden von 
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Lösungen zu helfen. Der Erzbischof 
von Canterbury beschrieb sie als 
Modell fűr christlich-muslimische 
Verständigung.

Die Rolle des Zentrums in Caux 
geht weiter. Im letzten Sommer 
waren wichtige Begegnungen vom 
“Caux Forum for Human Securi-
ty“. Dreihundert Menschen aus 69 
Ländern waren dabei. Dieses Forum 
wurde von Mohammed Sahnoun, 
einem angesehenen Diplomaten der 
Vereinten Nationen und ehemaligen 
algerischen Botschafter in Deutsch-
land, begrűndet. Er sieht Caux als 
eine Ressource fűr Friedensstifter 
der Welt. Der Enkel von Mahatma 
Gandhi, Professor Rajmohan Gandhi, 
ist heute, als Präsident von Initiati-
ven der Veränderung, verantwortlich 
fűr die Fűhrung der Arbeit, die von 
diesem schweizerischen Zentrum 
ausgeht. Jahrelang hat er sich vor 
allem damit beschäftigt, Verstän-
digung mit Pakistan und mit der 
muslimischen Welt zu pfl egen. Im 
November sprach er an der Genfer 
Universität űber das Leben und die 
Arbeit seines Großvaters. Auf die 
Frage, welche Bedeutung Gandhis 

Botschaft für aktuelle Fragen habe, 
antwortete der Enkel: Gandhi 
predigte gewaltfreien Widerstand 
und diese Botschaft ist heute genau 
so gültig wie damals. Gewaltfreier 
Widerstand braucht vielleicht lange 
Zeit, um zu gedeihen. Aber eins ist 
sicher: Gewalt bringt nie Erfolg.

Bei sich selbst beginnen
Es gibt keine Friedens-Straßenkarte. 
Meine Beispiele sind nicht not-
wendigerweise Erfolgsgeschichten, 
sondern sind ein Beweis, dass Ent-
feindung möglich ist. Es gibt keine 
schnelle Lősung. Man muss bereit 
sein, bei den Prozessen einen langen 
Atem zu haben.

Die Bereitschaft zur Ehrlichkeit bei 
der Betrachtung der Vergangenheit - 
persőnlich und auf einer nationalen 
Ebene - ist unentbehrlich. Man  kann 
zum Beispiel den Mut von Bundes-
kanzler Willi Brandt in Polen und 
in Israel erwähnen. Wir Engländer 
kőnnen in diesem Punkt sehr viel 
von Deutschland lernen.

Wir műssen in unserem eigenen Le-
ben die Eigenschaften widerspiegeln, 

die wir im Leben unserer Gegner 
wűnschen. Die amerikanischen 
Eingeborenen sagen: Man solle 
niemanden beurteilen, bevor man 
nicht in seinen Schuhen gegangen 
ist. Das hat Jo mit Pat getan. Ebenso 
hat Pastor James gesucht, mit Imam 
Ashafa gemeinsame Glaubenspunkte 
zu  fi nden. Die Iren bauen auf die 
gemeinsame Menschlichkeit und auf 
den Friedenswunsch der Protes-
tanten und Katholiken.

„Fang bei dir selber an!“ ist immer 
der Schlűssel gewesen. Es ist die 
Bereitschaft, die ersten Schritte 
selber zu machen, ohne zu erwarten, 
dass der Andere bereit ist, im selben 
Geist vorwärts zu kommen. Irene 
Laure hätte sagen können, dass die 
Deutsche mehr Schuld als sie hätte. 
Aber sie hat bei ihrem eigenen Hass 
angefangen.Wie Rajmohan Gandhi 
sagt: „Wenn du siehst, dass Unrecht 
geschieht, dann tu etwas dagegen, 
aber überlege auch, ob du daran mit 
verantwortlich bist. Kämpfe, aber 
beginne die Suche in dir selbst.“

Für die musikalische Begleitung des Programmes sorgte die Gruppe „GipsyPogo“ 
mit Hans, David und Roman Fleischmann.
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Alejandra Londoño ist 26 Jahre jung, 
derzeit Studentin der Geschichte an 
der Universität von Medellin und seit 8 
Jahren im Red Juvenil – dem „Jugend-
lichen Netz“ aktiv.

Das Red Juvenil ist eine kommunal 
tätige Jugendorganisation, die 1990 
gegründet wurde – und für Gewaltfrei-
heit, Antimilitarismus, zivilen Unge-
horsam und Kriegsdienstverweigerung 
steht.

Die Mitglieder der Gruppe sind über-
zeugt von der Notwendigkeit, die struk-
turellen Ursachen des gesellschaftlichen 
und bewaff neten Konfl ikts in Kolum-
bien zu transformieren und eine andere 
Art des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens in die Öff entlichkeit zu tragen.

Auf die Frage nach ihrer Motivation, 
sich zu engagieren, antwortete Ale-
jandra:

„Weil ich mich angetrieben fühlte, 
etwas gegen die miesen Zustände zu 

unternehmen, die in einem Lande 
herrschen, das seit Jahrzehnten mit 
struktureller Gewalt überzogen wird“.

Einige Jahre hat Alejandra bereits 
aktiv an verschiedenen Direkten Ak-
tionen teilgenommen und diese auch 
mitgeplant, mit denen die Gruppe ein 
Bewusstsein schaff en möchte für das 
komplexe Problem der Gewalt und der 
Militarisierung weltweit - unter spezi-
eller Berücksichtigung der Situation in 
Kolumbien.

Die öff entlichen Aktionen sollen nicht 
nur der Anklage von Missständen 
dienen, sondern zugleich gewaltfreie 
Alternativen aufzeigen.

Auf Landesebene engagiert sie sich im 
Projekt „Parlament der Kriegsdienst-
verweigerer“. 

Im Jahr 2009 trug Alejandra an 
führender Stelle den Bericht über die 
„Menschenrechte der Jugendlichen“ in 
der Stadt Medellin vor.

Heute teilen wir einen Gedanken: 
Den, dass alle Menschen auf der 
Erde die Möglichkeit haben müssen, 
ein Leben in Würde zu führen. Aber 
es gibt etwas, das wir nicht teilen: 
Was nämlich den Krieg angeht, so 
können Sie von der Vergangenheit 
sprechen, wir jedoch leben mitten 
darin. In einem Krieg, der in Kolum-
bien nun schon mehr als 50 Jahre 
andauert.

Wenn ich von Kolumbien spreche, 

dann spreche ich in Bezug auf das 
Territorium von einem Land, aber 
in kultureller Hinsicht von vielen 
Ländern. Die Grenzen des Landes 
wurden uns aufgezwungen durch 
die Kolonialmacht und im Lauf der 
Geschichte beibehalten von der 
kolumbianischen Elite, die nur einen 
kleinen Teil der Bevölkerung aus-
macht.

Die Regierungen versuchen in den 
Grenzgebieten zu den Nachbarlän-
dern, Gemeinschaften auseinander 
zu reißen, die sich kulturell zusam-
mengehörig fühlen und in denen es 
immer Verbindungen der Solidarität, 
der Brüderlichkeit und der gegensei-
tigen Hilfe gegeben hat.

Im Osten grenzt Kolumbien an Vene-
zuela, im Südosten an Brasilien, im 
Süden an Ecuador und Peru und im 
Nordwesten an Panama. Sie haben 
von den aktuellen Problemen gehört, 
die sich zwischen Kolumbien und 
seinen Nachbarn Venezuela, Ecuador 
und Bolivien ergeben haben. In den 
Grenzgebieten dieser Länder gibt es 
Ortschaften, in denen die gegensei-
tige Hilfe und die Solidarität immer 
vorhanden waren. Heute schaff t der 
Krieg, den die Regierungen führen, 
hier große Probleme.

Die Gewalt geht von vielen ver-
schiedenen Gruppen aus
Zurzeit gibt es in Kolumbien die 
folgenden bewaff neten Gruppen:

Zwei Guerillagruppen - zum einen • 
die so genannten Revolutionären 

Alejandra Londoño

Gewaltlos gegen 
den Krieg 
das Jugendnetzwerk 
„Red Juvenil“ in Medellin
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Streitkräfte Kolumbiens FARC und 
zum anderen das so genannte Nati-
onale Befreiungsheer ELN.

Es existieren außerdem Paramili-• 
tärs, das sind illegale bewaff nete 
Gruppen der Rechten, und es sind 
Verbrecherbanden aktiv, die sich 
in den Armenvierteln der großen 
Städte gebildet haben, vor allem 
als Folge des Drogenhandels. 
Und für Red Juvenil gibt es zwei 
andere bewaff nete Akteure, die 
besonders stark die Rechte von 
Jugendlichen verletzen: Die Armee 
und die Polizei.

Aus der Sicht von Red Juvenil 
verletzen alle Gruppen permanent 
die Menschenrechte. Wir sind der 
Meinung, dass der Kampf mit Waf-
fen keinen wirklichen Ausweg aus 
dem Konfl ikt darstellt – nicht für die 
Regierung und auch nicht für die 
bewaff neten Gruppen am Rande des 
Gesetzes.

Aber es ist notwendig zu erwähnen, 
dass der Konfl ikt in Kolumbien eine 
Geschichte hat und die Gründe und 
Motive für die Erhebung der bewaff -
neten Gruppen jeweils verschieden 
sind.

Abgesehen davon leiden wir seit der 
Kolonialzeit unter der Einmischung 
aus dem Ausland.

Der Reichtum befi ndet sich in 
den Händen einer kleinen 
Minderheit
In den ländlichen Gebieten Kolum-
biens versuchte die Guerilla Mitte 
des zwanzigsten Jahrhunderts eine 
Landreform zu erreichen, eine bes-
sere Verteilung des Bodens und des 
Reichtums. Beides ist bisher in den 
Händen einer kleinen Minderheit.

Bei den Paramilitärs handelt es sich 
um ein illegales Heer der Rechten. 
Es hat sich als Antwort auf die 
Guerilla gebildet. Die Paramilitärs 
versuchten anfangs vor allem, die 
ausgedehnten Ländereien der Groß-
grundbesitzer zu schützen.

Nun ist es wichtig, an dieser Stelle 
deutlich zu machen, dass die Pa-

ramilitärs bei den meisten ihrer 
Aktionen gegen die Zivilbevölke-
rung vorgehen und nicht gegen die 
Guerilla oder die Armee kämpfen, 
wie gegenüber dem Ausland immer 
behauptet wurde.

Hier ein wichtiges Zitat: William 
Ospina schreibt am 13. Januar 2008 
in der Zeitschrift Cromos unter dem 
Titel “Die Paradoxien des nicht exis- 
tierenden Konfl ikts”: “Die Regie-
rung, erleuchtet durch die Weisheit 
von José Obdulio Gaviria (eines 
Präsidentenberaters) hält daran fest, 
dass es in Kolumbien keinen bewaff -
neten Konfl ikt gibt, sondern nur die 
Verfolgung von Terroristenbanden 
mit der Waff engewalt des Staates”.

Die Zivilbevölkerung ist immer 
das erste Opfer der Kämpfe
Mit dem Drogenhandel, von dem Sie 
bestimmt schon gehört haben, sind 
seit Beginn der 90er Jahre sehr viele 
Verbrecherbanden entstanden, vor 
allem in den Städten. Diese Banden 
versorgen Jugendliche mit Waff en 
und bilden sie im Umgang mit die-
sen Waff en aus.

Im Krieg in Kolumbien, den all die 
genannten Gruppen führen, war im-
mer die Zivilbevölkerung das erste 
Opfer. Und sie ist es noch. Das gilt 
für die ländlichen Gebiete, wo die 
meisten Kämpfe stattfi nden und wo 
viele Menschen vertrieben werden 
oder einfach verschwinden.

Das gilt aber auch für die Städte, in 
denen vor allem Jugendliche täglich 
von den Rekrutierungsaktionen der 
Armee und der Paramilitärs betrof-
fen sind. Die Jugendlichen leiden 
auch unter dem Mangel an Bildung. 
Für viele gibt es keinen Zugang zu 
den Schulen und den Universitäten. 
Es gibt außerdem zu wenig Woh-
nungen, viele Menschen in Kolum-
bien haben kein Dach über dem 
Kopf. Viele haben keinen Zugang zur 
Gesundheitsversorgung und viele 
hungern.

Die Mehrheit der Menschen, die in 
Medellin leben, sind Vertriebene 
vom Land. Sie sind konfrontiert mit 
einer feindlichen Stadt, die sie nicht 

als Bürger anerkennt.

Wir von Red Juvenil sind der Mei-
nung, dass der bewaff nete Konfl ikt 
in Kolumbien entstanden ist und 
weiter besteht, weil die Regierung 
und die Klasse der Besitzenden sich 
weigern, für eine gerechte Vertei-
lung der Reichtümer des Landes zu 
sorgen.

Armee und Paramilitärs schüt-
zen die Interessen auslän-
discher Firmen
Außerdem gibt es in Kolumbien seit 
der Kolonialzeit ausländische Fir-
men, die die natürlichen Reichtümer 
des Landes ausbeuten. Diese Firmen 
werden heute von der Armee und 
den Paramilitärs geschützt, und zu-
sätzlich von Soldaten aus den USA. 
Von den US-Soldaten bekommen die 
kolumbianischen Militärs auch viele 
Informationen.

Im Moment ist man in Kolumbien 
dabei, insgesamt sieben US-Basen in 
allen Teilen des Landes aufzubauen. 
Aus unserer Sicht sollen diese US-
Basen dazu dienen, in Staaten wie 
Venezuela, Ecuador und Bolivien zu 
intervenieren. Dort waren die USA 
in der Vergangenheit präsent, aber 
sie haben ihren Einfl uss, sie haben 
ihre wirtschaftliche, politische und 
militärische Führungsrolle inzwi-
schen verloren. Und Kolumbien ist 
heute das off ene Tor für neue Inter-
ventionen der USA in Lateinamerika.

Wir von Red Juvenil werfen einige 
Fragen auf, wenn es darum geht, wie 
die Entmilitarisierung Kolumbiens 
zu erreichen ist. Es handelt sich um 
Fragen, die wir uns als Bewegung 
stellen vor dem Hintergrund der 
grausamen Realität, in der wir leben.

Notwendig sind Verhandlungen 
über soziale und politische 
Fragen
Um von der Entmilitarisierung in 
Kolumbien zu sprechen, müssten 
wir zuerst wieder Verhandlungen 
auf die öff entliche Tagesordnung 
setzen, bei denen es um soziale und 
politische Fragen im Zusammenhang 
mit dem bewaff neten Konfl ikt geht. 
Aber es müssten wirkliche Verhand-
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lungen sein und nicht solche, wie 
sie Präsident Uribe geführt hat, die 
keine realen Auswirkungen auf das 
tägliche Leben derer haben, die in 
Kolumbien leben.

Die sozialen Bewegungen können 
nicht ignorieren, dass die gegen-
wärtig Regierenden weiterhin eine 
essenzielle Rolle für die Politik 
von Krieg und Frieden spielen. 
Und wenn sich in der politischen 
Sphäre nichts ändert, werden viele 
der Bemühungen um eine Entmili-
tarisierung der Alltagswelt bei den 
Regierenden, die wir leider weiter-
hin haben werden, keinen Widerhall 
fi nden.

Der kolumbianische Konfl ikt hat 
ganze Generationen hervorgebracht, 
die mitten im Krieg geboren wurden. 
Die Erzeugung von Angst und die  
Beseitigung von Menschen dienen 
als Strategien, um Macht und Aner-
kennung zu erreichen. Die Bevölke-
rung ganzer Ortschaften ist so dem 
Willen des einen oder des anderen 
Akteurs ausgeliefert. Sie leidet, weil 
dieser Akteur aktiv am Konfl ikt 
beteiligt ist - entweder aufgrund po-
litischer Überzeugung oder aufgrund 
rein fi nanzieller Interessen.

Die Kriegsparteien fi nanzieren 
sich durch den Drogenhandel
Die Vermischung eines sozialen und 
politischen Konfl ikts mit der Ökono-
mie des Drogenhandels hat dazu ge-
führt, dass es ganze Armeen gibt, die 
dem Höchstbietenden dienlich sind. 
Diesen stehen bewaff nete Gruppen 
gegenüber, die noch um die Macht 
im Land kämpfen, die sich aber 
ebenfalls durch Drogengeschäfte 
fi nanzieren. 

Deshalb werden ihre Mittel und 
Ziele heutzutage von pazifi stischen, 
antimilitaristischen Bewegungen 
ernsthaft hinterfragt, da sie im Grun-
de dieselben Strategien einsetzen 
wie die Unterdrücker: Drohungen, 
Rekrutierungen, Einfl ussnahme auf 
das Alltagsleben der Bewohner der 
Gebiete, in denen sie sich aufhalten.

Es muss erwähnt werden, dass sich 
sowohl die Guerillagruppen als auch 
die Paramilitärs und die Armee mit 

Einkünften aus dem Drogenhandel 
fi nanzieren.

Der bewaff nete Kampf ist kein 
vernünftiger Weg
Auch wenn es eine große Ausei-
nandersetzung und natürlich Diff e-
renzen zwi-
schen den 
bewaff neten 
Akteuren 
gibt, was die 
Intentionen 
und die Vor-
gehensweise 
betriff t, so 
müssen sich 
die antimili-
taristischen 
Bewegungen 
über Fol-
gendes im 
Klaren sein:  
Wenn man 
die struk-
turellen 
Ursachen 
des Konfl ikts begreift, kann der 
bewaff nete Aufstand kein Weg für 
Kolumbien sein.  Denn die Konstante 
ist gerade die, dass alle die eigene 
Bewaff nung damit rechtfertigen, 
dass sie sich gegen Angreifer vertei-
digen müssten. 

Die Herausforderung besteht in 
einem Land wie dem unseren darin, 
Ideen umzusetzen, damit die Macht 
nicht mehr delegiert wird, sondern 
selbst ausgeübt wird. Eine Macht, 
die darüber hinaus für etwas einge-
setzt und nicht über jemand ausge-
übt wird, wie das der alten Tradition 
entspricht.

Es ist unumgänglich, die früheren 
Interventionen der Vereinigten 
Staaten in Kolumbien zu untersu-
chen. Der Aufbau der Militärbasen 
in den letzten Monaten fordert dies 
geradezu heraus, darf aber nicht 
isoliert betrachtet werden. Vielmehr 
ist dieses Phänomen als eine perma-
nente Rahmenbedingung zu sehen, 
an die die kolumbianische Politik 
in den letzten 60 Jahren gebunden 
gewesen ist.

Red Juvenil – wie Jugendliche 
Widerstand gegen den Krieg 
leisten
Red Juvenil entstand in einem 
Umfeld, das von Militarisierung, 
Krieg, Hunger, allgemeiner Misere 
und Armut geprägt ist. Red Juvenil 

wurde 1991 in Medellin gegründet, 
als Arbeitsweise, die es möglich 
macht, dass sich verschiedene Füh-
rungspersonen und Jugendgruppen 
aus den Armenvierteln der Stadt und 
des Umlands zusammenschließen. 
Es ging darum, Gefühle zu teilen 
und Überlegungen zur konfl iktiven 
sozialen, wirtschaftlichen und po-
litischen Situation auszutauschen, 
in einer Zeit, in der die Gewalt der 
Drogenhändler gerade einen Höhe-
punkt erreichte.

Während der ersten Jahre konzen-
trierte Red Juvenil sein Handeln auf 
die Stärkung der Selbstorganisation 
von Jugendlichen und die Positio-
nierung der Jugendbewegung. Die 
Jugendlichen sollten kritikfähig wer-
den und es sollte ihnen ermöglicht 
werden, Alternativen zum bewaff -
neten Konfl ikt zu entwerfen, der 
sich von den Stadtvierteln auf  die 
nationale Ebene und in umgekehrter 
Richtung ausbreitete.

Hier ist es nun wichtig zu erwäh-
nen, wie die Situation war, als Red 
Juvenil entstand: Die Jugendlichen 
waren genötigt, sich permanent zu 
bewaff nen. Red Juvenil wandelte 
sich dagegen zur Alternative, die 
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Jugendlichen konnten andere Dinge 
tun als sich zu bewaff nen und sich 
am Krieg zu beteiligen.

Neues Arbeitsfeld: 
Kriegsdienstverweigerung und 
Antimilitarismus
Im Zeitraum zwischen 1995 und 
1997 entwickelte sich Red Juvenil 
als eine Organisation von Jugend-
gruppen, die einen Beitrag zur 
sozialen Bewegung leisten, und zwar 
mittels Integration, politischer Bil-
dung und öff entlicher Aktionen. Zur 
gleichen Zeit begann man auf dem 
Gebiet der Kriegsdienstverweigerung 
und des Antimilitarismus zu ar-
beiten. Und die ganze Organisation 
verpfl ichtete sich auf das Prinzip der 
Gewaltfreiheit.

In den Jahren 1998 bis 2002 be-
schäftigte man sich bei Red Juvenil 
mit politischen Überlegungen zur so-
zialen Bewegung von Jugendlichen. 
Ebenso wurde das Thema des zivilen 
Ungehorsams stärker behandelt. Die 
erste gewaltfreie direkte Aktion gab 
es im Jahr 2000.

Ende 2003 wurde die Organisati-
onsform der regionalen Netzwerke 
in den Vierteln aufgegeben. Die 
Priorität lag jetzt auf der Bildung 
von Themengruppen oder von Ju-
gendgruppen, die sich mit Ideen zur 
Transformation des täglichen Lebens 
und der politischen und sozialen 
Situation beschäftigen.

Brutale Zwangsrekrutierungen – 
Die Militärs brechen ständig das 
Gesetz
Ab 2004 konsolidierten sich die 
Themengruppen, die sich – ausge-
hend von ihren lokalen Bezügen 
- der Transformation des Landes in 
sozialer, politischer und fi nanzieller 
Hinsicht verschrieben. Die Bemü-
hungen um die Verbreitung der 
Kriegsdienstverweigerung wurden 
verstärkt, es ging darum, dass sich 
Menschen in Medellín zu Verweige-
rern erklären. Und es begannen be-
deutende Aktivitäten in Gemeinden 
im Osten, Nordosten und Westen des 
Verwaltungsbezirks Antioquia, in 
dem Medellin liegt. In diesem Bezirk 

leiden die Jugendlichen besonders 
stark unter den Zwangsrekrutie-
rungen des Militärs und paramilitä-
rischer Gruppen.

Wir haben an dieser Stelle anzupran-
gern, dass das Militär ständig die 
Rekrutierungs-Gesetze verletzt. Die 
Militärs postieren sich mit Lastwa-
gen am Ausgang von öff entlichen 
Parks, vor Kirchen und Konzerthal-
len. Die jungen Männer, die heraus-
kommen, werden einfach eingefan-
gen, auf die Lastwagen geladen und 
schon am nächsten Tag sind sie bei 
der kämpfenden Truppe.

Forderung von Red Juvenil:  
mehr Geld für Soziales, 
weniger fürs Militär
Red Juvenil hat auch Verbindungen 
zu Aktivitäten in ländlichen Gebie-
ten hergestellt und zwar besonders 
mit Friedensdörfern und Gemeinden, 
die sich im Widerstand befi nden. 
Man begann damit, das Thema 
Antimilitarismus mit dem Problem 
der strukturellen Gewalt und folglich 
mit dem neoliberalen Wirtschafts-
modell zu verknüpfen. Es wurden 
Untersuchungen und Bildungsakti-
vitäten gestartet, bei denen es z.B. 
darum ging, “Wie beeinfl usst das 

neoliberale Modell die männlichen 
und weiblichen Jugendlichen Medel-
lins?“ Und es gab Aktionen, die 
auf die Forderung gerichtet waren: 
“Mehr soziale Investitionen und 
weniger Militärausgaben”.

In den letzten Jahren hat Red Juve-
nil erreicht, dass der Diskurs über 
die kolumbianische Wirklichkeit 
deutlicher geführt wird. Und Red 
Juvenil hat die Methode des gewalt-
freien Kampfes neu geschaff en als 
eine Form der Diskussion, des For-
derns und der Mobilisierung für eine 
soziale, ökonomische und politische 
Transformation des Landes.

Wichtig ist, dass es sich bei Red Ju-
venil um eine Organisation handelt, 
die ausschließlich aus Jugendlichen 
besteht. Jedes Jahr kommen Jugend-
liche neu zur Organisation.

Heute sind wir eine Organisation, 
durch die sich verschiedene Grup-
pen, Kollektive und Jugendverbände 
artikulieren – ausgehend von un-
terschiedlichen Themen. Sie haben 
die Fähigkeit zur Führung und zur 
Selbststeuerung und sie haben auch 
Einfl uss im lokalen, nationalen und 
internationalen Bereich.
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Cynthia Mc Kinney gewann 1992 für 
die Demokraten einen Sitz im Re-
präsentantenhaus und war die erste 
Afro Amerikanerin, die den Bundesstaat 
Georgia im US Kongress vertrat. 

Während der Clinton -Ära folgte sie 
nicht immer der Parteilinie.

Nach dem 11. September 2001 gehörte 
sie zu den ersten, die darauf hinwiesen, 
dass die Administration von Präsident 
Bush Warnungen ignoriert hatte, und 
wandte sich gegen die Afghanistan-  
und Irak -Feldzüge.

Dennoch gewann sie 2004 zum dritten 
Mal in Folge ihren Sitz im Repräsen-
tantenhaus. Im Jahre 2007 verließ sie 
die Demokratische Partei, wechselte zu 
den US- Grünen und bewarb sich 2008 
als deren Kandidatin für das Amt der 
US -Präsidentschaft.

Konsequent arbeitete sie gegen die 
Finanzierung der aufgeblähten Militär - 
und Geheimdienst-Haushalte und 
erhob Anklagen gegen George Bush, 
Dick Cheney und Condolezza Rice; sie 
führte eine Leitlinie gegen Waff enhan-
del und für ein Rüstungsexport-Verbot 
an Menschenrechtsverletzer ein.

Sie verfasste Vorschriften zur Beendi-
gung der Verwendung von Waff en mit 
angereichertem Uran und setzte sich 
für die Verlängerung von Gesetzen 
für die Gesundheitsversorgung von 
Vietnamkriegs -Veteranen ein, die noch 
immer unter den gesundheitlichen Aus-
wirkungen des Einsatzes des Entlau-
bungsmittels „Agent Orange“ litten.

Cynthia McKinney tritt u. a. aktiv für 
die Menschenrechte der Palästinenser 
ein und saß dafür sogar schon kurzzei-
tig in einem israelischen Gefängnis. Sie 
nahm und nimmt an vielen Friedens-  
und Anti Kriegs-Demonstrationen teil, 
und engagiert sich mit Leidenschaft 
nicht nur im ökologischen Bereich, 
sondern auch im Bereich Gleichstellung 
von Schwarzen und Weißen.

Negative Entwicklungen
Laut dem neuesten amtlichen Be-
schäftigungsbericht gingen 85.000 
Arbeitsstellen im Monat Dezember 
2009 in den USA verloren. Alles, 
was ich gelesen habe, weist da-
raufhin, dass es in den Vereinigten 
Staaten noch viel schlimmer wird, 
ehe es sich zu bessern beginnt.

Schon jetzt sind die Vereinigten 
Staaten auf die 7. Stelle der lebens-
wertesten Länder der Welt gerutscht, 
hinter Frankreich, Australien, der 
Schweiz, Deutschland und Neusee-
land. Die Stellung der USA in der 
Welt wird in Zukunft noch weiter 
rutschen, wenn die gegenwärtigen 
Tendenzen nicht abgebremst wer-
den.

Die Vereinigten Staaten werden 
schnell zu einem noch mehr 
geteilten Land:
- Über 31% der Puertoricaner leben 
in Armut, was sie zur ärmsten eth-
nischen Gruppe in den USA macht. 
Währenddessen geht der Krieg 
gegen Latinos weiter, mit Schikanen 
durch die Polizei, Rasterfahndung 

nach ethnischen Kriterien [„racial 
profi ling“] und Abschiebungen der 
„Papierlosen“ wegen Autofahrens - 
so unglaublich es klingt.

- Ungefähr 166 Prozesse, welche 
die Gerichtsinstanzen in den USA 
zur Zeit durchlaufen, zielen auf 
Palästinenser in den Vereinigten 
Staaten, die versucht haben, Pa-
lästina zu helfen, und sie werden 
mittels neuer Gesetze angeklagt, 
welche vor einer Generation noch 
undenkbar gewesen wären – z.B. 
das Gesetz über Geheime Beweis-
mittel. Meine Schwester im Geist, 
Lynne Stewart, eine politisch aktive 
Rechtsanwältin aus Gewissensgrün-
den, sitzt im Augenblick in einem 
amerikanischen Gefängnis, weil sie 
es gewagt hat, einen muslimischen 
Geistlichen zu vertreten, der mit den 
USA in Konfl ikt geraten ist. Was für 
eine Botschaft wird damit an andere 
RechtsanwältInnen geschickt, die 
der Vorstellung verpfl ichtet sind, 
dass jedermann zumindest ein ge-
rechtes Verfahren verdient!

Laut der Gruppe „United for a Fair 
Economy“, deren Arbeit ich sehr 
schätze, liegt die Arbeitslosenquo-
te unter Schwarzen jetzt bei 14,7 
Prozent, verglichen mit 8,7 Prozent 
unter Weißen. Und im Jahr 2007 
hatte für jeden Dollar weißen Wohl-
stands eine schwarze Familie nur 
zehn Cent.

Allein durch den Bankenschwin-
del der „sub-prime“- Hypotheken 
erleben Schwarze und Latinos zur 

Cynthia McKinney

Bericht einer 
politischen 
Aktivistin 
aus USA
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Zeit den größten Vermögensver-
lust in der neueren Geschichte der 
USA, weil 53% der Schwarzen und 
47% der Latinos solche Hypotheken 
aufgehalst bekamen, gegenüber nur 
26% der Weißen. Die habgierige 
Bankiersklasse befand sich in einem 
Fressrausch, und futterte von den 
Hoff nungen der Schwarzen und 
Braunen, Teil des „amerikanischen 
Traums“ zu werden.

Laut einer neueren Untersuchung 
sind die Schulen in den USA heu-
te mehr nach Rassen getrennt als 
in den 1950er Jahren. In unserem 

ethnisch und kulturell vielfältigsten 
Bundesland Kalifornien besuchen die 
Hälfte aller schwarzen und asia-
tischen SchülerInnen [in der Praxis] 
sowie ein Viertel der indianischen 
SchülerInnen und derjenigen la-
teinamerikanischer Abstammung 
getrennte Schulen.

Und junge schwarze Mädchen 
erleben ungewollte Sterilisierungen 
und andere Komplikationen wegen 
erzwungener Impfungen mit einem 
Arzneimittel im Versuchsstadium in 
jenen Schulen.

1954 befand unser Oberster Ge-
richtshof, dass die Rassentrennung 
von Natur aus „ungleich“ bedeute.

Dementsprechend sind Schulen in 
ärmeren Gebieten äußerst ungleich, 

mit nicht einmal den geringsten 
Hilfsmaßnahmen gegen die grundle-
genden gesellschaftlichen Ursachen, 
welche die schulischen Leistungen 
stark beeinfl ussen.

Das führt natürlich schön weiter in 
den gefängnis-industriellen Kom-
plex, der eine sprudelnde Einnah-
mequelle für diejenigen ist, die ein 
frei verfügbares Einkommen haben, 
das sie in den privaten Gefängnissen 
der USA investieren können, oder 
für diejenigen, die das Glück ha-
ben, ein Unternehmen zu besitzen, 
das mit den Gefängnissen Verträge 

abschließt, um die Insassen für Pfen-
nigstundenlöhne arbeiten zu lassen.

Ja, die Vereinigten Staaten, in de-
nen mehr Leute inhaftiert sind als 
in irgendeinem anderen Land auf 
dem Globus, ist zu einem Einbuch-
tungsland geworden –  aber nur für 
bestimmte Menschen. Wenn man 
verdächtigt wird, als Lateinameri-
kaner ohne Führerschein Auto zu 
fahren, kann man angehalten und 
abgeschoben werden, weil bloß eine 
Birne im Rücklicht ausgebrannt ist. 
Aber die Präsidenten George Bush, 
Bill Clinton, und Barack Obama 
können den Tod Hundertausender 
Unschuldiger auf dem ganzen Glo-
bus befehlen, und laufen trotzdem 
frei herum, ohne selbst eine Festnah-
me durch Privatpersonen befürchten 

zu müssen, geschweige denn einen 
Haftbefehl eines echten, amtlichen 
Tribunals.

So unglaublich es scheint, wurde 
Weißen, deren Glück in dem Haufen 
nicht gehaltener politischer Verspre-
chen und entkräftender Staatsschul-
den der USA im Sinken war, von 
Interessengruppen-Medien vorge-
betet, dass es in Ordnung sei, den 
„Anderen“ zu hassen. Es gab wenig 
landesweite Empörung als Pat Ro-
bertson sagte, dass man ein Attentat 
auf Hugo Chavez verüben sollte, und 
dann, noch später, als dieser Kleriker 
meinte, dass die Haitianer so viel 
gelitten haben, weil sie einen Pakt 
mit dem Teufel geschlossen hätten, 
um die französische Sklaverei abzu-
schütteln.

So unglaublich es scheint: Wäh-
rend eine Rekordzahl Schwarzer 
Lebensmittelnothilfe beantragen, 
und Farbige nicht nur ihre Häuser, 
sondern auch ihre Träume verlieren, 
propagieren FOX News und CNN, 
dass es jene „Anderen“, jene Far-
bigen, seien, die für das Ertrinken 
der weißen Amerikaner verantwort-
lich sind. Und dazu gehört auch 
Präsident Obama, um dessen Tod ein 
Prediger der Südbaptisten zu Gott 
gebetet hat. Ich frage mich, wer sein 
Gott ist.

Die Nachrichtensendungen, die von 
den meisten Menschen in den USA 
gesehen werden, weigern sich, den 
Menschen die Wahrheit über die 
Bedingungen und die Hintergründe 
von solchen Ungerechtigkeiten und 
solchem Hass zu erzählen. 

Jedoch bilden, laut der Ministerin 
für Heimatschutz Janet Napolita-
no, gewisse Weiße auch einen Teil 
des Problems: Ihr zufolge sind dies 
sowohl die UmweltschützerInnen 
als auch diejenigen, die off en eine 
weiße Vorherrschaft fordern. Aber 
interessanterweise scheint Hass, 
der zugunsten von Interessengrup-
pen von Fernsehmoderatoren und 
dergleichen ausgespien wird, in 
Ordnung zu sein, solange sie dem 
politischen Paradigma der Republi-
kaner und Demokraten verpfl ichtet 
bleiben.
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Die Staatsfeinde Napolitanos, 
die „Weißen Suprematisten“ und 
Umweltschützer, haben vor mehr 
als zwei Generationen jenes ange-
passte Paradigma verlassen. Und ich 
glaube, dass alle, die jenes Paradig-
ma aufgeben, und selber zu denken 
beginnen und dann gemäß ihrer 
eigenständigen kritischen Analyse 
politisch handeln, anfangen können, 
unser Land auf den Weg zur echten 
Unabhängigkeit von denjenigen 
Interessengruppen zu bringen, die 
jeden Aspekt unseres Regierungs-, 
Rechts- und politischen Apparats 
übernommen haben und wie ein 
Parasit unserem Staatswesen die 
Lebenskraft aussaugten. 

Aber das Verlassen der akzeptierten 
politischen Ordnung bringt uns ins 
Fadenkreuz derjenigen, deren Stel-
lung und Macht darauf beruhen.

Und weil die Vereinigten Staaten 
heute eine steuerlose, führungslose, 
geteilte, auseinanderbrechende 
Gesellschaft sind, müssen wir jetzt 
noch mehr als je zuvor das anwen-
den, was die öff entlichen Schulen 
in unserem Land schon lange nicht 
mehr liefern: Kritisches Denken 
darüber, wo wir als Staatengemein-
schaft stehen wollen und wo wir in 
den USA als Land stehen wollen.

Was tun?
Und damit komme ich zu den echten 
Gewinnern inmitten dieses gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen 
Zusammenbruchs. Die meisten 
Menschen verbringen viel Zeit da-
mit, sich die Verlierer eines solchen 
Szenarios anzuschauen – und wir 
müssen uns um die unschuldigen 
Opfer sorgen, die den höchsten Preis 
in den großen politischen Macht-
spielen unserer Tage zahlen. Aber 
wir dürfen es nicht vernachlässigen, 
uns die Zeit zu nehmen, nachzufor-
schen, wer sich tatsächlich mit dem 
Diebesgut davon schleicht.

Es gibt echte Gewinner, und es sind 
diejenigen, die George Bush seine 
Basis nannte: nämlich die Besitzen-
den und die noch mehr Besitzenden.

Präsident Obama hat ihnen ungefähr 
23,7 Billionen unserer schwerver-

dienten Dollars eilig zugeschoben. 
Daher muss der eigentliche Zweck 
unserer politischen Arbeit sein, 
den Diebstahl eines ganzen Landes 
unter dem Deckmantel von „Hope“, 
„Change“, und „Yes We Can“ zu 
verhindern.

Das ist der einzige Zweck, an dem 
unsere politische Arbeit jetzt ausge-
richtet sein muss.

Es bedeutet also, dass diejenigen 
von uns, die sich vom „akzeptablen“ 
politischen Paradigma verabschiedet 
haben, bereit sein müssen, mitei-
nander zu verkehren und gemein-
same Grundlagen für unsere Arbeit 
zu fi nden. Meiner Erfahrung nach 
verstärken solche Interaktionen zu-
künftige Möglichkeiten zur positiven 
politischen Zusammenarbeit.

Eine sorgfältige Lektüre der COIN-
TELPRO- Unterlagen1 enthüllt, dass 
die größte Befürchtung in Regie-
rungskreisen war, dass die Interessen 
der Strippenzieher völlig überwältigt 
und verschlungen werden könnten. 
Sie hatten zu jener Zeit der Bürger-
rechtsbewegung Angst, dass sich 
Schwarze und Weiße  vereinigen 
und erfolgreich ein Programm für 
eine soziale Gerechtigkeit einfordern 
könnten, die sowohl die  Innen- wie 
auch die Außenpolitik umfasste. 
Wenn sie damals davor Angst gehabt 
haben, kann ich Ihnen garantieren, 
dass sie sich jetzt noch davor fürch-
ten.

Zweitens, die Führung dieser neuen 
Bewegung darf nicht die Führung 
sein, die für das Absterben der 
Wahrheits-2, Gerechtigkeits- und 

1  „COINTELPRO“ (Counter Intellegence 
Program), eine Kampagne des FBI in 
den sechziger und siebziger Jahren, um 
linke Parteien, Bürgerrechts-, Friedens- 
und Frauenbewegungen in den USA zu 
infi ltrieren und zu sabotieren.

 
2  mit „Wahrheitsbewegung“ ist vor 
allem die Bewegung gemeint, welche 
versucht, nach der Widerlegung der 
regierungsamtlichen Geschichte, die 
Wahrheit über die Anschläge des 11. 
September (und über Attentate wie das 
auf Martin Luther King) ans Licht zu 
bringen. 

Friedensbewegungen innerhalb der 
Vereinigten Staaten verantwortlich 
ist.

Sich an die gleichen Leute zu wen-
den, die das Problem verursacht 
haben, indem sie ihre öff entlich 
verkündeten Überzeugungen auf-
gegeben haben, wird uns nicht der 
Wahrheit oder dem Frieden näher 
bringen.

Das bedeutet, dass wir vielleicht un-
sere Reihen ausdünnen müssen, aber 
wir werden zumindest wissen, dass 
diejenigen, die mit uns im Schützen-
graben liegen, nicht auch mit dem 
Feind ins Bett gehen.

Und schließlich brauchen wir einen 
Wählerblock, dem Frieden und der 
Haushaltsvorrang von Frieden und 
den Bedürfnissen der Bevölkerung 
wichtiger sind als irgendein sons–
tiges Sonderinteresse. Dieser Wäh-
lerblock wird keinen Kandidaten 
unterstützen, der für die Kriegspartei 
kandidiert. Denn es sollte jedem, 
dem es um den Frieden geht, völlig 
klar sein, dass wir nicht von hier bis 
dorthin, wo wir sein wollen, gelan-
gen können, wenn wir dasselbe  ma-
chen wie diejenigen, die für dieses 
Schlamassel verantwortlich sind. Wir 
müssen etwas anderes machen, um 
unser Land zurückzugewinnen und 
unser Land besser zu machen.

Solange wir nicht bereit sind, aus 
dem Kasten des politischen Konfor-
mismus herauszutreten, werden wir 
weiterhin das bekommen, was wir 
immer schon bekommen haben.

Kongress-Gerangel
Und jetzt möchte ich fürs Protokoll 
festhalten, dass ich den Kongress 
nicht verlassen habe, weil ich wollte, 
sondern weil die Interessengruppen 
und die Kriegspartei mich da los 
werden wollten.

Was habe ich denn wohl gemacht, 
um ihren Zorn zu erwecken?

Nun, in den zwölf Jahren, in denen 
ich Kongressabgeordnete war, habe 
ich:

1. eine Klageschrift zur Einleitung 
eines Amtsenthebungsverfahrens ge-
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gen George Bush, Dick Cheney, und 
Condolezza Rice eingereicht;

2. gegen jede Geldbewilligung für 
das Pentagon gestimmt, da ich es 
für unanständig hielt, soviel Geld 
für Krieg auszugeben, während 
Millionen unserer Kinder jede Nacht 
hungrig ins Bett gehen;

3. habe ich der Führung der De-
mokratischen Partei im Kongress 
getrotzt, indem ich eine Anhörung 
des Kongresses veranstaltete, welche 
die Rolle von Rasse und Klasse in 
der Reaktion der Regierung auf den 
Orkan Katarina untersuchte. Und 
ich habe einen Gesetzesentwurf 
eingebracht, um Polizeikräfte zu 
bestrafen, welche die hauptsäch-
lich schwarzen BürgerInnen, die 
vor dem Hochwasser fl ohen, daran 
gehindert haben, von New Orleans 
in die hauptsächlich weißen Vororte 
überzusetzen.

4. Ich habe ein Gesetz verfasst, 
um die Einfuhr von Coltan aus der 
Demokratischen Republik Kongo in 
die Vereinigten Staaten zu verbieten. 
Grund dafür sind die entsetzlichen 
Menschenrechtsverletzungen, die bei 
seinem Abbau begangen werden.

5. Ich habe als erste Kongressabge-
ordnete die Regierung Bush über 
den Angriff  des 11. September 2001 
auf die USA gefragt, was sie gewusst 
habe und wann sie es gewusst habe; 
und ich habe

6. die Delegation des Congressional 
Black Caucus3 bei der Weltkonfe-
renz gegen Rassismus 2001 ange-
führt, dem Boykott des Präsidenten 
Bush zum Trotz.

Zurzeit bin ich Unterstützerin des 
B. Russell-Tribunal, das bei der 
Einreichung einer Klage gegen 
alle für Kriegsverbrechen in Irak 
verantwortlichen US-Präsidenten in 
Spanien mitgearbeitet hat.

Ich nehme an den Bemühungen der 
Malaysia Peace Organization teil, 
Krieg zu einem Verbrechen zu er-

3  Eine Organisation schwarzer Kon-
gressabgeordneter (normalerweise aus 
der Demokratischen Partei) 

klären, ein Kriegsverbrechertribunal 
zu errichten und politische Führer 
für ihre Kriege zur Rechenschaft zu 
ziehen.

Und im Dezember 2008 habe ich 
nach dem Beginn des Unternehmens 
„Gegossenes Blei“ versucht, huma-
nitäre Lieferungen an die Menschen 
in Gaza zu bringen. Das israelische 
Militär hat unser Schiff  gerammt 
und zerstört.

Im Juni 2009 habe ich versucht, 
den Kindern Gazas Malkreiden zu 
bringen, und die Israelis haben unser 
Schiff  gekapert und uns entführt und 
nach Israel gebracht, wo ich sieben 
Tage in einem israelischen Gefängnis 
verbrachte.

Ich mache nun mit persönlichem 
Einsatz, was ich zuvor mit meinem 
Amt im Kongress gemacht habe.

Ich habe Washington verlassen, 
weil die Pro-Israel-Lobby innerhalb 
der Demokratischen und der Repu-
blikanischen Partei mich ins Visier 
nahm und aus dem Amt drängte. Sie 
haben mich aus dem Amt gedrängt, 
weil ich es gewagt habe zu glauben, 
dass alle Menschen, einschließlich 
PalästinenserInnen, Menschenrechte 
haben.

Bei einer Friedenskundgebung im 

Jahr 2007 vor dem Pentagon habe 
ich das getan, wozu ich jetzt eine 
Million US-amerikanische Wähle-
rInnen auch auff ordere: Ich habe 
meine Unabhängigkeit von einer 
nationalen Führung erklärt, welche 
mein Land an Kriegsverbrechen, Fol-
ter, Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und Verbrechen gegen den 
Frieden mitschuldig werden ließ.

Präsidentschaftskandiatur
Ich bin der Grünen Partei beigetre-
ten und kandidierte 2008 für das 
Amt der Präsidentin der Vereinigten 
Staaten. Ich bin kreuz und quer 
durch mein Land gereist, und jetzt 
reise ich durch die Welt mit einer 
Botschaft der Wahrheit und Gerech-
tigkeit und plädiere für Frieden und 
Würde. Ich habe ungefähr zehn der 
zwölf Monate des Jahrs 2009 im 
Ausland verbracht.

Aber meine Freunde und Unterstüt-
zerInnen sagen mir jetzt, dass es Zeit 
sei, wieder nach Hause zu kommen. 
Dass die echt schweren Anstren-
gungen innerhalb unseres Landes 
sind. Dass, wenn wir ein besseres Le-
ben für die Menschen in Flüchtlings-
lagern auf der ganzen Welt wollen, 
wir die Politik, die aus Washington 
kommt, ändern müssen.

Mein aller erstes Wahlkampfmot-
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to lautete „Kämpfer tragen keine 
Orden, sie tragen Narben“. Und ich 
habe meine Narben öff entlich in den 
Augen aller Welt getragen.

Und, ehrlich gesagt, manchmal frage 
ich mich, ob es der Mühe wert ist. 
Ich schaue mir den Zustand der 
Welt an und sage mir, was kann 
ich überhaupt machen, um das zu 
verhindern.

Und dann denke ich an die Bevölke-
rung Gazas, die ich nach dem isra-
elischen Unternehmen „Gegossenes 
Blei“ gesehen habe. In Gaza habe 
ich einen unbezwingbaren Geist 
der Menschheit gesehen. Trotz des 
Schmerzes, des Mordens, des Tötens, 
der Vernichtung -- ich habe Leben 
gesehen. Ich habe Liebe erlebt.

Aber wir müssen nicht nach Gaza 
fahren, um Ermutigung zur Fort-
führung des Kampfes zu gewinnen. 
Wenn wir es nur wagen, in die 

Augen eines Obdachlosen, der ein 
warmes Bett sucht, oder in das 
müde Gesicht einer Mutter, die 
um 6 Uhr in der Früh in die Arbeit 
fährt, zu schauen, wenn wir es nur 
wagen würden, die namenlosen 
Menschen anzusehen, deren Leben 
von den politischen Maßnahmen 
bestimmt wird, die mächtige Po-
litikerInnen nach Belieben unter-
stützen oder ignorieren, weiß ich, 
dass wir inspiriert werden können. 
Und dabei einen Funken Hoff nung 
in den Verzweifelten und Hoff -
nungslosen zünden.

Keiner verdient es, hoff nungs-
los zu sein.
Also habe ich einen langen Weg 
zurückgelegt, um bei Ihnen zu 
sein. Und ich danke Ihnen für die 
Einladung. Ich möchte auch diese 
Gelegenheit wahrnehmen, um 
einen Freund unter den Zuhörern 
zu begrüßen, der von Afrika bis 

hierher gekommen ist, um unter uns 
zu sein.

Während wir unsere Kundgebung 
gegen die Eskalation des Krieges im 
Afghanistan vor dem Weißen Haus 
organisiert haben, hat mich einer 
meiner Unterstützer an meinen eige-
nen Spruch erinnert: Wir dürfen nie 
aufgeben, wenn wir im Recht sind.

Der Frieden ist recht, und wir dürfen 
nie aufgeben.

Danke vielmals dafür, dass Sie mir 
diese Gelegenheit heute Abend gege-
ben haben, mit Ihnen zu sein.

Fußnoten 1 - 3: Anmerkungen des Übersetzers 
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Nach der Begrüßung der ReferentInnen 
vom gestrigen Abend bittet der Mo-
derator Clemens Ronnefeldt zunächst 
Michael Henderson  um einen kurzen 
Imput zu seinem Thema „Vergebung“.

Michael Henderson:
Das ist jetzt sehr peinlich. Ich hatte 
nicht mit noch einer Rede gerechnet. 

Ich will 
statt-
dessen 
zuerst 
auf mein 
jüngstes 
Buch 
hinwei-
sen, das 
gera-
de in 
England 
erschie-
nen ist: 
„No en-
emy to 

conquer“, auf Deutsch: „Kein Feind 
zu besiegen“. Für das Vorwort konn-
te ich den Dalai Lama gewinnen. 
Eine Dame in meinem Verlag, die 
das Buch schon gelesen hatte, sagte 
zu mir: „Das ist eine Vergebung 
mit Zähnen.“  Ich will damit sagen: 
Vergebung ist keine sanfte Sache, 
bei der man für Andere zum Fußab-
streifer wird oder bei der der Mörder 
so ohne eine Strafe davon kommen 
kann. Vergebung ist viel stärker 
als das. Ich wollte mit Geschichten 
zeigen, was Vergebung ist.

Dazu verweise ich auf meine Schil-
derungen vom gestrigen Abend, wie 
ich zu dem Konferenzzentrum in 
Caux in der Schweiz gekommen bin. 
Nachdem sich dort meine Mutter, 
eine irische Protestantin, bereit 
gefunden hatte, mit den irischen 
Katholiken zusammen zu arbeiten, 
befasste ich mich intensiv mit dem 
Thema der Aussöhnung. Ich studier-
te dieses Phänomen vier Jahre lang. 
Zum 50. Jahrestag dieses Konferenz-
zentrums schrieb ich ein Buch über 
die Geschichten, die sich hier abge-

spielt hatten, 
und über deren 
Auswirkungen. 
Und es wurde 
klar, dass im-
mer wieder der 
entscheidende 
Faktor die 
Vergebung war. 
Das Buch heißt 
„The Forgive-
nings Factor“. 
In diesem wie auch in späteren 
Büchern beschreibe ich einfach, wie 
die Geschichten abgelaufen sind. 
Gestern Abend erwähnte ich schon, 
was sich in Nordirland, in Südafrika 
und in Nigeria abgespielt hat.

Mir ist es sehr wichtig, dass wir 
mehr wissen über diese Möglichkeit 
der Entfeindung durch Vergebung. 
Dies bedeutet nicht, dass man die 
Justiz aufgeben muss. Denn jeder 
Täter muss die Bestrafung für seine 
Handlung annehmen und erdulden. 
Aber das schließt die Vergebung 
nicht aus.

Es folgt der Einstieg von Alejandra 
Londoño aus Kolumbien. 

Alejandra Londoño:
Ich spreche zunächst über “Red Ju-
venil” (zu deutsch: Jugendnetzwerk) 
und 
über den 
Krieg in 
Kolum-
bien. Red 
Juvenil 
ist eine 
Organisa-
tion von 
Jugend-
lichen, 
die in 
der Stadt 
Medellín 
ansässig sind. In der Stadt gibt es 
viele Konfl ikte, von denen ein groß-
er Teil mit Drogenhandel zu tun hat. 
Eine Folge ist, dass schon seit langer 
Zeit  Menschen einfach verschwin-

den. Heute gibt es in Medellín nur 
noch wenige Menschen im Alter 
von 30 – 40 Jahren. In Red Juvenil 
haben Jungen und Mädchen heute 
die Möglichkeit, auf verschiedene 
Weisen gegen den Krieg aktiv zu 
werden. Zu unseren Aktivitäten ge-
hören Kriegsdienstverweigerung, das 
Herausholen von Jugendlichen aus 
den Militärbataillonen, öff entliche 
Veranstaltungen zum Thema Milita-
risierung der Gesellschaft, Informati-
onsveranstaltungen für Jugendliche 
aus ärmeren Vierteln sowie Bil-
dungsaktivitäten für Indianer- und 
afroamerikanische Gemeinden und 
für Bauern. Für uns ist eine interna-
tionale  Aufmerksamkeit  für unsere 
Projekte in Kolumbien sehr wichtig, 
weil die Regierung gar nicht rea-
giert, wenn bestimmte Forderungen 
nur von Bewohnern im eigenen 
Land erhoben werden. Wenn unsere 
Aktionen aber von Personen und 
Organisationen z.B. in Europa unter-
stützt werden, dann gewinnen sie an 
Gewicht. 

Wir sind ein Teil einer internatio-
nalen Organisation, die in verschie-
denen Teilen des Landes präsent ist.  
Die Unterstützung durch internatio-
nale Organisationen ist v.a. für die 
Kriegsdienstverweigerung in Kolum-
bien wichtig.  Wir hoff en, dass Sie 
alle bei der Unterstützung unserer 
Aktionen aktiv werden.

Clemens Ronnefeldt  ergänzt:
Kürzlich berichtete die Süddeutsche 
Zeitung in einer kleinen Notiz, dass 
in Kolumbien erst vor wenigen Ta-
gen ein Massengrab mit 2 000 Toten 

Bericht aus dem 
Diskussionsforum
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gefunden worden sei. Davon seien 
alle in den letzten 5 Jahren ermor-
det worden. Eine solche Nachricht 
beherrscht nicht die großen Schlag-
zeilen, aber sie zeigt die Gewalttätig-
keit in diesem Land.

Clemens Ronnefeldt bittet nun Cyn-
thia McKinney aus den USA um ihr 
Statement.

Cynthia McKinney:
Ich habe in meiner eigenen poli-
tischen Karriere erlebt, was Michael 

Henderson angesprochen hat. Als 
ich mich das erste Mal um einen 
Sitz im Kongress bewarb, war mein 
Wahlbezirk sehr groß. Er erstreckte 
sich über einen weiten Streifen von 
Georgia und den Vororten Atlantas 
durch ländliche Gebiete, die v.a. von 
Schwarzen bewohnt sind, dann über 
Städte wie Augusta und Savannah. 
Das war der zweitärmste Distrikt in 
Georgia. Die Schwarzen lebten dort 
so, als hätte es noch niemals die 
berühmten Gesetze über die Wahl-
beteiligung und die Bürgerrechte 
der Schwarzen gegeben. Obwohl das 
der sog. Schwarze Gürtel war mit 
einer überwiegenden Mehrheit von 
Schwarzen in vielen Landkreisen, 
war die führende politische Klasse 
überwiegend von Weißen dominiert. 
Hier musste ich Wahlkampf führen. 
Es gab dort Orte, in denen ich wegen 
des Ku Klux Klans nicht übernach-
ten konnte. Das wäre zu gefährlich 
gewesen. Es gab Leute, die mir nicht 
die Hand geben wollten. Meine 
Unterstützer in diesem ländlichen 
Bezirk erlebten, dass man nachts in 
ihre Häuser schoss. In diesem Gebiet 
war die Gewalttätigkeit der 50er 
Jahre noch weit verbreitet, obwohl 
wir uns im Jahr 1992 befanden. 
Aber die dortige schwarze Bevöl-

kerung fand es inspirierend, dass 
ich mich als Schwarze um das Amt 
einer Kongressabgeordneten bewarb 
und auf den holprigen Pisten von 
einem Ort zum anderen fuhr, ihnen 
die Hand schüttelte und mit ihnen 
über ihre Probleme sprach. Sie 
beteiligten sich dann doch alle an 
der Wahl, und so konnte ich gewin-
nen und kam in den Kongress. Nach 
meinem Sieg bei der Wahl gab es 
allerdings eine heftige Debatte im 
Wahlbezirk. Die Flut der Stimmen, 
die in Opposition zu den Weißen 
stand, schwoll an. Aber ich wollte 
die Weißen nicht aus der Politik 
ausschließen. Wir fuhren deshalb 
durch den ganzen Wahlbezirk und 
hielten Einheitsempfänge ab. In 
einer kleinen Ortschaft lud der 
Bürgermeister sogar Mitglieder des 
Ku Klux Klans ein und diese kamen.  
Vier Jahre lang war ich Abgeordnete 
für diesen Wahlbezirk.  Es schien, 
dass in dieser Zeit von den Weißen 
eine Bürde abgenommen worden 
war. Die Leute begannen zusammen 
zu arbeiten und es gelang ihnen, 
Fördermittel für bisher niemals 
realisierbare Projekte zu erhalten. 
So konnten wir in diesen vier Jahren 
tatsächlich positive Veränderungen 
bewirken. Leider war dieses Expe-
riment der Versöhnung nur sehr 
kurzlebig. Denn eine kleine Gruppe 
von Leuten, die mit der örtlichen 
Machtstruktur liiert waren – u.a. 
auch mit der Anti-Deformations-
Leage, einer militanten Gruppierung 
in den USA – erhob Klage, dass 
dieser Wahlbezirk nicht rechtmäßig 
eingerichtet und abgegrenzt wor-
den sei. Diese Klage ging bis zum 
obersten Gerichtshof und sie haben 
schließlich gewonnen. Das Ergebnis 
war, dass der Wahlbezirk aufgelöst 
und neu eingerichtet wurde.

Meine eigene Erfahrung als eine 
Schwarze aus dem Süden, aus einem 
der ehemaligen Rebellenstaaten, 
war, dass Versöhnung sehr wohl 
möglich ist, wo man miteinander 
spricht.

Publikum:
Ein Teilnehmer fragt nach der gestern 
angesprochenen strukturellen Gewalt in 
Lateinamerika und nach Gegenentwür-
fen, die Hoff nung wecken.

Alejandra Londoño:
Bei Red Juvenil betrachten wir 
nicht nur den Ort der strukturellen 
Gewalt, sondern auch die ganze 
Verkettung, die zu diesen Morden 
führt. Ich nenne einige Momente der 
strukturellen Gewalt:

Gebiete, die reich an natürlichen 
Ressourcen sind, befi nden sich im 
Besitz einiger weniger Großgrund-
besitzer, d.h. Reichtum konzentriert 
sich bei einer Minderheit. Deshalb 
haben auf der anderen Seite die 
meisten Menschen nur geringe 
Bildungschancen und kaum einen 
Zugang zum Gesundheitswesen. Die 
Folgen sind wachsende Armut und 
Hunger. In Kolumbien sterben heute 
noch viele Menschen an Hunger. 
Deshalb ist es für uns als antimi-
litaristische Organisation wichtig 
deutlich zu machen, dass bei uns 
die Gewalt nicht nur aus Gewehren 
kommt, sondern dass es viele Mög-
lichkeiten des Mordens gibt. 

Ein weiteres Moment der struktu-
rellen Gewalt ist die Ausbeutung der 
Ressourcen unseres Landes durch 
multinationale Konzerne und durch 
andere ausländische Investoren, die 
den je eigenen nationalen Interessen 
dienen.

In Kolumbien gibt es viele Rea-
litäten nebeneinander. Wer das 
Land als Tourist besucht, wird es 
als sehr schön erleben – und es 
ist tatsächlich schön. Für die Tou-
rismusindustrie wurden natürlich 
einige Fleckchen besonders prächtig  
ausgestaltet. Aber diese Bilder über-
tünchen natürlich die tatsächliche 
Situation in Kolumbien.

Wir glauben, dass das die Grün-
de für die Gewalt sind, die wir in 
unserem Land erleben. Und wir 
wissen: Wenn diese Zustände nicht 
geändert werden, werden wir kein 
anderes Kolumbien bekommen. Aber 
die Menschen in Kolumbien  und in 
Lateinamerika träumen immer noch 
und haben die Hoff nung nicht aufge-
geben, eine Veränderung herbei zu 
führen.

Der Militarismus in Kolumbien führt 
heute bei vielen Menschen zu einer 
Abstumpfung. Andererseits sind 
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viele bei uns aber auch kriegsmüde 
und gehen deshalb auf die Stra-
ße und demonstrieren. Wir setzen 
unsere Hoff nung auf die Vision einer 
Welt, die wir bei Red Juvenil ent-
wickeln. Wir arbeiten mit anderen 
Organisationen und Personen zusam-
men, die genau wie wir glauben, 
dass wir eine Änderung erreichen 
werden.

Ergänzung von Clemens Ronnefeldt:
Es gibt ein landesweites Netz von Servi-
cio Paz y Justizia und in Deutschland 
Peace Brigade International, die Men-
schenrechtsbeobachter nach Kolumbien 
schicken, welche mit Gewerkschaftern 
arbeiten, um sie vor der Ermordung zu 
schützen. Es gibt auch zivile Fachkräfte 
und –dienste aus Deutschland, die in 
Kolumbien tätig sind.

Publikum:
Ich erlebe, dass hier in München die 
jüngere Generation, die sich eher als 
„Antikriegsbewegung“ bezeichnet, mit 
dem Begriff  und der Lebenseinstellung 
„Vergebung“ ganz große Probleme 
hat. Ich möchte gerne wissen, ob diese 
Vergebungsfähigkeit aufgrund Ihrer 
Beobachtung eher eine Fähigkeit des 
Alters und der Lebensreife ist, oder ob 
Sie auch Beispiele beobachtet haben, 
bei denen auch ganz junge Menschen 
diese Vergebungsfähigkeit gelebt haben.

Michael Henderson: 
Ich glaube nicht, dass das irgen-
detwas mit dem Alter zu tun hat. 
Wie ich bereits gesagt habe, ist der 
wichtigste Faktor, dass jeder bei 
sich selbst anfängt. Ich glaube, es 
kommt auf die Motivation an. Die 
Leute müssen verstehen können, 
warum in einer bestimmten Situati-
on die Vergebung eine Hilfe ist. Das 
ist auch der Grund dafür, weshalb 
ich alles in Geschichten erzähle und 
keine Theorien präsentiere. Ich habe 
erlebt, wie junge und wie alte Men-
schen vergeben haben. In Nordirland 
z.B. sind oft die Eltern das Problem, 
weil sie ihre Kinder mit den alten 
Einstellungen erziehen. Darum ist 
es dort so wichtig, den Menschen 
an Beispielen zu zeigen, wie anders 
gelebt werden kann.

In Westafrika habe ich junge Men-
schen unter ganz schrecklichen Le-

bensbedingungen erlebt. Sie haben 
einander die Arme abgeschnitten 
oder sogar getötet. Als sie aber 
eine Vision gesehen haben, was aus 
ihrem Land werden könnte, haben 
sie einander vergeben. In Großbri-
tannien habe ich ältere Menschen 
gesehen, denen es nicht möglich ist, 
den Japanern Dinge zu vergeben, 
die im 2. Weltkrieg geschehen sind. 
Und doch habe ich auch ältere Men-
schen erlebt, die genau die gleiche 
Erfahrung gemacht haben und in der 
Lage sind, zu vergeben. Ich stellte 
mir die Frage: Woran liegt das? 
Manchmal liegt es an den Menschen, 
die um einen herum sind. Da sagt 
z.B. jemand: „Ja, du hast furcht-
bar gelitten. Klare Konsequenz: Du 
solltest nie nach Japan fahren und 
du solltest auch niemals was Japa-
nisches kaufen.“ Und wieder Andere 
hören von jemand: „Ja, ich weiß, 
es war großes Leid. Aber ich habe 
vergeben. Denke doch mal nach, ob 
du nicht das Gleiche tun könntest.“  
Aber ob ein Mensch jung oder alt 
ist, die Vergebung ist immer eine 
schwierige Herausforderung.

Cynthia McKinney:
Ich möchte dem etwas hinzu fügen. 
Was den Krieg betriff t, muss auch 
der Gedanke der Gerechtigkeit eine 
Rolle spielen. Ich weiß gar nicht, 
wie Vergebung geschehen soll ohne 
Gerechtigkeit. Nehmen wir das 

Beispiel Sierra Leone. Dort wurde 
eine Gruppe sogenannter Rebellen 
zu dem Zweck geschaff en, dass die 
Diamanten aus Sierra Leone gestoh-
len werden konnten.

Alejandra Londoño:
Ich glaube, dass Vergebung mit dem 
Alter nichts zu tun hat. Sie hat viel-
mehr mit Wiedergutmachung und 

mit Erinnerung zu tun. In Kolumbien 
gibt es viele Personen, die Nein zur 
Vergebung sagen, Nein zur Verge-
bung staatlicher Verbrechen, bei 
denen es keine Wiedergutmachung 
gegeben hat. Ich glaube, dass es bei 
der Vergebung auf den Kontext an-
kommt und eben auf den politischen 
Willen der Herrschenden. Es ist 
unmöglich zu vergeben, wenn man 
weiterhin Opfer bleibt. Und genau 
so ist es in Kolumbien.

Publikum:
Ein Teilnehmer fragt nach der Rolle 
der Vergebung in einem fortdauernden 
Krieg, wie z.B. in Afghanistan, der 
ständig neue Opfer produziert. Müsse 
da nicht vor der Vergebung erst der 
Krieg beendet werden?

Michael Henderson:
In seiner Antwort betont Michael 
Henderson, dass es eine Rolle spiele, 
ob wir eine Atmosphäre der Ver-
gebung schaff en, z.B. der anderen 
Seite die Hand entgegenstrecken, so 
wie das Cynthia beim Wahlkampf in 
ihrem ersten Wahlkreis tun konnte. 
Wenn jemand noch voller Hass-
gefühle ist, wird ihm eine solche 
Geste sehr schwer fallen. Er sagt: 
Wir haben hier nur einen Teil der 
Gleichung, den wir ansehen kön-
nen. Jeder muss in seinem eigenen 
Gewissen forschen, ob er Teil davon 
werden kann. Ich stimme voll der 

Ansicht zu, dass Gerechtigkeit 
walten muss und dass Krimi-
nelle bestraft werden müssen. 
Aber bis das geschieht, müssen 
wir immer noch miteinander 
auskommen. Und jeder muss für 
sich, aber auch zusammen mit 
den Anderen den besten Weg 
fi nden, um nach vorne zu ge-
hen. Ich habe hier kein Rezept 
dafür, was andere Menschen tun 
sollen.

Cynthia McKinney:
Ich habe mir für mein eigenes Ver-
halten eine kleine Regel angewöhnt. 
Wenn ich jemandem begegne, der 
Opfer der US-Politik geworden ist, 
dann entschuldige ich mich gegen-
über diesem Menschen. Das tat ich 
z.B. gegenüber der Frau eines puer-
toricanischen Unabhängigkeitskämp-
fers, der vom FBI ermordet worden 
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war, oder gegenüber Palästinensern 
oder Ureinwohnern von Australien. 
Ich habe zur Kenntnis genommen, 
dass die deutsche Bundesregierung 
sich beim Volk der Hereros  für den 
einstmaligen Völkermord durch 
Deutsche entschuldigt hat. Aber 
wie Alejandra schon erwähnte, ist 
auch irgendeine Art der Wieder-
gutmachung erforderlich. Im Fall 
der deutschen Regierung ist diese 
allerdings unterblieben. Was ich für 
mich selbst jeden Tag tue, ist mein 
Beitrag dazu, die von meinem Land 
verursachten Schäden irgendwie zu 
reparieren.

Publikum:
Eine weitere Frage bezog sich auf die 
Kriegsdienstverweigerung.

Alejandra Londoño:
In Kolumbien gibt es keine gesetz-
lich geregelte Kriegsdienstverwei-
gerung. Die 18-jährigen Männer 
sind zum Kriegsdienst verpfl ichtet. 
In der Verfassung gibt es allerdings 
einen Artikel über die Gewissens-
freiheit. Dort heißt es, dass religiöse, 
ethische, moralische und politische 
Überzeugungen der Kolumbianer 
respektiert werden und sie nicht 
zu Handlungen gegen ihr Gewissen 
gezwungen werden können. Aber 
es gibt einen Widerspruch zwischen 
diesem Artikel und einem Gesetz, in 
dem steht, dass die jungen Männer 
den Wehrdienst leisten müssen.

Viele Aktionen von Red Juvenil 
und anderen Organisationen haben 
diesen Widerspruch in den kolum-
bianischen Gesetzen schon themati-
siert. In den Jahren 2008 und 2009 
haben sich deshalb verschiedene 
juristische Institutionen und Orga-

nisationen dazu geäußert und zwar 
im Sinne einer Unterstützung der 
Kriegsdienstverweigerer, aber es gibt 
immer noch keine offi  zielle Aner-
kennung für sie.

Die Militärs rekrutieren die jungen 
Männer oft auch mit Gewalt. Dabei 
fahren sie mit Lastwagen an Plätzen 
vor, wo viele Jugendliche zusammen 
kommen, z.B. vor Schulen, Kirchen 
und Konzerten, und laden die jungen 
Männer einfach auf. Dabei werden 
auch Ausnahmeregeln nicht berück-
sichtigt, nach denen z.B. Behinderte 
nicht zum Wehrdienst eingezogen 
werden dürfen. Gegen diese Zwangs-

rekrutierung gab es 
starke Proteste, aber 
der Staat reagiert bis-
her nicht darauf. Die 
Kriegsdienstverwei-
gerer haben es nicht 
nur mit der offi  ziellen 
Armee zu tun, sondern 
auch mit weiteren 
vier paramilitärischen 
Organisationen, die 
ebenfalls junge Leute 
rekrutieren.

Wenn ein Jugendlicher 
auf diese Weise eingezogen worden 
ist, schicken wir Informationen und 
Protestschreiben an internationale 
Stellen mit genauen Angaben über 
das Bataillon,  damit sich Einzel-
personen oder internationale Orga-
nisationen zu jedem einzelnen Fall 
äußern können. Auf diese Weise 
erreichten wir, dass viele eingezo-
gene Jugendliche wieder aus dem 
Militärdienst entlassen wurden.

Clemens Ronnefeldt :
1990 hat übrigens das höchste ko-
lumbianische Verfassungsgericht die 
Kriegsdienstverweigerung als nicht 
konform mit der Verfassung erklärt, 
aber am 14. Oktober 2009 diesen Be-
schluss rückgängig gemacht und gesagt, 
dass Kriegsdienstverweigerung mit der 
Verfassung vereinbar sei. Es beauftrag-
te gleichzeitig den Kongress mit einer 
Neuformulierung der entsprechenden 
Gesetze, so dass Kriegsdienstverweige-
rung rechtlich verankert wird.

Alejandra Londoño:
Wir warten allerdings seit 4 Mo-
naten auf dieses neue Gesetz und 

fürchten, dass ein starker Wider-
stand in Politik und Militär seine 
Realisierung verhindern könnte.

Publikum:
Bei der nächsten Frage an Michael 
Henderson geht es um die Bitte um 
Verzeihung auf der Seite derer, die 
einem anderen Volk Unrecht angetan 
haben. Er wurde nach seinen Erfah-
rungen  mit der Schlussstrich-Mentali-
tät in Großbritannien und sonst auf der 
Welt gefragt.

Michael Henderson::
In Großbritannien haben wir die 
gleichen Probleme wie in Deutsch-
land. Aber für die Menschen, die 
gelitten haben, ist es so wichtig, dass 
auf der Täterseite die Vergangenheit 
gesehen und das Unrecht anerkannt 
wird. Unser Premierminister wurde 
z.B. angegriff en, weil er sich bei den 
Iren entschuldigte. Aber Gespräche 
mit Iren machten mir deutlich, wie 
sehr sie es zu schätzen wussten, dass 
jemand ihr Leiden in der Vergangen-
heit anerkannt hat. Manchmal muss 
man auf Gerechtigkeit verzichten 
um einer größeren Sache willen. Das 
gab es in Südafrika, aber auch in Ir-
land.  (In einer späteren Klarstellung 
wurde verdeutlicht, dass mit „Ge-
rechtigkeit“ hier Justiz und Rechts-
sprechung gemeint sind, nicht das 
Gerechtigkeitsempfi nden als hoher 
Wert.) Wir müssen uns unserer eige-
nen Vergangenheit immer bewusst 
sein. Und es wird immer Menschen 
geben, die sagen: Ach, lasst uns das 
vergessen, was schon so lange her 
ist.

Publikum:
Wie können wir zu einer „Vergebung 
mit Zähnen“ kommen aus der Position 
der Ohnmacht und Abhängigkeit von 
der US-Politik heraus?

Michael Henderson:
In unseren Beziehungen zu den 
USA, aber auch zu anderen Ländern 
müssen wir darauf achten, wo es 
möglich ist, Brücken zu bauen, aber 
auf der Grundlage der Wahrheit. Ich 
glaube, wir haben keinerlei Anlass, 
uns kleiner  oder auch überlegen zu 
fühlen.

Publikum:
Ich bin nicht dafür, dass wir, die wir 
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in Opposition zu den Herrschenden 
stehen, uns für deren Politik entschul-
digen sollen. Das lenkt von der Tatsa-
che ab, dass die Fehler von bestimmten 
Leuten gemacht und von bestimmten 
Kräften vorangetrieben werden. Diese 
Leute glauben, sie hätten Vorteile von 
einer kriegerischen Politik, z.B. der 
israelische Außenminister Lieberman.  
Solche Leute wollen wir doch nicht 
unterstützen.

Weiter wurde gefragt, ob wir diese Leu-
te überhaupt erreichen können.

Cynthia McKinney:
Ich glaube nicht, dass wir Leute wie 
Joe Lieberman  erreichen müssen. 
Ich glaube, dass wir dafür arbeiten 
müssen, dass sie aus dem Amt gejagt 
werden.

Zu meinem persönlichen Ansatz 
möchte ich nochmals wiederholen: 
Ich entschuldige mich bei Leuten, 
die an negativen Auswirkungen 
der Politik meines Landes gelitten 
haben. Und ich erkenne damit die 
Tatsache dieser schlechten Aus-
wirkungen an. Das Andere ist: Ich 
kämpfe darum, dass diese Politik 
geändert wird und dass wir gewisse 
Verursacher dieser Politik los wer-
den.

Michael Henderson:
Wir müssen auch einfach daran 
arbeiten, Menschen zu verändern, 
ihren Wahrnehmungshorizont zu 
erweitern. Dafür ist auch eine an-
dere Medienpolitik erforderlich. Ich 
versuche das an einem Beispiel aus 
Südafrika zu zeigen, das wenig be-
kannt ist. Es war zu der Zeit, als Nel-
son Mandela noch im Gefängnis saß. 
Fast die ganze Welt glaubte, dass 
das gesamte Kabinett der südafri-
kanischen Regierung über den ANC 
mehr oder weniger der gleichen 
Meinung war, nämlich, dass sie den 
ANC los werden müssen. Dann ist ei-
nigen Beobachtern aufgefallen, dass 
bei einzelnen Kabinettsmitgliedern 
diese Ansicht vielleicht doch geän-
dert werden könnte. Was geschah, 
blieb eine ganz geheime Aktion, 
die niemals in die Presse kam. Die 
Beobachter luden solche Kabinetts-
mitglieder zu geheimen Treff en mit  
schwarzhäutigen Anführern des ANC 

im Ausland ein. Sie trafen sich in 
Westafrika und in einem Landhaus 
in England. Es waren auch Tabo 
Mbeki, der spätere Präsident, und 
ein Bruder des Premierministers de 
Klerk dabei. Und es gelang ihnen, 
die neuen Ideen de Klerk verständ-
lich zu machen. Das führte letztlich 
zur Freilassung  Nelson Mandelas 
und zur Legalisierung des Afrika-
nischen Nationalkongresses ANC.

Natürlich, es ist ein Ansatz, Leute 
wie Lieberman los zu werden. Ein 
anderer Ansatz ist der darauf hin-
zuwirken, dass Leute, die wirklich 
Macht haben, ihre Vorstellungen 
verändern. Es ist eine harte Arbeit. 
Aber packen wir ´s an!

Michael Henderson, der zum Flugha-
fen muss, will sich noch vor der Pause 
für seine Einladung bedanken. Bei 
der Gelegenheit stellt er Nicole Tecke-
mann  vor. Sie war bis letztes Jahr die 
deutsche Präsidentin der „Initiativen 
für Veränderung“. Derzeit ist sie mit 
einer sehr wichtigen Arbeit im Kongo 
beschäftigt. Sie können sie ansprechen 
zu sehr interessanten Unterlagen über 
das Zentrum in Caux in der Schweiz 
(< w.w.w.caux.ch>), von dem ich 
gestern erzählt habe. 

Publikum:
An  Alejandra Londoño wird die Frage 
gestellt, ob es in Kolumbien ein kon-
kretes Beispiel dafür gibt, wie sich bei 
Verfeindeten durch direkte gewaltfreie 
Kommunikation ein Stück Umdenken 
erreichen ließ. Oder sei das zur Zeit 
völlig unmöglich? 

Alejandra Londoño:
Als 17-jährige glaubte ich nicht, 
dass sich die Welt verändern könnte. 
Aber heute glaube ich, dass eine 
Veränderung möglich ist. Red Juve-
nil macht heute Öff entlichkeitsar-
beit in Schulen und Kollegs und in 
Kampagnen und erreicht, dass sich 
junge Leute bei uns nach der Kriegs-
dienstverweigerung erkundigen, von 
der sie bisher noch nichts gewusst 
haben. Wir erreichen, dass die 
Jugendlichen aus den militärischen 
Organisationen heraus gegangen 
sind und jetzt ihrerseits die Zustände 
anprangern und über die Kriegs-
dienstverweigerung informieren. Wir 

wissen heute, dass es möglich ist, 
die Mentalitäten zu verändern, auch 
wenn dies von der Regierung stets 
bestritten wird.

Ich nütze die Gelegenheit, hier eine 
politische Forderung aufzustellen: 
Die europäischen Länder und die 
USA sollen in Kolumbien und in 
anderen Ländern ihre Präsenz auf-
geben. Wir brauchen sie hier nicht. 
Wir wollen vielmehr autonom unse-
re eigenen Projekte entwickeln.

Hier folgt noch ein Hinweis auf ein 
Ereignis im Sommer 2010.

Im Juli veranstaltet Red Juvenil 
einen  „Antimilitaristischen Mo-
nat“. In diesen 4 Wochen wird das 
200-jährige Bestehen der Unab-
hängigkeit Kolumbiens gefeiert. Da 
wir fi nden, dass wir durchaus noch 
nicht unabhängig sind, wollen wir in 
dieser Zeit einige antimilitaristische 
Aktivitäten starten. Es wird ein 
antimilitaristisches Festival geben, 
auf dem z.B. ein großes  Konzert mit 
verschiedenen Gruppen statt fi ndet, 
die alle antimilitaristische Texte 
haben. Wir erwarten dazu 4 000 Be-
sucherInnen. Weiter ist ein Treff en 
lateinamerikanischer und europä-
ischer Künstler geplant. Außerdem 
werden wir Seminare zur Bildung 
der Jugendlichen in den einzelnen 
Stadtvierteln abhalten. Sie hier im 
Saal sind alle herzlich eingeladen! 
Ich habe Informationsmaterial in 
deutscher Sprache für Sie mitge-
bracht. Darin bitten wir Sie auch um 
Spenden, die nicht unbedingt groß 
sein müssen. Sie fi nden hier auch die 
Kontoangaben, können Ihre Spende 
– wenn Sie wollen – aber auch mir 
persönlich übergeben.

Clemens Ronnefeldt :
Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völ-
ker. Seien Sie sehr zärtlich! (PAUSE)

Publikum:
Eine Teilnehmerin spricht von einer 
Gruppe in München mit dem Namen 
„Münchner Sicherheitskonferenz verän-
dern“. Diese sucht den Dialog mit Ver-
treterInnen der Sicherheitskonferenz, 
um auf diese Weise Einfl uss auf deren 
Mentalität zu nehmen. Im Auftrag 
dieser Gruppe richtet die Frau die Bitte 
an alle ReferentInnen der Friedenskon-
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ferenz, uns ihre Wünsche, Anregungen 
und Visionen an die Sicherheitskonfe-
renz, die zur Zeit hier in München tagt, 
mitzuteilen. Was in der Dokumentation 
über diese Tagung festgehalten wird, 
werden die Mitglieder dieser Gruppe 
weiter leiten.

Alejandra Londoño:
Wir meinen zunächst einmal, dass 
eine solche Veranstaltung wie die 
Sicherheitskonferenz gar nicht statt 
fi nden sollte. Aber zu dieser Anfra-
ge will ich betonen: Unsere Völker 
können die Regierung und die 
Verwaltung unserer Länder selbst in 
die Hand nehmen. Wir brauchen zur 
Regulierung unserer Beziehungen  
eine solche Konferenz nicht.

Publikum:
Ein Teilnehmer thematisiert die Bil-
dung, die überall zu kurz käme. Er 
spricht von Bildungslöchern, in die 
Brandsätze hinein geworfen würden 
mit der Folge, dass wir viel zu viel 
Energie auf die Reparaturen nach Kon-
fl ikten verwenden würden. Er meint, es 
wäre doch eigentlich genauso wichtig, 
präventiv für eine politische Bildung 
für Frieden und gewaltfreie Konfl iktbe-
wältigung zu sorgen. Auf die sollten wir 
unsere Energie verwenden, nicht auf 
das Löschen von Brandherden.

Alejandra Londoño:
Damit bin ich ganz einverstanden. 
Ich glaube, dass Bildung und Erzie-
hung sehr wichtig sind.  Wenn 
diese politische Bildung hier 
stattfi ndet, werden Jugend-
liche in Deutschland und in 
Europa in die Lage versetzt, 
dass sie mit unseren Jugend-
lichen Kontakt aufnehmen 
und sich mit unseren Aktionen 
von Red Juvenil solidarisie-
ren können.  Wenn der Krieg 
so weit weg ist, orientieren 
sich viele Jugendliche einfach 
nur am Konsum. Sie kämpfen 
nicht für Ideen von Freiheit 
und Selbstbestimmung wie 
die jungen Menschen bei uns, 
wo Krieg herrscht. Deshalb ist 
die Bildung gerade so wich-
tig, damit die Erinnerung an 
kulturelle Werte erhalten bleibt 
und damit die Menschen in den 
Ländern, in denen kein Krieg 

herrscht, sich  darüber klar werden, 
wie sie durch ihre eigene Lebensge-
staltung – wenn auch passiv – über 
Krieg oder Frieden in anderen Welt-
gegenden mit entscheiden.

Cynthia McKinney:
Ich möchte etwas zur Friedenserzie-
hung sagen. Bei genauer Betrach-
tung sehen wir: Bei uns gibt es die 
Erziehung zu Krieg, zu Hass, zu Un-
terdrückung. Wir erleben jeden Tag, 
dass es in Ordnung ist zu hassen, 
Gewalt anzuwenden und zu unter-
drücken. Es wäre so wichtig, hier 
mit Friedenserziehung ein Gegenge-
wicht zu schaff en. Selbst die Uni-
versitäten, von denen man erwartet, 
dass sie Bildung und Friedenserzie-
hung anbieten, sind eingebunden 
in diesen militärisch-industriellen 
Komplex. Das Friedenserziehungs-
modell wäre es wirklich wert, dass 
man es verfolgt.

Publikum:
Eine Teilnehmerin berichtet davon, wie 
in ihrer Generation – als sie so alt war 
wie Alejandra Londoño heute – die 
Bücher von  Paolo Freire verschlungen 
wurden. Ihre Frage: Spielen nicht nur 
die Theorie, sondern auch die Praxis 
von Paolo Freire in der Arbeit von Red 
Juvenil noch eine Rolle?

Alejandra Londoño:
Paolo Freire ist für uns sehr wich-
tig. Auf seinen Ideen beruht die Art 

der Volksbildung, wie wir sie heute 
praktizieren. Er hat uns die Möglich-
keit des kritischen Denkens vermit-
telt. Wir studieren seine Schriften 
und debattieren über sie. Wir 
erfahren, dass in den Dingen, die wir 
lesen, nie nur eine einzige Wahrheit 
steckt. Wir diskutieren seine Positi-
onen zur patriarchalen Kultur. Für 
die Volksbildung ist er der Pionier, 
auf  dem wir mit unserer Arbeit auf-
bauen. Auf dem von mir erwähnten 
Festival im Juli wird auch eine 
Gruppe mit dem Bildungsmodell von 
Paolo Freire auftreten.

Publikum:
Eine Teilnehmerin äußert ihre Beglü-
ckung darüber, welch kompetente und 
beseelte Menschen wir hier auf dieser 
Konferenz als ReferentInnen haben. 
(großer Applaus) Sie betont die Vielfalt 
von Aspekten, die zu den einzelnen 
Themen beleuchtet werden, und ist 
überzeugt, dass das Erlebte auf unsere 
Arbeit ausstrahlen wird. Sie spricht 
auch einen großen Dank an die Dol-
metscherInnen aus. (erneuter Applaus)

Als Mitglied von attac möchte sie 
noch einen Gedanken zum Thema 
Versöhnung ergänzen. Sie meint, zu 
der Bereitschaft, anderen Menschen 
zu vergeben, müsse noch eine weitere 
innere Verwandlung hinzukommen, 
nämlich der Paradigmenwechsel vom 
Wettbewerb zur Kooperation.

Alejandra Londoño:
Bei Red Juvenil gehen wir davon 
aus, dass wir äußere Strukturen 
nicht ändern können, bevor wir mit 
den Veränderungen bei uns selbst 
begonnen haben.

Publikum:
Eine Teilnehmerin bezieht sich auf den 
friedlichen Umbruch im Ostblock vor 
20 Jahren und fragt die Referentinnen 
nach ihren heutigen Visionen von 
Frieden und Gerechtigkeit, von einer 
Welt ohne Krieg, von Verteilungsge-
rechtigkeit und vom rechten Umgang 
miteinander. Wie könne man sich für 
seine Interessen einsetzen im persön-
lichen und regionalen Umfeld und auf 
internationaler Ebene.

Cynthia McKinney:
Ich arbeite auch im Web und bin 
erreichbar unter:
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 www.runcynthia.org.  Sie können 
dort sehr viel über unsere Themen 
nachlesen. Es geht z.B. um Wahrheit, 
Gerechtigkeit oder um den militä-
risch-industriellen Komplex und die 
Gefängnisindustrie in den USA. Dort 
fi nden Sie unsere Visionen, und die 
sind sehr umfassend.

Publikum:
Ein Teilnehmer hebt zwei Aspekte 
hervor, die ihn sehr berührt haben. Das 
eine sei die Bedeutung von individueller 
Vergebung – wie Michael Henderson 
sie uns präsentiert habe – und gleich-
zeitig der Achtsamkeit in Bezug auf 
Gerechtigkeit und Veränderung auf 
struktureller Ebene. Beides ergänze 
sich und gehöre zusammen. Bei dem 
zweiten Aspekt gehe es um die Bitte um 
Vergebung. Was Cynthia McKinney 
erzählt hat, praktiziere er auch selber, 
wenn er als Deutscher in ein Land 
kommt, dem in der NS-Zeit großes 
Unrecht angetan worden ist, z.B. nach 
England oder Kroatien. Dass Cynthia 
McKinney dies nun auch gegenüber 
Kolumbien getan habe, sei schön und 
auch eine Klammer, die jetzt entstan-
den sei.

Ein anderer Teilnehmer benennt die 
Defi zite infolge unseres kapitalistischen 
Wirtschaftssystems. Es gebe keine Kon-

zepte angesichts des Klimawandels, der 
Zunahme von Hunger und Armut und 
der enormen Aufrüstung. Er berichtet 
von einer Veranstaltung mit Christian 
Felber, die kürzlich im Münchner 
EineWeltHaus zum Thema Alternative 
Wirtschaftssysteme stattgefunden hat. 
Dabei sei es um ein demokratisches 
Bankwesen gegangen, bei dem die 
BürgerInnen  über die Verwendung 
ihrer Geldanlagen selber entscheiden 
könnten.

Cynthia McKinney:
Der frühere britische Premierminis-
ter Gordon Brown hat angesichts 
der Weltwirtschaftskrise sehr richtig 
gesagt, dass wir am Beginn einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung ste-
hen. Es ist ja inzwischen auch ganz 
klar, dass sich unsere Wirtschafts-
ordnung ändern muss. Während 
meiner Wahlkampagnen in den USA 
sprach ich auch immer wieder über 
die Möglichkeiten der BürgerInnen, 
wie sie ihr eigenes Wirtschaftssystem 
fi nanzieren und tragen können. Na-
türlich haben diejenigen, die einen 
Wandel gestalten, ihre eigenen Vi-
sionen von dem Wirtschaftssystem, 
das nun geschaff en werden soll. Das 
gibt uns aber auch die Chance, deut-
lich zu machen, wie die Wirtschafts-
ordnung nach unseren Vorstellungen 

in Zukunft aussehen soll. Es gibt 
auch in unserem Land Wirtschafts-
experten, die sich für eine Nationali-
sierung der Banken einsetzen, damit 
sich die wirtschaftlichen Fehlent-
wicklungen durch Privatisierung 
nicht wiederholen. Ganz wichtig ist 
jetzt natürlich, dass sich die Men-
schen organisieren, um sicher zu 
stellen, dass die Stimme des Volkes 
bei der Neuordnung der Wirtschaft 
auch wirklich gehört wird.

Es ist natürlich richtig, dass wir jetzt 
an ganz vielen Fronten kämpfen. 
Aber wir dürfen dennoch nicht ver-
nachlässigen, dass wir uns organisie-
ren, denn nur so erreichen wir, dass 
wir Einfl uss nehmen können auf 
die Veränderungen in Politik und 
Gesellschaft.

Auf eine Frage aus dem Publikum 
nach den notwendigen Strategien 
für eine politische Veränderung 
antwortet Cynthia McKinney: Ich 
sehe die größte Herausforderung für 
uns darin, dass wir auf Wählerbasis 
Veränderungen herbei führen. Wir 
brauchen unbedingt politische Füh-
rungskräfte, die unsere Werte teilen 
und für unsere Werte einstehen und 
hier keine Kompromisse machen.
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Publikum:
Ein Teilnehmer fragt Alejandra Lon-
doño, was in Kolumbien Gerechtigkeit 
bedeuten würde und was sich dafür 
ändern müsste.

Alejandra Londoño:
Gerechtigkeit ist für uns ein Fremd-
wort. Es gibt sie in Kolumbien nicht. 
Deshalb brauchen wir Prozesse des 
Erinnerns und der Wiedergutma-
chung und der Versöhnung. Aber da-
mit das alles geschehen kann, ist es 
nötig, dass die Elite des Landes den 
Reichtum auf gerechte Art verteilt. 
Solange in Kolumbien immer noch 
Menschen an Hunger sterben, wird 
die Militarisierung nicht aufhören. 
Ohne die genannte Voraussetzung 
wird die Wiedergutmachung kein 
realer Akt sein und die Gerechtig-
keit wird bei uns weiter unbekannt 
bleiben.

Publikum:
Ein Teilnehmer fragt nach der Position 
von Red Juvenil zur Gewalt der
Guerillabewegung.

Ein anderer Teilnehmer regt an, dass 
sich die Engagierten in der Münchner 
Friedensbewegung zusammen tun 
sollten, um an dem, was wir hier 
gehört haben, gemeinsam weiter 
zu arbeiten. Er fragt an, ob uns die 
Erfahrungen von Red Juvenil in 
Kolumbien dazu nicht Anstöße geben 
könnten.

Eine weitere Teilnehmerin fragt Cyn-
thia McKinney nach der politischen 
Rolle der GRÜNEN in den USA.

Alejandra Londoño:
Zum Verhältnis zur Guerilla sagt 
sie: Mit Waff engewalt lösen wir 
unsere Konfl ikte nicht. Es müssen 
aber die historischen Wurzeln des 
Konfl ikts beachtet werden. Die 
Paramilitärs und die Guerilleros 
haben sich ursprünglich aus unter-
schiedlichen Gründen bewaff net. 
In der heutigen Situation verletzen 
aber alle – die Regierungstruppen, 
die Paramilitärs und die Guerille-
ros – ständig die Menschenrechte 
und alle arbeiten gegen die Bevöl-
kerung. Wir unterstützen die Gue-
rillabewegung in Kolumbien nicht. 

Wir prangern sie auch an. Aber 
für uns ist auch der Kampf gegen 
politische Lügen wichtig. Für das 
Ausland erklärt die kolumbianische 
Regierung nämlich immer, die Gue-
rilla sei das einzige Problem in un-
serem Land. In der Realität stimmt 
das aber nicht. Die Guerilla ist nicht 
das Hauptproblem. Viel gewichtiger 
sind die strukturellen Probleme, auf 
die ich bereits hingewiesen habe. 
Es ist Augenwischerei, wenn die 
Regierung die vielen Toten in der 
Zivilbevölkerung  mit dem Verweis 
auf die Guerilla entschuldigt. Wir 
bei Red Juvenil sind Anhänger der 
Gewaltfreiheit. Wir sind  Pazifi sten 
und deshalb mit keinem bewaff neten 
Kampf einverstanden.

Cynthia McKinney:
Die Grüne Partei in den USA ist sehr 
klein. Aber das hat sie davor be-
wahrt, dass sie ihre Werte verkauft. 
Ich hoff e sehr, dass das auch in 
Zukunft so bleibt. Ich verstehe aber 

Ihre Enttäuschung über die GRÜNEN 
in Deutschland, als diese ihre Posi-
tion zugunsten des Krieges aufge-
geben haben. Es mag Sie vielleicht 
beruhigen, dass ich im Gespräch mit 
Ihrem grünen Bürgermeister diese 
Themen angesprochen habe. Ich 
habe ihm bei den schönen Themen 
wie Energiepolitik und Klimawandel 
durchaus gesagt, dass Krieg so ziem-
lich das Schlimmste ist für Energie-
politik und Klimaschutz. (Applaus)

Clemens Ronnefeldt :
Als Moderator dankt er zum Schluss 
den beiden Referentinnen ganz herzlich 
für die Geduld und die präzise Beant-
wortung so vieler Fragen. (Michael 
Henderson musste sich schon vor der 
Pause verabschieden.)  Er dankt den 
ÜbersetzerInnen, die an den zwei 
Tagen einen sehr anstrengenden Job 
mit großer Bravour gemacht haben. 
Er dankt dem Hausherrn des DGB-
Hauses, den Veranstaltern und last but 
not least dem Publikum.
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Diskussionsveranstaltung „Aktuelle Runde“

Afghanistan - Wege aus der Sackgasse

Begrüßung: Thomas Rödl

am Podium: Jürgen Rose, Christoph 
Hörstel,Herbert Sahlmann

Moderation: Renate Börger

Renate Börger
dankt für das doppelte Engagement 
vieler Anwesender: Sie gehen seit 
Jahren gegen den Krieg auf die Straße 
und setzen sich jetzt mit Konzepten 
auseinander, wie man aus diesem Krieg 
wieder herauskommt.

Einstimmung: Jürgen Rose zeigt Fotos 
einer amerikanischen Reporterin aus 

einem Krankenhaus in Kandahar, die 
zeigen, was die NATO dort anrichtet.

Außerdem wird eine Karte aus dem 
Atlas der Globalisierung gezeigt, um 
auch die geostrategische Lage klar zu 
machen, die für diesen Krieg so bedeut-
sam ist. 

Einschätzung des Konfl ikts
Herbert Sahlmann:
Die Frage ist, was passiert, wenn 
die Truppen abziehen und welche 
Konfl ikte gibt es?

Es gibt politische Konfl ikte, es gibt 
ethnische Konfl ikte, es gibt ökono-

mische Konfl ikte, soziale Konfl ikte 
und auch religiöse Konfl ikte.

Afghanistan ist ein großes Land, wie 
Sie auf der Karte sehen, mehrfach so 
groß wie Deutschland.

Afghanistan ist, wie Sie ebenfalls auf 
der Karte sehen, von einer ganzen 
Reihe unterschiedlicher Ethnien 
bewohnt und zwischen diesen Eth-
nien gibt es Machtkämpfe. Es gibt 
Spannungen zwischen den Stämmen. 
Afghanistan ist ein Land, in dem die 
Stämme immer noch das beherr-
schende politische Element sind.

Es gibt Spannungen zwischen den 
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Stämmen und der in Kabul einge-
setzten Regierung, es gibt keine 
Machtbalance zwischen der Zentral-
regierung in Kabul und den Stäm-
men im Lande. Es gibt politische 
Konfl ikte zwischen Kriegsherren, 
Drogenbaronen, traditionellen  
Stammesführern, es gibt inzwischen 
auch Konfl ikte wegen des Landes: 
Zurückkehrende Flüchtlinge werden 
nicht mehr auf ihr Land gelassen.

Es gibt aber auch – und das ist sehr 
stark militärisch orientiert  -  den 
Konfl ikt zwischen westlicher Zivili-
sation und afghanisch – islamischer 
Tradition.

Und der Westen wird sehr stark re-
präsentiert durch die NATO und den 
Einsatz des Militärs.

Ethnische Konfl ikte: Rivalitäten zwi-
schen einzelnen Stämmen und den 
Paschtunen, die sich als ehemalige 
Herrscherschicht nicht angemessen 
an der Macht beteiligt und - schlim-
mer noch - diskriminiert fühlen. 

Auf Rückfrage von Renate Börger: 
Die Paschtunen haben das Königs-
haus gestellt und Paschtu war die 
Sprache, die von vielen gesprochen 
wurde. Heute ist Paschtu keine 
Amtssprache mehr; die Dokumente 
werden in Dari, das ist die Verkehrs-
sprache, verfasst.

Es gibt ökonomische Konfl ikte zwi-
schen den Großgrundbesitzern als 
Realkreditgeber und den Kleinbau-
ern und Landlosen. Auch zwischen 
den städtischen Basarhändlern und 
der ländlichen Bevölkerung über 
Ressourcen. Es gibt soziale Kon-
fl ikte, Genderkonfl ikte aufgrund der 
geänderten Frauenrolle in Afgha-
nistan, die sich sehr rasch mit der 
hereinkommenden Kommunikation 
entwickelt hat. 

Es gibt Generationenkonfl ikte zwi-
schen der jungen IT- Generation, die 
freier leben will, und den elterlichen 
Analphabeten.

Es gibt auch Arm – Reich – Gegen-
sätze, die immer stärker das Land 
prägen.

Nachfrage von Renate Börger: Groß-
grundbesitzer als Realkreditgeber?

Bei einer schlechten Ernte können 
die Kleinbauern vielfach kein neues 
Saatgut und keinen Dünger kaufen 
und bekommen diese Produkte vom 
Großgrundbesitzer. Nach einigen 
schlechten Jahren sind die Kleinbau-
ern so verschuldet, dass sie ihr Land 
an die Großgrundbesitzer verlieren.

Renate Börger: Das heißt, das Land ist 
mehrheitlich in der Hand von Groß-
grundbesitzern?

Herbert Sahlmann:
Man kann das nicht für das ganze 
Land sagen. Wir müssen sehen, dass 
Afghanistan sehr unterschiedlich 
strukturiert ist.

Christoph Hörstel:
2 Dinge: Etwas Geostrategisches 
und etwas zur Exit- Strategie. Viele 
Politiker und Militärs reden mit den 
Taliban, nur die Deutschen nicht. 
Wir betreiben eindeutig die Einkrei-
sung Irans und Chinas. Das habe ich 
den Soldaten ganz off en gesagt. Wir 
sehen hier links, also westlich den 
Iran. Und noch etwas weiter links 
ist der Irak. Wir stehen schon am 
Persischen Golf mit mindestens drei 
Flugzeugträgergruppen. So was nen-
ne ich eine gelungene Einkreisung. 
Und wenn man den Iran ein bisschen 
in die Socken pieken möchte, weil 
man an sein Öl und Gas möchte, 
dann ist es ganz wichtig, dass man 
mehr Truppen nach Afghanistan 
schickt. Sonst wird der Druck nicht 
glaubwürdig. Wir dämmen dabei 
auch Russland ein, denn Iran und 
Russland haben rund 50% des welt-
weiten Gasvorkommens und rund 
20% des Öls.

Und dann geht es um die Eindäm-
mung des nichtautorisierten Dro-
genhandels. Ich fragte die Soldaten: 
„Was ist denn der autorisierte Dro-
genhandel?“  „Das ist der Drogen-
handel für medizinische Zwecke.“ 
Dann sage ich: „Sie sind der nette 
Mann des Tages. Denn der autori-
sierte Drogenhandel ist der mit CIA- 
Lizenz.“ Das können Sie nachlesen 
in dem bei 2001 erschienenen Buch 
von Alfred Mc Coy.

Und jetzt kommen die Bundeswehr-
karten zu den Pipelines. Hier sind 
die Ölpipelines. Und dann sehen wir, 

die gehen an der iranischen Grenze 
entlang, durch Afghanistan durch, 
runter nach Pakistan. Genauso das 
Gas. Nur das macht in Afghanistan 
einen Knick und soll hinüber nach 
Indien gehen. Was ist der Traum? 
Die Amerikaner bauen die Pipelines, 
haben die Hand am Hahn und das 
Ganze wird natürlich in Dollars 
abgerechnet. Das nennt man die 
strategische Beherrschung von Ener-
gie- und Rohstoff  – Flüssen. Und nur 
darum geht es in dieser Region.

Und dass Herr Struck für seine SPD 
– Fraktion jedes Jahr kurz vor der 
Abstimmung im Bundestag eine 
Dame einfl iegen ließ, die dann 
weinen musste, weil sie nach dem 
Abzug der Bundeswehr in Vollver-
schleierung weiterleben muss, das 
ist eine Absicht, die man inzwischen 
bemerkt hat.

Die Pipelinepläne sind inzwischen 
auf Eis gelegt. Was aber nicht auf Eis 
gelegt ist, das ist das amerikanische 
Wirken gegen eine Pipeline. Das 
ist die Pipeline, die wir hier unten 
sehen. Das nennt sich IPI (Iran – 
Pakistan – Indien). Worum geht es? 
Iran liefert das Gas, das geht durch 
Pakistan durch nach Indien. Auf 
der Landkarte können  wir sehen, 
dass man diese Pipeline bis nach 
China verlinken könnte. Und darum 
geht es tatsächlich: Man möchte 
unbedingt verhindern, dass das 
Riesenreich China an die iranischen 
Rohstoff ressourcen kommt. Das ist 
der wahre Grund, warum unsere 
Jungs in Afghanistan sterben. 

Renate Börger: Ja, das war wirklich 
sehr kurz und prägnant. Jürgen Rose, 
bitte.

Jürgen Rose:
Was wir in Afghanistan beobachten 
können, ist ein Guerillakrieg und 
ein Kolonialkrieg. Ein Guerillakrieg 
der Paschtunen insbesondere gegen 
westliche Besatzungstruppen. Herr 
Sahlmann hat es schon gesagt, die 
Paschtunen sind als eigentlich tra-
gendes Staatsvolk gegenwärtig mehr 
oder weniger ausgeschlossen vom 
politischen Geschehen. Sie sind auch 
nicht repräsentativ an der Regierung 
beteiligt. Hamid Karsai ist zwar 
Paschtune, aber er ist bei seinen 
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Leuten so beliebt, dass er sich von 
einer ausländischen Söldnertruppe 
beschützen lassen muss, sonst würde 
er wie anno dazumal Nadschibullah 
umgehend am nächsten Laternen-
masten auf dem Marktplatz in Kabul 
aufgeknüpft werden.

Die Paschtunen wollen ihre Inte-
ressen und ihre politischen Rechte 
dort durchsetzen, und zwar auch mit 
gewaltsamen Methoden.

Gleichzeitig führt der Westen dort 
einen Kolonialkrieg gegen diese 
Freiheitsbestrebungen und natio-
nalen Interessen des paschtunischen 
Volkes. 

Unterhalb dieser Ebene fi ndet ein 
innerafghanischer Bürgerkrieg 
statt. Das wird überdeckt durch die 
Auseinandersetzungen zwischen den 
internationalen Besatzungstruppen 
und den Afghanen. Es ist ja immer 
so pauschal die Rede von den „ra-
dikalislamischen“ – dieses Attribut 
muss immer dabei sein – Taliban. 
Diese pauschale Bezeichnung triff t 
den Kern nicht. Es gibt unterschied-
liche Ethnien – Christoph Hörstel hat 
schon darauf hingewiesen. Es gibt 
Tadschiken, es gibt Hazara, es gibt 
Usbeken und eben Paschtunen. Die 
liegen untereinander im Konfl ikt und 
was eben auch stattfi ndet, ist eine 
Instrumentalisierung der auslän-
dischen Truppen für jeweils eigene 
Zwecke. Wenn wir z.B. auf Kundus 
blicken, auf das Bombenmassaker 
dort, können wir getrost davon aus-
gehen, dass jener Gewährsmann, der 
in dieser Nacht angeblich siebenmal 
mit dem deutschen Gefechtsstand 
telefoniert und jedes Mal klargestellt 
hat, es seien keine Zivilisten um die 
Tankwagen herum, das war wohl 
kein Paschtune. Das war vielleicht 
ein Tadschike oder ein Usbeke oder 
ein Hazara, aber sicherlich nicht 
einer der Paschtunen.

Renate Börger: Können Sie noch klä-
ren, wie das Verhältnis der Taliban zu 
den Paschtunen ist?

Jürgen Rose: 
Die Taliban rekrutieren sich mehr-
heitlich aus den Paschtunen. Die 
Paschtunen leben mehrheitlich im 
Süden und Osten Afghanistans und 

auch in der Gegend von Kundus. 
Sie stellen etwa 50% der dortigen 
Bevölkerung. Und die Paschtunen 
leben diesseits und jenseits der auch 
völkerrechtlich ungeklärten Grenze 
zwischen Pakistan und Afghanistan. 
Es gibt auch Leute, die sprechen von 
„Paschtunistan“.

Was dann weiterhin stattfi ndet, ist 
„Terrormanagement“. Ich habe noch 
ein anderes Schlagwort mitgebracht 
und zwar von Jürgen Todenhö-
fer. Jürgen Todenhöfer ist ja nicht 
gerade als linksradikaler Barrikaden-
kämpfer bekannt. Aber als jemand, 
der seit Jahrzehnten intensiv die 
islamische Welt bereist, und er war 
im letzten Jahr in Afghanistan und 
sprach da mit einem Kommandeur 
der Taliban, dem Mullah Nasrad. Er 
schrieb darüber eine Reportage „Aus 
dem Land der Taliban“ und  zitiert 
dabei  Mullah Nasrad: ...Die dritte 
Gruppe seien die von den USA fi nan-
zierten „amerikanischen Taliban“. 
Die Amerikaner hätten systematisch 
junge arbeitslose Afghanen gekauft. 
Diese mischten sich dann unter 
die afghanischen und die wasiris-
tanischen Taliban sowie unter die 
einfachen Leute. Sie hätten den Auf-
trag, sich als Taliban auszugeben, 
diese auszuspähen und mit mörde-
rischen Anschlägen gegen Zivilisten 
den USA den Vorwand zu liefern, in 
Afghanistan zu bleiben.“ Das mar-
kiert ein Stück der Realität, die in 
Afghanistan stattfi ndet, eben Terror-
management. Es ist kein Krieg gegen 
den Terror und gegen den Terroris-
mus, sondern es ist ein Terrorkrieg, 
der dort stattfi ndet -  maßgeblich 
gesteuert von den Amerikanern.

 Was sind die deutschen Interessen? 
Da greife ich auf mein Buch zurück, 
da können Sie’s auch nachlesen 
(„Ernstfall Angriff skrieg“): „Aus 
deutscher Sicht ist nach wie vor 
eine erfolgreiche und erfolgverspre-
chende politische und militärische 
Strategie für das Abenteuer am Hin-
dukusch nicht erkennbar. Der sicher-
heitspolitische Analyst und beken-
nende Transatlantiker Lothar Rühl 
unternahm im Jahr 2007 in der Zeit-
schrift ‚Strategie und Technik’ den 
Versuch einer Defi nition der strate-
gischen Interessen Deutschlands am 

Hindukusch: Nach der Staatsräson 
der Bundesrepublik Deutschland seit 
1949 werden die nationalen Interes-
sen euro - atlantisch defi niert. Ein 
Bruch mit den USA und der NATO 
würde dieser Staatsräson widerspre-
chen. Die Ausweitung des deutschen 
Engagements in Afghanistan ist auch 
als eine politische Kompensation für 
die Nicht – Beteiligung im Irak anzu-
sehen. Wobei – in Klammern gesagt 
– schon die Nichtbeteiligung im Irak 
ein Mythos ist.

Die Glaubwürdigkeit und Verläss-
lichkeit deutscher Außenpolitik 
muss sich in Afghanistan bewei-
sen. Das deutsche außenpolitische 
Interesse an einer hervorgehobenen 
internationalen Rolle schließt militä-
risches Engagement mit ein.

Das wird jetzt besonders interessant: 
Um einen reibungslosen Welthandel 
und die Energieversorgungssicher-
heit zu gewährleisten, sind maritime 
Kapazitäten und schnell bewegliche 
Flottenpräsenz im Mittelmeer, in der 
arabischen See, im Persischen Golf 
und im Indischen Ozean besonders 
wichtig. Die EU-Staaten können 
diese nicht allein herstellen und dau-
ernd einsatzbereit halten. Maritime 
Sicherheit setzt die Verbindung zu 
den USA, zu den US-See-Streitkräf-
ten in der NATO voraus. Die alliier-
ten Seestreitkräfte in der NATO sind 
im deutschen Interesse unersetzlich. 
Damit sind der Erfolg der NATO in 
Afghanistan und der Bestand der 
Allianz ein deutsches strategisches 
Interesse.

Die Lage in Afghanistan hat sich seit 
Beginn des Einsatzes so weit ver-
schlechtert, dass die NATO nicht ein-
fach einen Schlussstrich ziehen und 
das Feld räumen kann, ohne eine 
Katastrophe zu hinterlassen. Des-
halb seien mehr Bodentruppen für 
verstärkte Präsenz und vermehrten 
Einsatz erforderlich. Auf den Punkt 
gebracht folgt daraus: Die Mission 
am Hindukusch wird zum Prüfstein 
des nordatlantischen Bündnisses 
erklärt. Bündnisräson dient als 
Ersatz für mangelnden sicherheitspo-
litischen Verstand.

Die deutschen Soldaten sterben 
und töten für das Bündnis mit 
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den USA, für den Fortbestand der 
NATO und für mehr politisches 
Gewicht Deutschlands auf der 
Weltbühne.“(Aus „Ernstfall Angriff s-
krieg“ von Jürgen Rose, S.108)

Noch ein paar Worte zu der Fra-
ge: Wie sieht die Lage heute aus? 
Der von mir erwähnte Lothar Rühl 
hatte am 21. Januar 2010 in der 
FAZ einen sehr interessanten und 
aufschlussreichen Beitrag mit dem 
Titel „Ohne gute Optionen – die 
Schwierigkeiten einer Konfl iktbeen-
digung in Afghanistan“. Dort stellt 
er fest: „Der strategische Rückzug 
der internationalen Truppen aus 
Afghanistan in den nächsten Jahren 
ist unvermeidlich“. Und Helmut 
Schmidt, auch nicht gerade als Fun-
damentalpazifi st bekannt, schreibt 

letzte Woche in der ZEIT ganz groß:  
„Dieser Krieg ist nicht zu gewinnen.“ 
Er sagt aber dazu - und das markiert 
vielleicht das Dilemma, das wir im 
Folgenden diskutieren können - „Ich 
muss vermuten, dass sich der We-
sten nur unter großen Verlusten in 
der Zivilbevölkerung, an Soldaten, 
Verlust an Ansehen, an politischem 
Prestige aus Afghanistan herauswur-
steln kann. Wenn überhaupt.“

Das heißt, auch er stellt zwar fest, 
der Krieg ist nicht zu gewinnen, 
hat aber keine Lösung, wie man 
ihn vernünftig beenden kann, weil 
er eben daran festhält, dass diese 
NATO und das transatlantische 

Verhältnis bestehen bleiben müssen, 
wenn er sagt: „Deutschland darf sich 
nicht einseitig zurückziehen, nur 
im Bund mit den Amerikanern darf 
das der Fall sein.“ Alles andere wäre 
sozusagen ein deutscher Sonderweg. 
Warum das dann möglich ist für die 
NATO-Partner Holland und Kanada, 
Sonderwege zu beschreiten, bleibt 
mir schleierhaft. Man muss eben die-
se heilige Kuh der NATO schlachten, 
wenn man aus Afghanistan raus will.

Renate Börger: Erwähnen möchte ich 
noch, dass die deutsche Rüstungsindu-
strie in Afghanistan sehr gut verdient 
und es dort off enbar so etwas wie 
eine Rüstungs- und Waff enschau gibt. 
Wenn man die Liste der Konzerne, die 
in diesem Raum und auch in Pakistan 
Geschäfte machen, liest, wird einem 

ganz anders. Da haben wir die EADS, 
die Kieler Werft HDW und natürlich 
auch das G3-Gewehr von Heckler & 
Koch., das man bei den pakistanischen 
Kämpfern im Fernsehen immer sieht. 
Und natürlich die U-Boote und die 
Drohnen und die Ausbildung deutscher 
Soldaten an den Drohnen, was zur Zeit 
gerade in Israel passiert.

Ich möchte auch noch Zahlen nen-
nen, die wir neulich von Matin Baraki 
gehört haben, der hier einen Vortrag 
gehalten hat: Nur 6% der Afghanen 
haben  Strom, das durchschnittliche 
Lebensalter ist auf 42 Jahre gesunken, 
die Alphabetisierungsrate von 28 % auf 
23 %, um nur einige Dinge zu nennen. 

Sauberes Wasser hat fast keiner und 
die Lebensmittelpreise haben sich seit 
2007 verdreifacht. 

Jetzt haben wir das Spektrum eröff net. 
Wir haben von Ihnen die Folgen des 
Krieges innerhalb des Landes gehört, 
die mit fast bürgerkriegsartigen Zustän-
den im Land einhergehen, und  dieses 
Land hat seit so vielen Jahrzehnten 
keinen Frieden erlebt, nur Not, Elend 
und Streit. Wir haben von den geo-
strategischen Interessen gehört, die uns 
in der Friedensbewegung am meisten 
beschäftigen, weil wir darin das große 
Problem sehen. Wir haben gesagt, das 
ist der Hauptgrund des Krieges. Und 
wir haben gehört von den Interessen 
der NATO, die sich dort als Welt-
herrschafts- und Durchsetzungsmacht 
behaupten will und an der die Bundes-
wehr und die deutschen Interessen mit 
dranhängen.

Und wir versuchen jetzt, mit diesen 
ganz verschiedenen Verhandlungsgrup-
pen, um die es geht, also den Menschen 
vor Ort mit ihren ganz eigenen Über-
lebensproblemen, ihren ganz eigenen 
Problemen von Identität, mit der 
NATO in der Region, die uns vor allem 
als geostrategische Region beschäftigt, 
einen Friedensplan zu entwerfen. 

Wie Frieden machen?
Christoph Hörstel:
Wir müssen ja, wenn wir Frie-
den machen wollen, sagen: Was 
für ein Frieden soll es sein? Das 
muss ja etwas Nachhaltiges sein, 
wenn wir wirklich ernsthaft und 
ehrlich anfangen wollen. Etwas, 
das bleibt, wenn wir uns zurück-
gezogen haben. Eine Ordnung                                          
und geheilte Wunden, die wir hinter-
lassen. Ich habe mal aufgeschrieben, 
was dafür notwendig ist: Respekt bei 
allen, Begeisterung bei den meisten 
und selbstlose Mithilfe bei einigen 
Führungskräften. 

Die Afghanen müssen wir erreichen, 
wenn irgend etwas Stabilität haben 
soll, was wir da hinterlassen. Und 
wie geht das wohl? Was würden 
Sie meinen? Noch ein paar Bomben 
drauf schmeißen? Oder wollen wir 
es doch versuchen mit uneigennüt-
ziger Hilfe zum Wohl Afghanistans? 
Afghanen haben in den 30 Jahre 
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Krieg ihre Erfahrungen gemacht und  
merken  sehr schnell, wer ihnen 
wirklich helfen will und wer nicht. 
Wir, die NATO, lügen. Seit acht 
Jahren. Wir lügen die Leute einfach 
an. Auch die eigene Bevölkerung. 
Die Regierungen lügen ihre eigene 
Bevölkerung an.

Kriterien für einen nachhaltigen 
Frieden: Der kann nur entstehen im 
Spannungsfeld sozialer Stakeholder-
Gruppen. Da gibt es Stämme, poli-
tische Führungszirkel, lokale Macht-
haber, traditionelle Werte, Islam, 
Rangfolgen, Vorgehensweisen.

Und eines ist ganz klar: Frieden 
in Afghanistan kann nur aus den 
Regionen entstehen. Das macht man 
lokal, und in den Provinzen viel-
leicht. Sonst gibt es keinen Frieden. 
Und er kann auch nur erreicht 
werden, wenn man eine große Mehr-
heit der Afghanen dafür gewinnen 
kann. Sonst muss man gar nicht erst 
anfangen. Frieden entsteht nicht, in-
dem man ein Viertel oder ein Fünftel 
oder wie wir das machen, vielleicht 
zwei Prozent der Afghanen glücklich 
macht.

Eine große Mehrheit muss man 
gewinnen. Und es geht auf jeden 
Fall nicht gegen die islamische 
Bewegung. Das ist auch klar. Die 
ist zu stark geworden in der letzten 
Zeit. Auch militärisch. Man wird sie 
also ins Boot holen müssen. Deswe-
gen sag ich seit Jahr und Tag: Wir 
müssen anfangen, mit den Taliban 
zu reden. Und nicht mit diesen 
beiden netten Herrn in Kabul, mit 
denen man ganz leicht reden kann. 
Sondern wir müssen tatsächlich mit 

der Spitze reden, mit 
Mullah Omar und sei-
nen Leuten. Das dürfte 
eigentlich ganz leicht 
fallen, denn die sitzen 
in Queta in Pakistan 
und trinken Tee. Und 
das machen sie unter 
CIA-Aufsicht. Hillary 
Clinton hat der New 
York Times erzählt, 
dass Mullah Omar in 
Queta ist und dass sie 
eigentlich fi ndet, man 
müsste den verhaften. 

Die Glaubwürdigkeit der Akteure ist 
natürlich zu befragen. Die Amerika-
ner und Briten haben in Afghanistan 
unheimlich viel Glaubwürdigkeit. 
Dreihundert Prozent mehr Ent-
wicklungshilfe müsste dringend 
sein, aber natürlich strategisch und 
koordiniert. Strategisch heißt, man 
weiß, warum man wann was wo 
macht. Genau das, was wir nicht 
wissen. Die vierzig bestgemanageten 
Länder der Welt, Deutschland, die 
USA, Frankreich, Großbritannien 
kriegen es nicht hin, ein bisschen 
Entwicklungshilfe zu koordinie-
ren. Was lernen wir daraus, meine 
Damen und Herren? Die wollen es 
gar nicht. Wir brauchen viel mehr 
Glaubwürdigkeit bei der Mittelver-
wendung. Wenn die Caritas – auch 
so ein linker Vorkämpferverein – 
sich beschwert, dass 50 % der Mittel 
an die Geberländer zurückfl ießen, 
dann wissen wir, was das ist. Ein 
Drittel versickert, hat ein Minister in 
Kabul gesagt. 

Ja, Frieden entsteht in zahlreichen 
Ratssitzungen - auch der Afghanen 
- oder gar nicht. Und glaubwür-
dige vermittelbare und kongeniale 
Führungspersönlichkeiten aus dem 
In- und Ausland müssten mitwirken. 
Glaubwürdig. Da scheidet schon mal 
Frau Merkel aus, Herr Westerwelle 
usw. Die ganzen Leute, die einfach 
Kriegstreiberei betreiben. Da wird 
es schon leicht utopisch. Es muss 
eine kontrollierte Nicht – Einmi-
schung von außen geben durch eine 
internationale Konferenz. Fünf plus 
drei. Wer sind die fünf? Die USA, 
Iran, Pakistan, China, Russland. Und 
dann brauchen Sie noch die drei 
nördlichen Nachbarn, Turkmenistan, 

Usbekistan, Tadschikistan. Und da 
muss es bindende Beschlüsse geben. 
Und natürlich muss es Strafbarkeit 
geben. 

Was wir dringend machen müssen, 
ist, dass deren Geheimdienste sich 
aus Afghanistan heraushalten.  

Wenn das Thema nicht heißt „Af-
ghanistan den Afghanen“, können 
wir den Frieden am Hindukusch ver-
gessen. Und deswegen haben wir im 
Moment etwas, was Obama durch-
führt, aber schon unter Bush geplant 
wurde. Die Red Corporation hat das 
sehr schön aufgeschrieben. Krieg 
wird in Afghanistan demnächst – 
wenn wir weg sind – mit kleinen 
Gruppen geführt, die mit Dollarsä-
cken ausgerüstet und jetzt schon von 
uns aufgestellt werden. Ein Bremer 
Anwalt  hat herausgefunden, dass 
dafür auch Strafgefangene entlassen 
werden, um in diese ehrenwerten 
Milizen hineingesteckt zu werden. 
Alles unter NATO-Aufsicht selbstver-
ständlich. Und dann wird ein Bür-
gerkrieg organisiert. Dauerhaft soll 
am Hindukusch gekillt werden. Und 
wir halten uns da raus. Das machen 
die Afghanen untereinander, mit 
unserem Geld. Das ist der heimliche 
Plan. Und der Grund, warum Obama 
die Truppen so stark erhöht hat 
und auch die nichtamerikanischen 
NATO-Mitglieder noch mal neuntau-
send Mann draufgesetzt haben, ist 
ganz einfach, dass wir den militä-
rischen Rahmen schaff en müssen, 
um diese Milizenausbildung richtig 
in die Wege leiten zu können. Und 
dann können wir uns getrost zurück-
ziehen. Das Morden geht weiter und 
wir sind nicht mehr schuld. Ist das 
nicht intelligent?

Renate Börger: Darf ich noch mal 
zurückfragen. Die Milizen als Kano-
nenfutter? Aber vorher hatten Sie noch 
die Geheimdienste im Blick. Das sollten 
Sie noch mal erklären.

Christoph Hörstel:
Das Wort „Terrormanagement“ ist 
gefallen. Wenn Herr Erös im Jahr 
2001, um das Bombardement der 
Amerikaner auf Afghanistan zu 
verhindern, dem Bundesnachrichten-
dienst anbietet, dass er mit seinen 
Stammesführerfreunden Osama bin 
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Laden verhaftet, und der BND das 
ablehnt, dann haben wir nur einen 
von vielen, vielen Fakten. Ich habe 
jetzt nicht die Zeit, das genauer 
auszuführen. Aber wir haben zum 
Beispiel die Verhaftung von Obeido 
la Chunt, des früheren Verteidi-
gungsministers der Taliban in Paki-
stan. Der saß beim Tee mit Mullah 
Omar und dann kamen sie und 
sagten: „Komm mal mit, Junge. Wir 
brauchen dich für ein paar Tage.“ 
Dann ist Dick Cheney angereist und 
Pakistan musste mal kamerawirk-
sam versprechen, dass es nun ein 
bisschen eingreift gegen diese bösen 
Taliban. Dann haben sie den verhaf-
tet. Ein halbes Jahr später haben sie 
ihn wieder freigelassen. Der größte 
Fang dieses ganzen Krieges seit 
2001, Obeido la Chunt, der Vertei-
digungsminister der Taliban, wurde 
sang- und klanglos freigelassen - 
keine Meldung in den pakistanischen 
Zeitungen. Ich war dort zu der Zeit.

Und dann natürlich die ganzen 
heimlichen Friedensschlüsse.Ich geh 
mal kurz auf einige von den Ame-
rikanern eingesetzte Personen ein. 
Neuer Chef von NATO und ISAF 
am Hindukusch ist Generalleutnant 
Stanley Mc Chrystal. Als der noch 
für den Irak zuständig war, hat er 
dort Al Qaida aufgebaut. 37 - sagt 
die New York Times, -  64 oder 63 
- sagt Human Rights Watch - seiner 
Untergebenen sind  im Irak we-
gen Folter verurteilt worden. Und 
der Mann hat acht Jahre lang als 
oberster bezahlter Killer der Verei-
nigten Staaten dem JSOC, dem Joint 
Special Operations Command, mit 
direktem Report zu Vizepräsident 
Dick Cheney vorgestanden. Das ist 
die Mördertruppe und sie war, wie 
gesagt, auch für Folter zuständig. 
Das ist Stanley Mc Chrystal, ein Eh-
renmann, klar. 

Und Nummer zwei, der Botschaf-
ter der Amerikaner in Kabul, der 
ehemalige General Carl W. Iken-
berry. Als der noch General war, 
hat er an seinem letzten Amtstag 
am 31. Januar 2007 den Cousin des 
Verhandlungspartners der Briten 
in der Provinz Helmand, wo die 
nächste Off ensive stattfand, mit 
einer Bombe umgelegt. Da war dann 

Schluss mit dem britischen Sonder-
friedensschluss in Helmand. Das hat 
er einfach so als Chaos hinterlassen. 
Aber in seiner Amtszeit als oberster 
Kommandeur wurden durch ei-
nen Sonderfriedensschluss mit den 
Taliban deren Aktivitäten in Afgha-
nistan von 2006 bis 2007 praktisch 
verdoppelt. Das hat der gemanaget. 
Dafür ist er heute zur Belohnung 
Botschafter.

Auf jeden Fall ist eines klar: Ohne 
CIA können wir eine bestimmte Ter-
ror – Szene natürlich nicht aufrecht 
erhalten. Der CIA baut das schönste 
Hotel in Peschawar, ein riesiges 
Gebäude – gerade zur CIA – Zen-
trale aus. Dort wird diese geheime 
Kriegsführung organisiert. Von dort 
aus werden wichtige Taliban be-
schützt. Wichtige Talibankämpfer 
haben Verbindungsoffi  ziere mit dem 
pakistanischen Geheimdienst ISI. 
Die ganze Sache, meine Damen und 
Herren, stinkt. Das gilt  besonders 
für alle NATO-Regierungen, die da 
weiter lügen.

Renate Börger: Ich würde gerne wissen, 
wie die NATO mit dem CIA zusammen 
arbeitet. Wie kann man sich das vor-
stellen? In der  NATO sind doch eine 
Menge Länder,  nicht nur die USA. 

Christoph Hörstel:
Dazu will ich Egon Bahr zitieren. 
Er hat gesagt: „Herr Hörstel, reden 
Sie doch bitte nicht von der NATO. 
Reden Sie einfach von Washington. 
Die NATO, das ist Washington.“ Die 
Überwachung des pakistanischen 
Militär - Geheimdienstes ist aller-
dings  exklusiv Aufgabe der CIA. 
Aber weil wir da sind, haben wir na-
türlich Anteil an den Informationen. 
Das ist deshalb besonders wichtig, 
weil es ja Leute gibt, die bei uns - so 
wie die Polizei und Herr Schäuble 
gerne behaupten - Bomben legen 
wollen, und weil die ja angeblich in 
Pakistan von Al Qaida ausgebildet 
werden. Ein Problem ist natürlich, 
dass die Al Qaida – Truppe, die un-
sere Bombenleger hier ausbildet, von 
der CIA gegründet und beaufsichtigt 
wurde. Das ist Terror–Management. 

Die CIA weiß es, kennt alle Be-
teiligten, der BND auch, der Ver-
fassungsschutz ebenfalls. Und 

so kommt es dann zum Beispiel, 
dass ich hier einen hochrangigen 
bayrischen Polizisten am Schieß-
stand treff e, der mir sagt: „Ter-
ror – Anschläge? Das machen wir 
doch selber.“ Und wie läuft das 
im Prinzip? Die Verbindungen zu 
Al Quaida, zu wichtigen Taliban-
häuptlingen, das managet der ISI, 
den kenne ich gut, denn ich habe in 
den 90er Jahren teilweise eng mit 
denen zusammen gearbeitet, als ich 
die pakistanische Regierung beraten 
habe. Wie gesagt, der immer noch 
allmächtige Militärgeheimdienst 
Pakistans führt die Agenten, die 
ihrerseits die Taliban dirigieren, Al 
Qaida – Gruppen managen und für 
den Nachschub sorgen. Ich könnte – 
bei bester Verkleidung – in Pakistan 
keine 50 km mit dem Taxi fahren, 
ohne dass der ISI das mitkriegt. Und 
da sollen die Taliban unentdeckbar 
einen ganzen Riesenkrieg führen in 
der Region? Ausgeschlossen, dass 
unsere Geheimdienste nicht dabei 
sind. Ich sag das mal zur realis-
tischen Einschätzung.

Renate Börger: Darf ich mal die zwei 
anderen fragen, ob sie das ähnlich 
sehen oder sehen Sie es anders?

Jürgen Rose:
Was dieses Terrormanagement 
betriff t, kann ich da nur zustimmen. 
Ich hatte letztes Jahr im Juli bei 
mir zuhause den Generalleutnant 
Assad Dorani zu Gast. Dorani war 
zwischenzeitlich Chef des ISI. Dorani 
war in Deutschland Verteidigungs-
attachè. Er war an der Führungsaka-
demie der Bundeswehr, wurde dort 
ausgebildet. Und er war pakista-
nischer Botschafter in Deutschland. 
Und er war zum Schluss Botschafter 
Pakistans in Saudi – Arabien. Ich 
kenne ihn seit über 10 Jahren, weil 
ich mit meiner Frau von Karatschi 
bis Karimabad durch die ganze 
Region gereist bin und er mir da 
behilfl ich war. Er spricht sehr gut 
deutsch, sein Sohn hat hier studiert 
und lebt hier in München mit seiner 
Familie. Er ist ein ausgesprochen 
freundlicher älterer Herr, der dem 
Westen und insbesondere Deutsch-
land sehr wohlgesonnen ist. Er hat 
mir genau dasselbe bestätigt, was 
ich gerade von Todenhöfer zitiert 
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hatte, nämlich, dass der ISI und 
andere Geheimdienste Terrorma-
nagement dahingehend betreiben, 
dass so genannte rougue-groups, also 
Schurkengruppen, eingesetzt werden 
und diese rougue-groups so genann-
te false fl ag operations durchführen. 
Also Operationen unter falscher 
Flagge. Wir kennen das ja, also diese 
Sender Gleiwitz – Szenarien. Man 
schickt diese Gruppen los, damit sie 
Terroranschläge verüben, um dann 
unter anderem, was zum Beispiel die 
Taliban betriff t, die Gefolgschaft zu 
unterminieren. Damit also der Bevöl-
kerung vor Augen geführt wird, aha, 
wenn die Taliban, die behaupten, für 
unsere Interessen zu kämpfen, wenn 
die solche mörderischen Terroran-
schläge begehen, und dann sterben 
so und so viele von uns – Zivilisten, 
Kinder – dann können die so gut 
nicht sein. Und dann hoff t man auf 
diese Art und Weise, eine Front 
gegen diese Guerilla aufbauen zu 
können. Das fi ndet defi nitiv statt. 
Das wird aus verschiedenen Quel-

len bestätigt. Auch der Berater von 
General Petraeus hat das bestätigt, 
dass solche Operationen stattfi n-
den. Es ist so, dass das US-Militär 
selber die Taliban mit Millionen-
beträgen unterstützt und zwar, da 
kann man nicht sagen, willentlich, 
vielleicht wissen sie es auch nicht, 

aber man kann sagen, sie tun es, 
indem millionenschwere Logistik 
– Kontrakte verteilt werden an die 
Transportunternehmer. Und diese 
Transportinfrastrukturen in Pakistan 
sind natürlich in weiten Teilen unter 
anderem auch in der Hand der Tali-
ban. Also das US-Militär – entweder 
sind sie zu dumm oder sie machen es 
mit Absicht oder es ist ihnen gleich-
gültig, wie auch immer – sie füttern 
sozusagen den Feind.

Christoph Hörstel:
Größenordnung: mehrere Hundert 
Millionen Dollar im Jahr, schreibt 
die amerikanische Zeitung „The Na-
tion“, auch nicht gerade ein linkes 
Vorkämpferblatt.

Herbert Sahlmann:
Ich kann das nicht bestätigen, aber 
ich kann es auch nicht widerle-
gen. Ich kann nur sagen, dass ich 
einige Leute vom BND in Kundus 
kennen gelernt habe und weiß, 
was die gemacht haben. Das war 
vernünftige Aufklärungsarbeit mit 

vielen Kontakten zur afghanischen 
Bevölkerung. Keiner von denen ist 
bewaff net gewesen. Ich wüsste auch 
nicht, dass irgend einer vom BND 
in Afghanistan Waff en eingesetzt 
hätte. Ich würde es aber auch nicht 
ausschließen können. Ich weiß, dass 
die Bundeswehr die KSK- Truppe als 

Sondereinheit eingesetzt hat. Das 
ist geheim und über diesen Einsatz 
sind nicht einmal die Bundestagsab-
geordneten informiert worden. Die 
haben es erst hinterher erfahren. 
Ich habe es in Afghanistan von 
Afghanen erfahren und habe auch 
unseren Kommandeur, einen Bun-
deswehroffi  zier, in Kundus darauf-
hin angesprochen. Der hat es erst 
geleugnet und ich habe ihm dann 
konkrete Dinge gesagt. Dann hat er 
es schließlich zugegeben und gesagt, 
es sei geheim und die würden in der 
Tat da operieren. Ich würde nicht 
ausschließen, dass von denen auch 
Menschenrechtsverletzungen be-
gangen werden und dass auch Leute 
getötet werden. Ich halte das für 
glaubwürdig, was der Deutschtürke 
gesagt hat, der Bremer Bürger, dass 
er von Amerikanern und deutschen 
Soldaten gefoltert worden ist. Das 
sind KSK - Leute gewesen.

Christoph Hörstel:
Sie sprechen von Murat Kurnaz.

Renate Börger (zu 
Christoph Hörstel): Das 
war eine Abschweifung. 
Wir kommen jetzt zu 
dem, was Sie als Plan 
vorschlagen.

Modelle für einen 
Friedensplan
Christoph Hörstel:
Ich habe jetzt ein-
fach mal versucht, 
diesen Geheimdienst-
salat, den wir da in 
Afghanistan haben, 
einigermaßen dar-
zustellen, damit wir 
eben wissen, was für 
eine Herkulesaufgabe 
das ist, unser Esta-
blishment dazu zu 
bringen, mit diesem 
Wahnsinn aufzuhö-
ren. Ich habe meinen 

ursprünglichen dreistufi gen Plan 
über drei geographische Steigerungs-
stufen hinweg verkürzen müssen, 
weil wir militärisch so erfolglos sind. 
Im letzten Jahr habe ich gesagt, 
mein Friedensplan sei tot, weil wir 
militärisch schlicht völlig am Ende 
waren. Wenn jetzt aber Obama noch 
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mal 40.000 Mann dorthin schaff t, 
dann haben wir ein Pfund, mit dem 
wir versuchen können, uns planvoll 
zurückzuziehen. Die Alternative zum 
planvollen Rückzug heißt weglau-
fen. Und wenn wir das machen, 
heißt das, dass wir große interne 
afghanische Auseinandersetzungen 
befördern würden. Deswegen rate 
ich zu einem Stufenabzug und 
deswegen habe ich lange Zeit auch 
gegen die linke Partei argumentiert, 
die da ganz schnell raus will. Wenn 
wir das täten, dann hätten wir für 
niemanden in Afghanistan gesorgt. 
Wenn wir uns aber weiterhin mit 
Bomben in Afghanistan engagieren, 
dann bringen wir viele Zivilisten um, 
in den letzten drei Jahren minde-
stens 100.000, wenn nicht vielleicht 
sogar 300.000, wie der Kasseler 
Friedensratschlag veröff entlicht hat. 
Und dann ist es natürlich besser, wir 
gehen sofort raus, weil dieses Mor-
den natürlich unerträglich ist.

Also: Im ersten Jahr in den ersten 
fünf Provinzen Befriedung. Was 
heißt das? Alle hören auf mit Akti-
onen. Keine Aktionen der Taliban, 
keine nächtlichen Überfälle der 
NATO-Truppen. Nichts mehr pas-
siert. Die Taliban dürfen auch nicht 
Waff enlager anlegen oder Kämpfer 
einsickern lassen. Alles dies ist be-
sprochen mit ihnen und ist gutgehei-
ßen. 

Im zweiten Jahr geht es um Demo-
kratisierung. Achtung bei diesem Be-
griff ! Demokratie ist ja auch, wenn 
die palästinensische Bevölkerung die 
Hamas wählt und wir sagen „Das 
ist aber schlecht, diese Regierung 
mögen wir nicht.“ Also sind wir 
dagegen und reden nicht mit denen, 
sondern bekämpfen sie.  

Also Demokratisierung in Afgha-
nistan heißt: Ein System von Rats-
sitzungen mit Distriktschefs und 
Provinzgouverneuren als wichtigen 
Figuren. Diese Systeme sollten so 
bestehen bleiben. Es ist ein Mischsy-
stem aus traditionellen Stammesver-
haltensweisen und westlichen Regie-
rungssystemen. Das müssen wir den 
Afghanen natürlich genau so lassen, 
wie sie es gerne hätten, auch wenn 
es nicht eine Abbildung unserer Vor-

stellungen ist. Dann muss es Wahlen 
geben, einvernehmliche Wahlen. 
So, wie man das in Afghanistan 
eigentlich gewöhnt ist. Da sitzen die 
Stämme zusammen und bestimmen: 
Diesem Mann vertrauen wir alle ge-
meinsam, also wird er Distriktschef; 
und sie halten vielleicht Wahlen für 
das Amt des Provinzgouverneurs ab. 
Zur Zeit werden die Provinzgouver-
neure von  Karsai ernannt. 

Souveränisierung im dritten Jahr 
heißt: Der schon im ersten Jahr der 
Befriedung begonnene Truppenab-
zug, der im zweiten Jahr fortgesetzt 
wurde, wird im dritten Jahr vollen-
det. 

Und während dieser Zeit wird die 
Entwicklungshilfe so stark hochge-
fahren, dass - auch wenn wir uns die 
Hälfte davon in die Tasche stecken 
- noch genügend bei den Afghanen 
ankommt.

Das führen wir zunächst in fünf Pro-
vinzen durch. Das hat den Vorteil, 
dass man es dann im Verantwor-
tungsbereich einer NATO-Macht 
halten könnte. Deutschland verant-
wortet zum Beispiel den Nordosten 
Afghanistans und da sind genügend 
Provinzen, um einen solchen Fünf- 
Provinzen- Plan durchzuführen. Und 
dann käme der Rest von Afghanistan 
dran. Das ist nun eine Kurzversi-
on. Ich habe mit einer Truppe von 
guten intelligenten Postgraduates 
gearbeitet, also Studenten, die im 
Hamburger Institut für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik IFSH 
ihr Zweitstudium begannen, und 
wir haben herausgefunden, dass 
der geeignete Mediationsansatz für 
ein solches Projekt bei  John Paul 
Lederach  zu fi nden ist. Er ist jetzt 
Institutsleiter vom Crock- Institute 
for International Peace Studies in 
den USA, hat in vielen Ländern 
schon Frieden geschaff en und er 
sagt, man solle Lösungen nicht vor-
geben, sondern mit den Beteiligten 
erarbeiten. Wenn wir die Konfl ikte 
also tatsächlich beenden wollen, 
statt wie im Moment den Bürger-
krieg zu organisieren, dann müssen 
wir uns etwas einfallen lassen und 
wir müssen gleichzeitig Finanzmit-
tel einsetzen und dafür sorgen, dass 

die öff entliche Ordnung auch dann 
aufrechterhalten bleibt, wenn wir 
ganz offi  ziell mit Drogen – Warlords 
zusammenarbeiten. Und da einer 
der größten Drogen – Warlords des 
Landes der neue Vizepräsident Fa-
him ist und wir seinen Statthaltern 
in Kundus jeden Monat zig Tausende 
Dollars im Köff erchen vorbei tragen, 
wie es im Spiegel-Interview heraus-
kam, dann wird es schon interessant, 
dass wir gegen diese Strukturen 
tatsächlich auch Sicherheit schaff en 
können. Das heißt, wir brauchen 
Geld und wir brauchen tatsächlich 
einen vernünftigen zurückhaltenden 
Sicherungseinsatz durch Truppen. 
Das könnte vielleicht durch die Bun-
deswehr geleistet werden, die dazu 
kulturell in der Lage wäre. Aber  bei 
den amerikanischen Truppen, so wie 
die jetzt eingesetzt werden und acht 
Jahre lang eingesetzt wurden, halte 
ich das für ausgeschlossen. Ihre Art 
Türen einzutreten, Verhaftungen 
vorzunehmen und auf Zivilisten zu 
schießen, scheint mir für einen Frie-
denseinsatz nicht geeignet zu sein. 

Renate Börger: Darf ich mal kurz 
dazwischenfragen. Warum, sagen Sie, 
können wir nicht mit der Besatzung 
gleich Schluss machen und einen Waf-
fenstillstand erreichen und zum Beispiel 
die islamischen Nachbarstaaten 
einsetzen als die, die die kontrollierte 
Nichteinmischung kontrollieren, wie es 
z.B. Matin Baraki vorgeschlagen hat?

Christoph Hörstel:
Das fi nde ich eine sehr gute Idee, 
und zwar dann, wenn die Afgha-
nen dem zustimmen. Meine ganzen 
Vorschläge sind nichts wert, wenn 
Afghanen dabei nicht zustimmen. 
Und es hat sich gezeigt, dass manch-
mal unter Muslimen das Misstrauen 
größer ist als gegenüber Fremden. 
Ich bin also nicht informiert, was die 
Taliban zu so etwas sagen würden 
und ohne die Taliban geht es nicht. 
Aber ich bin absolut nicht dagegen.

Renate Börger: Man könnte sie ja 
fragen.

Christoph Hörstel:
Man müsste sie fragen. Die Ratsver-
sammlung zum Beispiel. Und deswe-
gen wäre es wichtig, dass man nicht 



38 - FK 2010

nur eine internationale Konferenz 
macht, sondern dass man auch und 
möglicherweise diskret unterm Tisch 
– das kann man ja machen – sich mit 
den Taliban ernsthaft unterhält. Nun 
haben ja solche diskreten Verhand-
lungen schon in Saudi-Arabien statt-
gefunden, so diskret, dass sie durch 
alle Medien gingen. Solche Ver-
handlungen haben aber auch zum 
Beispiel in Katar stattgefunden - und 
das ging dann nicht durch die Medi-
en und war bestimmt substanzieller. 
Aber diese Runden haben nichts 
gebracht. Ein wesentlicher Grund 
für das Scheitern so vieler Verhand-
lungen ist bei den NATO-Staaten der 
mangelnde Friedens- und vor allem 
der fehlende Nichtbeherrschungs-
wille. Denn im Grunde genommen 
würden wir uns ja gerne zurückzie-
hen und unseren Resteinfl uss da be-
lassen. Aber das soll – nach meinen 
Vorstellungen - auf keinen Fall gelin-
gen. Denn ich meine, dass Freiheit 
unteilbar ist und dass die Völker ein 
Recht darauf haben, ihr Schicksal 
selbst zu bestimmen. Ich meine, es 
scheitert alles an unserem Machtwil-
len in der Region. Wir müssen uns 
davon verabschieden. Der Rest wäre 
gar nicht so schwierig. Aber das ist 
der wichtige Punkt.  

So, jetzt gehen wir kurz und im 
Überblick darauf ein, mit wem wir 
eigentlich reden müssten, wenn wir 
lokal oder in einer Provinz oder in 
ganz Afghanistan Frieden schließen 
wollten.  John Paul Lederach hat 
eine gute hierarchische Pyramide 
erfunden, mit der man da arbeiten 
könnte. Ansprechpartner im Spit-
zensegment wäre eben Deutschland, 
wenn wir in „unseren“ Provinzen 
Frieden machen wollten - insgesamt 
sind es neun, die wir beaufsichtigen. 
Die NATO, Deutschland, die Taliban, 
Kabul, die Provinzregierung, Fahim 
natürlich, weil er aus der Region 
kommt und da stark ist. Fahim ist 
der jetzige Vizepräsident, der große 
Drogen-Warlord, von dem ich eben 
geredet habe, der in und um Kundus 
sehr starke Truppenverbände stehen 
hat, um seine Drogentransporte 
dort abzusichern. Die wir natürlich 
erlauben, klar. Auch die Deutschen 
sehen die durchrollen und lassen sie 
durchrollen. Dann die Islampartei 

Afghanistans. Das ist das Spitzenseg-
ment.

Im Mittelsegment wären das deut-
sche Stellen vor Ort: wenn Herr 
Sahlmann hier Entwicklungshilfe 
betrieben hat, dann wäre er Teil von 
Gesprächsrunden, in denen man sich 
einigt, wie man da Frieden macht. 
Provinzregierung, Distriktchefs, 
NGO‘s und entsprechende weitere 
Notabeln, das ist in jedem Distrikt 
verschieden. Das sind die Gruppen, 
die da zusammensitzen und die sa-
gen: Wie machen wir das? Und jeder 
muss sich da irgendwie repräsentiert 
fühlen. Sonst hat das keinen Sinn. 
Es muss ethnisch ausgeglichen sein, 
es muss politisch ausgeglichen sein. 
Afghanistan ist ja nach tausend 
Strängen zerstritten. Wir haben 
dafür ja mit gesorgt. Ist also nicht so 
ganz leicht.

Letzte Folie: Es gibt natürlich noch 
sehr viel mehr zu sagen, aber das 
können wir hier nicht leisten. Wie 
lange dauert so etwas? John Paul 
Lederach meint sechs Monate. Ich 
setze für die Befriedung ein Jahr an, 
weil es in Afghanistan schwieriger 
ist. Zu einem Krisenmanagement ge-
hören Vorbereitung und Ausbildung 
von intervenierenden Akteuren. Das 
sind die Leute, die Gesprächsrunden 
leiten und die den ganzen Prozess 
im Sinn einer Mediation professio-
nell begleiten können. Das müssen 
Afghanen selbst machen. Und dann 
gibt es einen Aktionsrahmen, in 
dem dieses System des Miteinanders 
gebaut wird. Das dauert dann fünf 
bis zehn Jahre. Lederach sagt sehr 
realistisch aus seiner internationalen 
Vermittlererfahrung: Zwanzig Jahre 
dauert das bei langen Konfl ikten, bis 
echte nachhaltige Heilungswirkung 
erzeugt ist. Und ich sage, über den 
Daumen gepeilt: Eine Konfl ikthei-
lung dauert so lange, wie die Kon-
fl ikte selbst gedauert haben. Und 
deswegen müssen wir realistischer-
weise von dreißig Jahren ausge-
hen. Und das Gute ist natürlich: 
Das machen wir alles ohne fremde 
Truppen. Aber wir müssen da rein-
fi nanzieren. Und ich sage mal, das 
Reinfi nanzieren wird insgesamt viel 
billiger werden als das, was wir da 
an Kriegskosten reingedrückt haben. 

Das ist ja immer so.

Vielen Dank.

Renate Börger: Auch Herr Sahlmann 
hat viele Vorschläge gemacht und trägt 
sie jetzt vor.

Herbert Sahlmann:
Ja, ich kann vieles bestätigen von 
dem, was Herr Hörstel gesagt hat. 
Ich halte sehr viel von Mediation. 
Ich glaube auch, dass es ganz wich-
tig ist, dass die Afghanen endlich 
selbst entscheiden können, wie sie 
ihre Zukunft gestalten wollen. Das 
fehlt bisher und in der Tat ist die 
Frage ganz wichtig: Wollen wir 
in Afghanistan auf Dauer Macht 
ausüben oder wollen wir das nicht? 
Wollen wir in freien Verhandlungen 
mit den Afghanen unsere Interessen 
wahrnehmen, zum Beispiel, indem 
wir langfristige Öl- oder Gasver-
träge oder ähnliches aushandeln? 
Oder wollen wir das erzwingen mit 
Gewalt und mit militärischen Lö-
sungen? Ich denke, dass auch vieles 
kaputtgemacht worden ist durch 
die Militärpräsenz. Am Anfang gab 
es durch die UNO gesteuerte oder 
überwachte Prozesse der Entmilita-
risierung, das heißt, es gab einen so 
genannten DDR-Prozess1, der aber 
von den Amerikanern leider nicht 
unterstützt worden ist. Auch nicht 
von der Bundeswehr. Die UNO ist 
weitgehend allein gelassen worden.

Da hat man versucht, die großen 
Waff en, die durch die vielen Bürger-
kriege und Auseinandersetzungen im 
Land waren, auch durch die Ameri-
kaner und die Russen, auf vernünf-
tigem Wege heraus zu holen oder 
zumindest zu mindern. Die Frage 
wäre, ob man einen solchen Prozess 
noch einmal aufnehmen müsste. 
Wenn der Wille dazu vorhanden 
ist. Denn ohne den Willen auf der 
westlichen, der militärischen Seite 
geht es natürlich nicht. Ich denke, 
das wäre ganz wichtig auch für 
die Zivilgesellschaft, denn es gibt 
unheimlich viele Waff en. In jedem 
Haushalt. Und es gibt auch ganz 
viele zivile Konfl ikte, die mit Waff en 

1  DDR-Prozess: Disarmament, Demobili-
sation and Reintegration
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ausgetragen werden.

Auf der dörfl ichen Ebene, in Fami-
lien. Schreckliche Dramen spielen 
sich da ab und das wird erst aufhö-
ren, wenn die Waff en reduziert sind. 

Ich denke, ein Friedensprozess, in 
den die verschiedenen Konfl ikt-
gruppen eingebunden sind,  muss 
schrittweise passieren. Ich denke, 
dass man nicht sofort alle Truppen 
abziehen kann, weil das zumindest 
in einigen Landesteilen zu viel hef-
tigeren Konfl ikten führen würde. Es 
würde sicher auch Regionen geben 
in Afghanistan, wo die Konfl ikte 
erheblich reduziert wären, wenn die 
amerikanischen Militärs raus wären. 
Aber das würde nicht für das ganze 
Land gelten. Ich kann jetzt nicht 
meine zwanzig Punkte vortragen, 
das würde zu weit führen. Ich denke, 
in der Diskussion können wir darauf 
zurückkommen.

Wichtig erscheint mir, dass die 
Afghanen selbst entscheiden. Wir 
müssen ganz viel zuhören lernen 
und die Afghanen müssen letztlich 
entscheiden, was sie wollen. Nur, 
wenn sie irgend etwas wollen, dann 
sollten wir ihnen die Mittel dafür 
geben, soweit wir das nach un-
seren Rechtsvorstellungen vertreten 

können. Und da sollten wir nicht 
kleinlich sein. Ich glaube, dass man 
mit mehr Zusammenarbeit, auch mit 
Ausbildung von Friedensfachkräften, 
in Afghanistan eine ganze Menge 
erreichen kann. Ich könnte Beispiele 
nennen, wo das gelungen ist und 
wo das auch jetzt gelingt, aber es 
müssen ganz andere Ressourcen zur 
Verfügung stehen. Wenn wir die 
4.500 Soldaten schrittweise ablösen 
würden durch Friedensfachkräfte, 
die professionell ausgebildet sind für 
solche Mediation, für solche zivile 
Konfl iktlösungen, dann würden wir 
in Afghanistan wesentlich mehr Frie-
den schaff en können.

Und die Afghanen hätten eher eine 
Chance, selbst Frieden zu schaff en, 
als wenn wir so weitermachen, wie 
das in London besprochen worden 
ist.

Christoph Hörstel:
Herr Sahlmann hat gesagt, ameri-
kanische Truppen. Wenn die weg 
gingen, dann wäre das an manchen 
Stellen nicht gut. Ich glaube, ich 
kann Ihnen keine Stelle benennen, 
wo der Sofortabzug von Amerika-
nern nicht besser wäre als das, was 
die da machen.

Herbert Sahlmann:
Es ging um alle Truppen.

Christoph Hörstel:
Überhaupt Truppen? Ja, dann haben 
wir uns falsch verstanden.

Herbert Sahlmann:
Es gibt in der Tat Gebiete, wo die 
Afghanen ausdrücklich sagen: Wir 
brauchen die Bundeswehr noch zur 
Stabilisierung, weil wir uns sonst un-
tereinander die Köpfe einschlagen. 
Wir sind dabei, es zu lösen, aber 
wir müssen erst mal unsere eigene 
Polizei aufbauen und wir brauchen 
dafür noch Zeit. Also das gibt es 
auch. Bei den Amerikanern teile ich 
die Skepsis, weil die sehr viel ro-
buster, wie sie das nennen, mit den 
Afghanen umgehen.

Christoph Hörstel:
Die Wortwahl ist wunderbar. Wir 
kennen uns damit aus. Aber es geht 
ja auch um Soldaten und Polizisten. 
Und was wir damit treiben, ist eine 
so gewaltige Lügnerei und Augen-
wischerei. Die Amerikaner haben 
im Dezember in „Foreign Policy“ 
geschrieben - die haben gute Wissen-
schaftler - dass 30% der afghanische 
Soldaten jedes Jahr wieder abhauen.

Wenn unser Verteidigungsminister 
heute hinginge und wollte von Kar-
sai wissen, wie viel Mann dienen ei-
gentlich zur Zeit in der afghanischen 
Nationalarmee, dann müsste Karsai, 
wenn er ehrlich wäre, sagen „ich 
weiß es nicht“. Denn es gibt über-
haupt kein Überwachungssystem. 
2007 oder 2008 sollen es 16.000 
Mann gewesen sein. 

Jürgen Rose: 
Erstens: eine alte militärische Weis-
heit sagt, dass man einen Krieg, den 
man nicht gewinnen kann, beenden 
muss. Davon sind die NATO und 
all die anderen willigen Koalitio-
näre meilenweit entfernt und da 
darf auch diese Politpropaganda in 
London und auch die Diskussion hier 
nicht darüber hinwegtäuschen.

Zweitens: Es gibt einen rhetorischen 
Taschenspielertrick der Bellizis- 
ten und der heißt: Wir dürfen die 
Afghanen nicht im Stich lassen und 
wenn wir das Militär abziehen, dann 
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lassen wir die ja im Stich und dann 
geht sofort und unversehens das 
Morden weiter. Es wird ja die ganze 
Zeit schon in Afghanistan gemor-
det, ob internationale Truppen da 
sind oder nicht. Letztes Jahr, das 
kann man aus dem neuesten UNA-
MA- Bericht (also dem Bericht der 
UNO-Mission) entnehmen, waren es 
etwa 2.500 Afghanen, die Kriegsop-
fer geworden sind. Und ein militä-
risches Disengagement heißt ja noch 
nicht, dass man sich dann komplett 
aus dem Land zurückzieht. Das ist 
ein Taschenspielertrick, der uns 
unterschoben wird: Wer für einen 
Abzug des Militärs aus Afghanistan 
argumentiert, lässt die Afghanen im 
Stich. Ganz im Gegenteil: Das, was 
man an Militär und an militärischen 
Ressourcen herauszieht, muss man 
natürlich zivil kompensieren. Und 
zwar erheblich - das kann man aber 
nicht, wenn man das ganze Geld fürs 
Militär verplempert. Dann bleibt 
für den zivilen Aufbau nichts übrig. 
Ich habe da heute zufällig eine 
eindrucksvolle Grafi k in der ZEIT 
vom 28. Januar 2010 gefunden: Der 
große graue Kasten, das ist das Geld, 
das die USA ausgegeben haben für 
die Kriege in Afghanistan und Irak, 
etwa 1.250 Mrd. Dollar. Und hier, 
der kleine rote Kasten, das ist das 
Geld, das nötig wäre, um die Armut 
in der Welt zu halbieren, nämlich 32 
Mrd. Dollar, das sind die Milleniums 
ziele. Und wenn man das ins Ver-
hältnis setzt, wenn man nur einen 
Teil des grauen Quadrats nehmen 
würde, könnte man die Armut in der 
Welt auf ein Minimum reduzieren. 
Aber für das Militär sind unbe-
grenzte Geldbeträge verfügbar und 
für das, was wichtig wäre, für die 
Menschen, bleibt nichts mehr übrig. 
Das ist die Logik der Bellizisten.

Zweiter Punkt, und da kann ich 
mich nur anschließen: Das Problem 
in Afghanistan sind primär die 
amerikanischen und die britischen 
Truppen. Und deswegen muss die 
Forderung erst mal heißen: Amis 
raus und Briten raus. Die haben da 
nichts verloren. Der ganze Krieg in 
Afghanistan hat begonnen wegen 
Mr. Brzisinski. Der hat nämlich 1979 
im Juli seinem Präsidenten Carter 
ein Memorandum untergeschoben 

und gesagt: Wir müssen den Sowjets 
in Afghanistan ein Vietnam bereiten, 
wir müssen sie in die afghanische 
Falle locken. Und das fi ndet er nach 
wie vor gut und es hat auch funk-
tioniert. Eine der Rückwirkungen 
dieser verheerenden Geostrategie, 
die dahinter steckt, war dann der 
11.September. Das war die lange 
Welle, das war der back - lash, der 
dann zum 11. September geführt 
hat. 

So, was könnte man konkret ma-
chen? Ich hatte schon Lothar Rühl 
genannt mit seinem Beitrag. Rühl 
analysiert die Situation und zeigt 
dann auch eine Möglichkeit auf. Sein 
Ausgangspunkt für einen Friedens-
schluss oder zumindest für einen 
langfristigen Waff enstillstand sind 
drei historisch fundierte Erkennt-
nisse. 

Das eine, das kann Christoph Hörstel 
bestätigen, das habe ich schon vor 
zwei Jahren in Aachen erzählt: Frie-
den muss man mit Feinden schlie-
ßen. Mit Freunden muss man keinen 
Frieden schließen, klar, mit denen 
lebt man ja schon im Frieden.

Christoph Hörstel:
Der Spruch ist inzwischen mein Cre-
do geworden. 

Jürgen Rose:
Zweitens muss man zwischen diesen 
Feinden unterscheiden, um keine 
Nebenkriegsschauplätze zu eröff nen 
und um die eigenen Kräfte nicht zu 
verzetteln. Und drittens muss man 
sich mit dem Hauptfeind einigen, 
wenn es nicht gelungen ist, ihn 
niederzuwerfen und kriegsunfähig 
zu machen.

Also das ist O-Ton Rühl, wenn der 
Sieg nicht erreichbar ist.

Jetzt wissen wir: Seit den ver-
gangenen 8 Jahren, seit dem Einfall 
in Zentralasien, sind die Aussichten 
für einen militärischen Erfolg nicht 
besser geworden, sondern immer 
schlechter.

Und selbst die eingefl eischtesten 
NATO – maniacs sagen, militärisch 
geht da nichts.

Jetzt hat man einen Strategiewech-

sel vorgenommen, hat die Ziel-
setzung heruntergeschraubt. Statt 
hochtrabender Nation- Building- 
Ambitionen zielt man jetzt darauf 
ab, gesichtswahrend den Rückzug 
vorzubereiten. Und Rühl sagt in die-
sem Kontext, man muss von diesen 
hysterischen Bedrohungsvorstel-
lungen über die radikalislamischen 
Terrorkrieger am Hindukusch Ab-
schied nehmen. Man muss also dif-
ferenzieren zwischen autochthonen 
aufständischen Kämpfern gegen die 
bis ins Mark korrupte, hochgradig 
kriminelle Zentralregierung in Kabul 
und deren Ableger in den Provin-
zen einerseits und den arabischen 
Terroristen der Al Quaida. Und jetzt 
wieder O-Ton Rühl: „Auch kann 
nicht wie bisher einfach vorausge-
setzt werden, dass die verschiedenen 
Taliban und sonstigen Aufstän-
dischen für eine Rückkehr von Al 
Quaida nach Afghanistan kämpfen 
oder diese auch nur wollten. Die 
schematische Gleichsetzung von 
Afghanistan, Al Quaida, Taliban 
und Terror ist weder für die Politik 
im Orient noch für die Strategie in 
Südwestasien nützlich.“ 

Jetzt ist der afghanische Wider-
stand eben sehr disparat. Man hat 
im Grunde genommen - das kam 
jetzt auch zum Ausdruck - gar keine 
kompetenten und zuverlässigen An-
sprechpartner für solche Waff enstill-
stands- und Friedensverhandlungen. 
Und da sagt Rühl - aus seiner Sicht, 
und er steht ja der NATO sehr wohl-
gesonnen gegenüber - die NATO 
hätte nur eine einzige realistische 
Option, um diesem desaströsen 
Schlamassel am Hindukusch zu 
entkommen.

Er sieht drei Elemente: Erstens Ab-
stützung auf  Kräfte mit regionaler 
Autonomie in einer lockeren Kon-
föderation Afghanistan, verbunden 
mit der Unterstützung regionaler 
Milizen. Zweitens: Verzicht auf groß 
angelegte Operationen, denn deren 
Erfolg drängt die Aufständischen nur 
nach West-Pakistan, schwächt dort 
die Sicherheit weiter und erhöht das 
Risiko für den Staat Pakistan. Und 
das gilt ebenso für die Fortsetzung 
der Luftangriff e in Pakistan. Und 
drittens die Fortsetzung des Aufbaus 



FK 2010 - 41

afghanischer Sicherheitskräfte mit 
Schwerpunkt auf regionalen, mög-
lichst ethnisch homogenen Orga-
nisationen. Soweit das, was Rühl 
vorschlägt. 

Jetzt kann man das erst mal kriti-
sieren. Wenn man nämlich diese 
neue Afghanistan-Strategie der 
Londoner Konferenz anschaut, die 
Merkel jetzt mit Verve präsentiert 
hat, dann spricht eher wenig dafür, 
dass am Hindukusch nunmehr die 
große Wende zum Guten bevorsteht. 
Erstens lässt der in Oslo gekürte 
Friedensfürst Obama die feigen und 
verheerenden US- Drohnenangriff e 
auf Pakistan mit gesteigerter Inten-
sität und entsprechenden zivilen 
Opferzahlen fortführen. Zweitens 
bedeuten die vollmundigen Zusagen 
für mehr fi nanzielle Hilfen für den 
zivilen Aufbau noch längst nicht, 
dass die Mittel auch wirklich fl ießen 
werden oder überhaupt in sinnvolle 
und erfolgversprechende Entwick-
lungsprojekte investiert werden 
können, so lange die westlichen 
Besatzungsmächte unbeirrt ihren un-
sinnigen Krieg gegen den Terror wei-
terführen. Und im übrigen wird auch 
durch die jüngsten Entscheidungen 
die extreme Schiefl age zwischen 
dem Ressourcenaufwand für den 
militärischen und den zivilen Sektor 
nicht durchgreifend korrigiert.

Und schließlich sollte auch ein Blick 
in die Geschichte alle strategischen 
Schönfärber Lügen strafen, denn 
schon Anfang der siebziger Jahre des 
letzten Jahrhunderts ist in Südviet-
nam grundlegend misslungen, was 
nun erneut am Hindukusch ver-
sucht werden soll: Die Ausbildung 
von kampfkräftigen und auch zum 
Kampf motivierten einheimischen 
Streitkräften durch ausländische 
Instrukteure unter den Bedingungen 
des Krieges. Das ist nämlich dort-
zulande ebenso kläglich gescheitert 
wie das parallel betriebene Nation- 
Building à la USA. Das Menetekel 
von Saigon sollte nicht nur dem Bür-
germeister von Kabul, sondern auch 
allen siegerpichten Militärschranzen 
eine eindringliche Warnung sein. 
Soweit die Kritik.

Wenn man jetzt mal versucht, das 

aufzugreifen, was vielleicht realis-
tisch und in dem Vorschlag von Rühl 
enthalten ist und auch unter dem 
Aspekt, den Herr Sahlmann ge-
bracht hat, so könnte man ja sagen, 
es sind nicht alle Afghanen gegen 
die ausländischen Truppen und 
auch nicht gegen alle ausländischen 
Truppen. Die Profi teure der auslän-
dischen Truppenpräsenz möchten sie 
natürlich gerne behalten und diese 
Profi teure sind vor allem die Leute 
aus der Nord – Allianz, die Verbre-
cher der Nord – Allianz. Und die 
sitzen vor allem im Westen und im 
Norden, also im Regional Command 
North and West, während der pasch-
tunische Widerstand sich vor allem 
fokussiert auf das Regional Com-
mand East and South. Jetzt könnte 
man natürlich versuchen, unter dem 
Ansatz der Föderalisierung oder 
Konföderalisierung Afghanistans und 
der Regionalisierung des Konfl ikts 
mit den Hauptträgern der Paschtu-
nen ins Gespräch zu kommen und 
mit denen einen Deal zu machen.

Die Hauptsiedlungsgebiete der 
Paschtunen sind im Süden und 
Osten. Man könnte denen anbie-
ten: Wir ziehen uns aus dem Süden 
und Osten zurück und ihr bekommt 
euer Paschtunistan. Wir werden uns 
dort gewaltsam nicht einmischen. 
Der Deal lautet: Und ihr mischt 
euch dafür im Westen und Norden 
nicht ein. Und das wäre eine Ver-
handlungsoption, auf die sich die 
Afghanen auch einlassen könnten. 
Ob das funktionieren kann, vermag 
ich nicht zu sagen. Aber man könnte 
es ja mal probieren, dass man auf 
diese Art und Weise unter Umstän-
den zu einem Ausgleich kommt, der 
den verschiedensten Interessenlagen 
auch der ortsansässigen Bevölke-
rung gerecht wird. Die Karte besagt 
da relativ wenig, denn sie zeigt nur 
die Gebiete, wo der paschtunische 
Widerstand aktiv ist. Der Deal ginge 
ja genau darum, dass der Wider-
stand im Norden und Westen nicht 
mehr so aktiv ist bzw. schon gar 
nicht mehr gewaltsam aktiv ist. Das 
ist ja das Problem, das gelöst werden 
soll, aber nicht der Zielzustand, den 
Christoph Hörstel jetzt an die Wand 
geworfen hat.

Kurz und gut: Man muss Verhand-
lungen aufnehmen, das ist der 1. 
Punkt, und man muss versuchen, 
diff erenziert zu verhandeln entlang 
den unterschiedlichen Interessenla-
gen, die bei den unterschiedlichen 
Volksgruppen und Gruppierungen in 
Afghanistan selber existieren.

Renate Börger: Ich würde gerne noch 
eine letzte Frage stellen, bevor ich die 
Runde für das Publikum öff ne. Der 
politische Wille, ist der nicht da zu 
den Wegen, die wir hier eigentlich so 
schön wüssten? Das hat die Afgha-
nistan – Konferenz jetzt gezeigt. Und 
wie kann man auf die NATO Druck 
ausüben? Wie kann der politische Wille 
von anderen Organisationen oder von 
anderen Kräften beeinfl usst werden 
außer von uns als Friedensbewegung? 
Ich denke da vor allem an zwei Zu-
sammenschlüsse: an die Organisation 
islamischer Staaten, zu denen Afgha-
nistan ja gehört, und an die Shanghai 
– Cooperation – Organisation (SCO), 
die ja eine Art Anti – NATO ist. Da 
sind Russland, China, Usbekistan drin, 
Beobachter sind Indien, Pakistan, Iran, 
Mongolei. Ich möchte wissen, welche 
Vorstellungen und Konzepte es bei 
diesen beiden Organisationen gibt und 
wie auch andere Zusammenschlüssen 
auf der Welt auf die NATO einwirken 
könnten.

Jürgen Rose:
Der Einfl uss der islamischen Länder 
dürfte eng begrenzt sein. Davon 
darf man sich nicht zu viel verspre-
chen. Abgesehen davon, dass es 
auch da Akteure gibt wie Pakistan 
oder Iran, die selber eigene Interes-
sen in der Region verfolgen. Und 
dann natürlich nicht notwendiger 
Weise an einer neutralen Media-
tion interessiert sind, sondern vor 
allem an ihren eigenen Interessen. 
Das markiert im Grunde auch die 
Problematik der Shanghai-Coope-
ration-Organisation. Da haben wir 
zwei Akteure drin, die sich ganz 
gemütlich zurücklehnen und zugu-
cken können, wie der Westen, um es 
mal drastisch auszudrücken, da am 
Hindukusch verblutet. Und das sind 
China und Russland. Die Chinesen 
haben schon eine Menge an Aktivi-
täten unternommen, um Verträge 
vorzubereiten für die Nachkriegs-
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phase, wenn die NATO mal draußen 
ist, für die Ausbeutung afghanischer 
Rohstoff vorkommen. Die Chinesen 
sind ungeheuer geschickt, sie treten 
nicht militärisch auf. Insofern sind 
sie sehr viel schlauer als der Westen 
mit seiner brachialen Militärgewalt. 
Das markiert allerdings auch die 
tiefere Konfl iktlage am Hindukusch. 
Das ist ja genau der Punkt, warum 
die Amerikaner dort sind und nicht 
wieder abziehen wollen. Man baut 
in Baghlan nicht die weltgrößte Mi-
litärbasis auf, um im nächsten Jahr 
dort mit dem Rückzug zu beginnen, 
sondern man gräbt sich für die 
nächsten Jahrzehnte dort in Baghlan 
ein. Das Gebiet ist ganz schön auf 
dieser Karte zu sehen, ganz oben im 
Nordosten im Wahram – Korridor, 
der an China grenzt. Wenn man 
also eine uigurische Aufstandsbe-
wegung unterstützen möchte oder 
eine Aufstandsbewegung tibetischer 
laiizistischer Gotteskrieger, dann 
ist das hervorragend, wenn man in 
Afghanistan die logistischen Basen 
dafür hat. Das muss man immer 
berücksichtigen, wenn man sich 
dieser Konfl iktlage annähert. Auf der 
Propaganda – Ebene pfl egen wir die 
Suggestion, dass wir aus Gründen 
des Wiederaufbaus und der Stabili-
sierung, also aus philantropischen 
Motiven, am Hindukusch seien. Das 
können wir getrost ad acta legen. 
Es sind knallharte geostrategische 
und geoökonomische Interessen, 
nachzulesen u.a. in Brzisinskis Buch 
„Die einzige Weltmacht“, wo er 
unverblümt wortwörtlich von der 
„zentralasiatischen Front“ spricht, 
um die es da geht. Insofern ist es 
natürlich ein Stück weit Wolkenku-
ckucksheimbau, wenn wir uns da 
hinsetzen und darüber räsonieren, 
wie friedlich man diesen Konfl ikt lö-
sen könnte, weil das an der Interes-
senlage von maßgeblichen Akteuren, 
die da diesen Krieg mit allen Mitteln 
betreiben, vorbei geht.

Christoph Hörstel:
Es geht um die Ansprechpartner im 
Widerstand. Ich weiß, Lothar Rühl 
behauptet, wir hätten da keine. 

Auf eine Zwischenfrage von Renate 
Börger ergänzt Christoph Hörstel: 
Lothar Rühl ist Professor, er war 

früher Journalist, der u.a. einen 
Lehrauftrag an der Uni Köln hat. Er 
ist ein knochenkonservativer, bis ins 
Mark NATO- loyaler politikwissen-
schaftlicher Analyst, der sich im-
mer wieder in den entsprechenden 
Foren zu Wort meldet und natürlich 
auch über entsprechenden Einfl uss 
verfügt. Hier wird er eher selten auf-
treten. Er (Rühl) hat eben behauptet, 
wir hätten keine Ansprechpartner im 
Widerstand. Ich weiß nicht, wenn 
der Mann nicht lesen kann, hat er 
wahrscheinlich nicht gehört, dass 
es Mullah Omar gibt. Die Tatsa-
che, dass die CIA den beaufsichtigt, 
nimmt ja Mullah Omar gar nichts 
von seiner politischen Kraft in Af-
ghanistan.

Auf eine weitere Zwischenfrage von 
Renate Börger nach Mullah Omar 
führt Christoph Hörstel aus: Von 
Mullah Omar gibt es, wenn man 
googelt, zwei oder drei Fotos. Da 
sieht man eine fi nstere Gestalt, ich 
hab‘ das immer bei der Bundeswehr 
vorgeführt und habe gesagt, das ist 
auch eine PR-Strategie, dass man 
den als dunkle, schattenhafte Figur 
wahrnimmt, mit kaputtem Gesicht 
und einem wilden Turban. Mul-
lah Omar ist ein Mullah von sehr 
strikten Ansichten. Außerdem ist er 
off enbar führbar. Der pakistanische 
Geheimdienst ISI hat seine kleine 
Gruppe von fünf Mann immerhin zur 
Afghanistan umspannenden Mili-
tärmacht ausgebaut. Das ist keine 
kleine Leistung. Und Mullah Omar 
hat das personalpolitisch überlebt. 
Also das sind so die Verhältnisse, 
mit denen wir da zu tun haben.

Im Prinzip muss man sagen, wir kön-
nen natürlich mit den Widerstands-
führungen reden und tatsächlich 
auch was erreichen und wir müssen 
das regional begleiten. Es ist nicht 
so, dass es da keine nationalen An-
sprechpartner gäbe. Die Leute, die es 
leugnen, sind häufi g eng verbandelt 
mit unseren Machtpolitikern, die 
es nicht gerne haben, dass wir dort 
eigenwillige tragfähige nationale 
Strukturen bilden. Und wir haben 
als NATO – Besatzungsmacht in Af-
ghanistan alles getan, damit solche 
Strukturen sich nicht bilden können.

Renate Börger: Jetzt danke ich erst mal 
herzlich für so viel interessanten Input, 
für so viele gehaltvolle Beiträge. Und 
ich weiß, dass hier sehr viele kundige 
und engagierte Menschen mit eigenen 
Meinungen sitzen, deshalb nicht nur 
Fragen, sondern auch Anmerkungen. 
Nur die Bitte, sich kurz zu fassen. Wir 
machen jetzt erst mal eine Runde und 
dann gucken wir, wie wir das sortieren.

Auszüge aus der Diskussion:

Teilnehmer:
- Die Kompetenz unserer drei Re-
ferenten und unserer Moderatorin 
stelle ich überhaupt nicht in Frage, 
auch die Integrität. Aber ich möchte 
zu der Veranstaltung doch etwas 
anmerken. Seitdem Frau Merkel und 
ihre Mannschaft die neue Regierung 
gestellt haben, werden wir zuge-
schüttet mit Diskussionen über Exit 
– Strategien. Wie viel Soldaten wir 
hinschicken, mit wem können wir 
reden, wer ist böse bei den Taliban, 
die Zeitschiene und so weiter. Und 
jetzt machen wir dieses Spiel mit 
als Friedensbewegung. Das möch-
te ich für meine Person ablehnen. 
Es ist nicht meine Aufgabe, Exit – 
Strategien zu entwickeln, weil wir 
bevormunden. Wir sagen zwar bei 
jedem Statement, das ich gehört 
habe, Afghanistan den Afghanen, 
aber dann erzählen wir, wie sie zu 
handeln hätten. 

Ich möchte die Frage so stellen: 
Was kann die Friedensbewegung 
heute tun? Die Friedensbewegung 
hat diesen schrecklichen Krieg zu 
thematisieren, mit allen seinen – 
auch völkerrechtlichen - Aspekten 
zu erklären. Dass wir so weit sind, 
dass gezielte Tötungen sogar von 
deutschen Historikern in der FAZ 
off en diskutiert werden, das ist ein 
Rückschritt im Rechtsempfi nden 
der deutschen Bevölkerung. Ich lass 
mich nicht zuschütten mit Exit – 
Strategien. Ich kann nur Eckwerte 
herstellen, ich kann nur grundsätz-
liche Erwägungen sagen, wie: Af-
ghanistan den Afghanen, sofortigen 
Rückzug, internationale Konferenzen 
mit regionalen Mächten. Alle regi-
onalen Mächte haben Interessen in 



FK 2010 - 43

dieser Region. China hat Interessen, 
Iran hat Interessen, auch wenn es 
gegensätzliche Interessen sind. Also 
internationale Konferenzen mit Ein-
beziehung der Staaten, die wirklich 
dort sind. Also nicht Deutschland 
und die USA, weil sie ja dort die Sze-
ne beherrschen. Und die Vereinten 
Nationen.

Beispiel Libanon: dort haben die 
internationalen Mächte mitgemischt, 
USA, Frankreich usw. Und was 
haben die Libanesen gemacht? Die 
sind nach Katar gefahren, haben 
72 Stunden getagt und haben das 
Problem gelöst. Ich sage, mehr oder 
weniger gelöst.

Also: Afghanistan den Afghanen, 
und sie nicht zuschütten mit irgend-
welchen Meditationen. Die Afghanen 
werden es auf ihre Art lösen. Wir 
können nur von außen helfen.

- Ich stimme da zu. Ich habe da 
ein etwas seltsames Gefühl, wenn 
von außen ein Mediator einfl iegen 
soll. Das als Vorbemerkung. Das 
Zweite: Es wurde mehrmals betont: 
Ein Krieg, der nicht zu gewinnen 
ist, da zieht man sich zurück. Was 
wäre denn, wenn der Krieg von den 
NATO-Staaten gewonnen würde? 
Das ist doch ein enormer Wider-
spruch. Wenn wir einerseits sagen, 
welche geostrategischen Gesichts-
punkte da sind, warum die NATO 
in Afghanistan ist. Ich fi nde, wenn 
dieser Krieg gewonnen würde, wäre 
es ja noch schlimmer. Wir haben in 
Afghanistan nichts zu suchen.

- Die Referenten haben sich ja sehr 
stark konzentriert auf die Konfl ikt-
linien und die militärischen Fragen. 
Aber man darf nicht vergessen, 
dass die Präsenz von über 100.000 
Militärs und 70.000 Semi-Militärs, 
also Leute wie Blackwater und wie 
die alle heißen, zu einer endgültigen 
Zerstörung der Ökonomie - oder was 
noch da war - geführt hat. Es ist ja 
kein Zufall, dass Afghanistan voll in 
den Globalisierungsprozess integriert 
ist und das einzige globalisierungsfä-
hige Produkt ist bekanntlich Heroin. 
Etwa 90% der weltweiten Produk-
tion stammen aus Afghanistan und 
das ist ja auch das Einkommen, 

nicht nur der Taliban, sondern auch 
von Teilen der Nordallianz, die 
teilweise auch in Kabul das Sagen 
haben. Aber diese Entwicklung ist ja 
verbunden mit einer massiven Zer-
störung der afghanischen Agrikultur. 
Es wird zwar gesagt, die Bauern 
sollen doch Produkte anbauen, die 
die Bevölkerung benötigt, aber das 
ist unter den Bedingungen, dass 
dieses Land völlig dem globalisier-
ten Markt ausgesetzt ist, unmöglich. 
Eine einheimische Produktion in 
Afghanistan ist viel zu teuer. Das Er-
gebnis ist, dass etwa zwei Drittel der 
Bevölkerung in Afghanistan entwe-
der arbeitslos oder unterbeschäftigt 
sind. Ohne dieses Problem zu lösen, 
ist ein Friede in diesem Land kaum 
vorstellbar. Im Übrigen zu den Zah-
len: Nach meinen Informationen hat 
das militärische „Engagement“ der 
44 Staaten 243 Mrd. Dollar gekostet. 
Die zivile Hilfe (nicht gerechnet die 
Hilfsorganisationen) soll 19.6 Mrd. 
Dollar, ich glaube sogar, Euro,  ge-
kostet haben. Und von diesem Geld 
soll es so sein, dass sich mindestens 
ein Viertel, manche nennen auch hö-
here Zahlen, auf westlichen Konten 
befi ndet. Das zeigt, wie viel Hilfe in 
diesem Bereich geleistet worden ist.

- Ich fand die Analyse von Herrn 
Hörstel über die ökonomischen 
Hintergründe des Krieges in Afgha-
nistan sehr wichtig und bedeutsam, 
auch die Schilderung der inneraf-
ghanischen Verhältnisse, aber es 
fällt mir schwer, die Konsequenzen, 
die Sie gezogen haben, nachzuvoll-
ziehen. Was ist das für eine Logik, 
wenn Sie sagen, man muss mehr 
Truppen hinschicken, um abziehen 
zu können. Ich verstehe auch nicht, 
wenn Sie sagen, mit dem ersten 
Schritt in Ihrer Tabelle muss der 
Abzug beginnen. Was spricht dage-
gen, zu sagen: sofortiger Beginn des 
Abzugs. Es ist doch eine Illusion, zu 
glauben, man kann über Frieden re-
den mit Menschen in einem besetz-
ten Land. Die Menschen haben sogar 
ein völkerrechtlich zugestandenes 
Recht auf Widerstand gegen die Be-
satzungstruppen. Dieser ganze Plan, 
den Sie genannt haben, hat doch 
nur eine Chance, wenn wir sagen, 
wir beginnen unverzüglich mit dem 
Abzug. Erst dann können die Dinge 

eintreten, die Sie genannt haben. Ich 
verstehe auch nicht, wenn Sie sagen, 
wir müssen uns Gedanken machen, 
welche Ordnung wir in Afghanistan 
hinterlassen. Wir haben in Afgha-
nistan keine Ordnung zu hinterlas-
sen, weil diese Ordnung eine Sache 
der Afghanen ist. Die Ordnung, die 
bisher hinterlassen ist in Afgha-
nistan, ist Armut, ist kein Strom, ist 
kein Wasser.

Ich möchte noch einen Punkt an-
sprechen, der mich stört: Wenn Sie 
sagen, die doofen Amerikaner, die 
nur Türen eintreten können, wer-
den gehasst, aber die Bundeswehr 
könnte Sicherungsaufgaben über-
nehmen. Das leuchtet mir nicht ein. 
Spätestens seit der Bombardierung 
des Tanklastzuges in Kundus ist es 
vorbei mit diesen unterschiedlichen 
Wahrnehmungen. Zum Abschluss 
noch eine Frage: Ich habe von Ihnen 
gelesen, ich glaube es war 2008 auf 
der Konferenz der Friedenskoope-
rative: „Wer jetzt dem sofortigen 
Abzug der Bundeswehr das Wort 
redet, will die Bundesrepublik in 
ihren beiden wichtigsten Orientie-
rungen beschädigen, Europa und 
die NATO, die jahrzehntelang ihre 
Friedensfähigkeit bewiesen haben.“ 
Das ist etwas ganz anderes, als was 
Sie heute erzählt haben. Könnten Sie 
diesen Widerspruch aufklären?

Renate Börger: Sollen wir das direkt 
aufgreifen, weil Sie direkt angespro-
chen wurden?

Christoph Hörstel:
Es ist sehr schwierig, wenn man in 
zwei, drei Minuten versucht, etwas 
zu erklären, was in einer Kurzvari-
ante schon 25 Buchseiten lang ist. 
Also: Das Prinzip „Afghanistan den 
Afghanen“ habe ich selbst erwähnt. 
Es ist ein Unterschied, ob man sagt, 
wir beginnen sofort mit dem Abzug, 
oder ob man sagt: Sofort alle Solda-
ten raus. Dies nämlich hieße, dass 
man die Strukturen, die man aufge-
baut hat, also die NATO, hinterlässt 
und sofort verschwindet, ohne sich 
zu kümmern, was mit den Afghanen 
los ist. Und das Sich – Drum -Küm-
mern kann ja nicht ein militärisches 
sein, das muss schon eines sein, das 
auf die Bedürfnisse der afghanischen 
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Menschen eingeht, während wir 
heute vor allem um die Bedürfnisse 
einer Besatzungsmacht gerungen 
haben. Also, Abzug sofort, das ist 
überhaupt keine Frage. Wenn Sie 
jetzt sagen, es sei ein Widerspruch, 
wenn ich sage, wer einem sofortigen 
Abzug das Wort redet, beschädigt 
die wichtigsten Orientierungen 
der Bundesrepublik, dann tue ich 
doch nicht so, als würden wir hier 
in einem politisch luftleeren Raum 
agieren.

Ich meine, die Friedensbewegung 
hat sich in den letzten Jahren – 
ohne dass ich hier jemandem zu 
nahe treten möchte – an den Rand 
der Gesellschaft manövriert. Die ist 
längst nicht mehr so stark, wie sie 
mal war. Das sind teilweise Rentner-
truppen, die da zusammensitzen, das 
ist traurig. 
Auf einen Zwischenruf:  Überhaupt 
nichts gegen die Alten, aber wenn 
die Jugend nicht mehr mitmacht, 
wo wollen Sie dann hin politisch? 
Ich wünschte mir ja, dass die Frie-
densbewegung das Schicksal dieses 
Landes stärker mitbestimmt und 
nicht am Rande agiert mit ein paar 
Hanseln. 15.000 Leute demonstrie-
ren jedes Jahr gegen den Krieg in 
Afghanistan. Fünfzehntausend! Ich 
wünschte mir, dass es 500.000 sind. 
Also müssen wir natürlich auf die 
politischen Gegebenheiten dieses 
Landes eingehen. Es ist doch klar, 
dass wir mit den paar Abgeordne-
ten der Linkspartei – ich rede mit 
denen gerne – die Veränderung nicht 
hinkriegen, die wir brauchen, um 
eine andere Politik zu machen. Wie 
können wir denn einer breiteren 
Schicht im Bürgertum den Gedan-
ken schmackhaft machen, dass wir 
etwas für unser Europa und auch für 
das Verteidigungsbündnis NATO, 
das es mal war, bevor wir auf dem 
Balkan den Krieg angefangen haben, 
tun. Ich rede jetzt politisch. Ich 
rede nicht als ein fundamentaler 
Gesellschaftskritiker. Als der befi n-
de ich mich im politischen Abseits 
und werde nie etwas bewegen. Wir 
haben die Aufgabe, ich jedenfalls 
sehe es so, einer möglichst großen 
Zahl von Menschen zu erklären, wie 
man sich praktisch aus Afghanistan 

herausziehen könnte, ohne dass man 
sich international völlig isoliert.
Renate Börger: Aber die Anzahl sagt 
doch noch nichts über die Richtigkeit 
eines Arguments.

Christoph Hörstel:
Grundsätzlich nicht. Aber wenn Sie 
sich gerne in der politischen Irre-
levanz aufhalten, dann machen Sie 
weiter.

Renate Börger: Sie haben doch selbst 
die geostrategischen Gründe aufgezählt 
und jetzt argumentieren sie, ja wir 
müssen sie alle mit hinein nehmen, sie 
überzeugen...

Christoph Hörstel:
Wer bestimmt, ob unsere Truppen in 
Afghanistan bleiben? Der Bundestag.

Deswegen rede ich mit Abgeord-
neten aller Fraktionen. Glauben 
Sie mir, wenn ich da als radikaler 
„Sofort-Abzügler“ auftrete, würden 
die ihre Zeit nicht mit mir ver-
schwenden.

Dann könnte ich gar nichts machen. 
Also muss ich auch solchen Leuten, 
denen ich politisch weniger nahe 
stehe, versuchen, Schritt für Schritt 
Gedanken nahe zu bringen, wie es 
gehen könnte, ohne dass man hinter-
her politisch am Pranger steht. Ich 
sag mal was ganz Simples: 

Was wollen Sie denn machen, wenn 
es eine Nacht der langen Messer 
gibt, nachdem wir da innerhalb von 
drei bis vier Wochen unsere Truppen 
eingepackt haben. Und es kommt 
jeder Afghane ums Leben, der je mit 
uns kooperiert hat? Der Kleine Prinz 
hat mal gesagt, wir haben für nichts 
in der Welt Verantwortung, außer 
für das, was wir uns vertraut ge-
macht haben. Da wäre ich dankbar, 
wenn wir mal darüber nachdenken 
würden. Und die Friedensbewegung, 
wenn sie nicht darüber nachdenkt, 
wie solche Szenarien aussehen 
könnten, dann hat sie sich von der 
Gestaltung der Politik verabschiedet. 
Ich möchte Sie bitten, denken Sie 
aktiv über die Lösung von Proble-
men nach! Sonst machen das Leute 
für Sie, die Sie und ich nicht mögen 
können.

Teilnehmer:
- Ich bin von dem letzten Beitrag 
geschockt. Und ich muss sagen, dass 
es nicht geht, auf einer Veranstal-
tung der Friedensbewegung eine 
Beschimpfung der Friedensbewe-
gung vorzunehmen. Wir saßen schon 
zusammen auf einem Podium, aber 
das, was Sie eben gesagt haben, ist 
eine Unverschämtheit. Gerade eben 
auf dieser Kundgebung waren insbe-
sondere jüngere Leute und morgen 
bei der Demonstration werden es 
auch überwiegend jüngere Leute 
sein, die gegen diese Politik demons-
trieren und ich bin froh, dass sie 
dieses tun. Die Friedensbewegung 
als das zu bezeichnen, was Sie eben 
gemacht haben, tradiert ein Bild, das 
in den Medien über die Friedensbe-
wegung gezeichnet wird, was aber 
der Realität der Friedensbewegung 
nicht entspricht. Da gibt es sehr 
viele, sehr aktive, sehr verschiedene 
Gruppen und ich will sehr deutlich 
sagen, das sollten wir auch berück-
sichtigen. Dann hat es einen Sinn, 
auf solchen Veranstaltungen diese 
Positionen auch originär zu Wort 
kommen zu lassen. Und eine Positi-
on der Friedensbewegung ist, dass 
man sagt, man will einen sofortigen 
Abzug aus Afghanistan und das hat 
gute Gründe.

Ich will mal zurückblicken. Vor 
sieben Jahren war es so, dass die 
Positionen, die wir heute vertreten, 
die ich vor sieben Jahren vertreten 
habe und jetzt immer noch vertrete, 
eine Position ist, die gesellschaftlich 
eher am Rande war. Inzwischen ist 
die Forderung nach einem Trup-
penabzug ein Teil der Mainstream–
Debatte, das ist mitten drin in der 
Gesellschaft. Und da haben wir, die 
diesen Militäreinsatz von Anfang an 
kritisiert haben, eine ganz wesent-
liche Rolle. Das ist eine Danksagung 
an die Friedensbewegung, weil die 
von Anfang an diese Position formu-
liert hat. Deshalb bin ich so aller-
gisch, wenn Sie gerade einen Angriff  
auf die Friedensbewegung gefahren 
haben (Zwischenruf Hörstel: Das tut 
mir leid).

Der zweite Punkt ist die Frage: Wie 
kriegt man eine gewisse Entwick-
lung durchgesetzt? Und da ist meine 
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Erfahrung, dass man mit klaren Posi-
tionen diejenigen unter Druck setzen 
kann, die sich nicht einmal an ihre 
eigenen Vorgaben halten.

Jürgen Rose war einmal von mir ein-
geladen im Europäischen Parlament. 
Man muss sie damit konfrontieren, 
mit ihren eigenen Positionen, dass 
sie nämlich Frieden schaff en wollen. 
Dass das tatsächlich umgesetzt wird. 
Ich glaube, wir haben gesellschaft-
lich eine Situation bezüglich Afgha-
nistan gehabt, die sehr spannend 
war: Das Kundus – Massaker hat die 
gesamte Grundstimmung gewendet 
und seitdem, das ist meine Erfah-
rung, ist es mehrheitsfähig, wenn 
man sagt, man will einen Rückzug 
aus Afghanistan, einen sofortigen 
Rückzug. Alles andere verlängert die 
Besatzung. Sie haben vorhin einen 
Satz gesagt, Herr Hörstel, den fand 
ich sehr bezeichnend. Sie haben 
gesagt, der Abzugsplan, den Sie 
damals vorgelegt haben, sei unter 
den jetzigen Bedingungen obsolet. 
Ich sehe das auch so. Inzwischen 
sieht selbst Herr Westerwelle es 
für notwendig an, sich zumindest 
verbal für einen Abzug auszuspre-
chen. Genau genommen tut er das 
nicht; er sagt, man muss über eine 
Abzugsperspektive für 2012 oder 
2014 nachdenken. Und für mich 

ist die zentrale Frage, wie kriegen 
wir es gesellschaftlich hin, dass die 
Truppen tatsächlich aus Afghanistan 
abgezogen werden. 

Und da hat die Demonstration 
morgen einen wichtigen Signalcha-
rakter. Je größer und deutlicher sie 
ist, desto größer ist auch der Druck. 
Außerdem müssen wir deutlich ma-
chen, welche Argumente für diesen 
Abzug sprechen. Das sind sehr viele. 
Deshalb beschäftige ich mich inten-
siv mit diesem Kundus – Massaker, 
weil es die Rolle der Deutschen in 
diesem Konfl ikt sehr deutlich zeigt. 
Diese sind nämlich inzwischen zu 
Hardlinern in dem Krieg geworden. 
Und das ist etwas, was wir sehr 
deutlich herausarbeiten müssen. Die 
Deutschen sind nicht mehr diejeni-
gen, die so tun können, als ob sie 
nur in irgend etwas hineingerutscht 
seien. Nein, nein, nein, sie sind 
die Hardliner und es war ja Oberst 
Klein, der ganz bewusst die NATO 
– Kriterien, die für einen solchen 
Einsatz gegeben sind, nicht erfüllt 
hat. Er hat sie umgangen. Und er hat 
gelogen. Und genau dieses wird der 
Untersuchungsausschuss Stück für 
Stück zeigen. Infofern sind wir als 
Friedensbewegung und Antikriegsbe-
wegung in Bezug auf Afghanistan in 
einer Off ensive. Die sollten wir nut-

zen mit den ganzen Argumenten. Ich 
will noch mal abschließend sagen: 
Für mich ist sehr wichtig, herauszu-
arbeiten, mit wem wir uns politisch 
beschäftigen müssen, und das ist 
immer wieder die eigene Regierung, 
weil es diejenigen sind, auf die 
wir die Möglichkeit haben, Druck 
auszuüben. Das heißt, ich will ins-
besondere, dass es einen Abzug der 
Bundeswehr aus Afghanistan gibt, 
und dafür sollten wir als Friedens- 
und Antikriegsbewegung kämpfen.

Renate Börger:  Ich habe die Zeit völlig 
aus dem Blick verloren. Wir müssen in 
einer Viertelstunde aus dem Saal. Des-
halb bitte ich die letzten drei, sich kurz 
zu fassen, damit unsere Gäste noch ein 
Schlusswort haben.

Teilnehmer:
- Nur ganz kurz: Tobias, du hast 
immer die Friedens- und Antikriegs-
bewegung genannt. Da muss man 
fairerweise sagen, nicht alle Anti-
kriegsleute sind Friedensbewegung, 
sondern sie sind gegen Krieg und 
vielleicht auch nicht grundsätzlich 
gegen Kriege, sondern gegen Kriege, 
so lange es NATO-Kriege sind. Ich 
kenne viele Antikriegsleute, die ich 
hoch schätze und die mir knallhart 
sagen: Ich bin kein Pazifi st. Gerade 
von den Jungen, die du erwähnt 
hast. 
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Zu Herrn Sahlmann: Ich war doch 
etwas verblüff t über Ihre sehr milde 
Einschätzung, was den BND betriff t. 
Ich habe Fotos gesehen von Mili-
tärlagern speziell von Massar-Al 
Sharif. Dort sind die Deutschen. Da 
gibt es zwei Eingänge. Den einen für 
das normale Volk. Und dann gibt 
es einen zweiten Eingang, der wird 
relativ selten benutzt, der ist für die 
KSK-Leute. Und dann gibt es im La-
ger noch ein Gebäude, sozusagen ein 
Lager im Lager, das völlig neutral 
ist, und das ist für den BND. Also ist 
ganz klar, dass die BND-Leute, nicht 
nur der KSK, in die Militärstrukturen 
eingebunden sind in Afghanistan.

Zu den Kritiken an Herrn Hörstel: 
Meiner Ansicht nach sind einfach 
ganz verschiedene Baustellen, ganz 
verschiedene Strategien ergänzend 
möglich. Ich denke, man muss mit 
Leuten reden, mit denen ich jetzt 
nicht reden möchte, aber irgend 
jemand muss mit denen reden. Ich 
denke, ohne Druck von der Straße, 
ohne Druck von der Friedensbewe-
gung und von der Antikriegsbewe-
gung würden Sie, Herr Hörstel und 
vielleicht auch Sie, Herr Rose, nicht 
so viel Aufmerksamkeit bekommen. 
Insofern sehe ich es ganz wichtig an, 
für die Friedensbewegung und die 
Antikriegsbewegung, dass sie kom-
plementär und ergänzend ist.

Renate Börger: Weil wir nur noch so 
wenig Zeit haben, habe ich Herrn Hör-
stel gebeten, dass er jetzt das Wort an 
Herrn Sahlmann und Herrn Rose gibt 
und selbst auf ein Statement verzichtet.

Herbert Sahlmann:
Ganz kurz zu vier Punkten:
1. Agrarwirtschaft: Die Agrarwirt-
schaft hat in Afghanistan eine enor-
me Blüte erreicht. Da hat sich sehr 
viel getan. Ich weiß das von den 
Kollegen der Welthungerhilfe, die in 
Afghanistan tätig sind. Wir haben es 
geschaff t, dort eine Fülle von Bewäs-
serungssystemen wieder in Ordnung 
zu bringen und die Ernährungslage 
ist wesentlich besser. Gut, in den 
Trockenanbaugebieten hat es in den 
einzelnen Jahren unterschiedliche 
Wetterlagen gegeben, aber insge-
samt hat sich die Landwirtschaft 
erheblich verbessert und den Bauern 

geht es wesentlich besser als vor 
der Zeit, als wir dort tätig geworden 
sind mit der Entwicklungszusam-
menarbeit.

2. Die zivile Hilfe: 19 Mrd. Ich weiß 
nicht, das sind möglicherweise die 
Zahlen der amerikanischen Hilfe. 
Wir haben bescheidene 70 Mio. 
gehabt für ein Gebiet im Norden Af-
ghanistans, das größer ist als Bayern 
und Baden-Württemberg zusammen. 
Und wenn man das vergleicht mit 
dem, was wir in Deutschland einset-
zen im Rahmen der Wiedervereini-
gung, dann sind das alles peanuts. 
Trotzdem ist eine Menge geschehen, 
Infrastrukturverbesserung, und vor 
allem durch die Afghanen gesche-
hen. Die Afghanen arbeiten hart, 
um ihr Land voranzubringen, und 
da gibt es bewundernswerte Erfolgs-
stories, wo die Afghanen selbst ihr 
Schicksal in die Hand genommen 
haben. Teilweise mit unserer Unter-
stützung, teilweise nur aus eigener 
Kraft.

3. Frieden ist unteilbar. Wir dürfen 
als Friedensbewegung – und ich 
zähle mich dazu – nicht nur für uns 
Frieden wollen, sondern wir müssen 
als Deutsche überall da, wo wir Ein-
fl uss haben, wo wir Export treiben, 
wo wir Entwicklungszusammenar-
beit leisten, wir müssen uns dafür 
einsetzen, dass die Menschen selbst 
Frieden schaff en können. Und wenn 
die Afghanen, und wenn es Teile 
sind – es gibt sowieso sehr unter-
schiedliche Stämme und sehr unter-
schiedliche Vorstellungen in Afgha-
nistan – wenn also einige Stämme 
sagen, wir brauchen für einige Zeit 
noch den Schutz ausländischer Trup-
pen, weil wir uns sonst gegenseitig 
die Köpfe einschlagen, dann sollten 
wir das zumindest ernst nehmen. 
Deswegen eine diff erenzierte He-
rangehensweise. Im Prinzip bin ich 
auch dafür, dass die Bundeswehr so 
schnell wie möglich herausgeht.

4. Die Aussage, ich beurteile den 
BND zu milde. Ich kann nur beurtei-
len, was ich persönlich gehört und 
gesehen habe. Ich kann bezeugen, 
dass bei den zwei Leuten, mit denen 
ich gesprochen habe, die direkte 
Kommunikation mit der Bundeswehr 

ausgeschlossen war. Die haben ge-
legentlich berichtet im Militärlager 
in Kundus, aber die haben privat 
gewohnt. Und der Kollege vom Aus-
wärtigen Amt, der im Militärlager 
gewohnt hat, war so sauer, dass die 
Bundeswehr und er  keine Informa-
tionen kriegten über das, was der 
BND gesammelt hat. Das kam erst 
wieder über die Zentralen in Berlin 
zurück ins Feld und dann natürlich 
gefi ltert. So weit dazu. Aber ich 
schließe nicht aus, dass der BND 
ganz schlimme Sachen macht.

Renate Börger: Herr Rose, bitte.

Jürgen Rose:
Ja, vielleicht gleich anknüpfend an 
den letzten Punkt. Was in Kundus 
gelaufen ist, war eine von langer 
Hand vorbereitete Operation. Das 
war keine Zufallsoperation aus dem 
hohlen Bauch. Das war eine von 
langer Hand und mit Special Forces 
vorbereitete Operation und da war 
beteiligt der BND, das kann man 
nachlesen in dem Feldjägerbericht, 
der mittlerweile an die Öff entlich-
keit gedrungen ist, auch im NATO-
Bericht, es war der BND beteiligt, 
es war das KSK beteiligt, es waren 
Fernspäher beteiligt und es spricht 
vieles dafür, dass auch Verbindungs-
offi  ziere der US – oder UK - Special 
Forces bei dieser Operation beteiligt 
waren. Was nicht geplant war, ist, 
dass die Afghanen sich in einem 
Flussbett festgefahren haben und 
an einer Stelle bombardiert werden 
mussten oder wurden, die so nicht 
geplant war. Ich kann das jetzt nicht 
weiter ausführen, aber wir können 
alle gespannt sein, was der Untersu-
chungsausschuss in der Aff äre noch 
zutage fördert.

Zweiter Punkt: Nicht nur Wester-
welle, auch Guttenberg hat schon 
von Truppenabzug geredet. Er will 
eigentlich schon diesen Herbst an-
fangen nach eigener Aussage. Was 
nicht dazu passt, ist eine Aussage, 
die er letzte Woche in der ZEIT 
gemacht hat: Die Bundeswehr steht 
aus handfesten deutschen Sicher-
heits- und Wirtschaftsinteressen am 
Hindukusch. Stichwort: Energie. Das 
ist wortwörtlich Guttenberg.



FK 2010 - 47

Die Politik wird langsam ehrlich. 
Und was die NATO angeht: Die 
NATO ist für mich die größte Bedro-
hung für den Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit. Sie ist der 
Transmissionsriemen der US – Im-
perialmacht und insofern sehne ich 
es sogar herbei, dass die NATO am 
Hindukusch in Trümmer fällt. Das 
wäre sozusagen der Kollateralnut-
zen. Traurig ist natürlich, dass das 
auf dem Rücken von Millionen oder 
zumindest Hunderttausenden Afgha-
nen passieren wird. 

Eines muss man fairerweise erwäh-
nen: Die ISAF – ich rede jetzt nicht 
von dem unseligen und völkerrechts-
widrigen Krieg gegen den Terror – 
ist vom UNO–Sicherheitsrat manda-
tiert. Das heißt, diese ISAF–Mission 
hat eine völkerrechtliche Grundlage 
und damit hat auch das Mandat, das 
der Bundestag der Bundeswehr im 
Rahmen des ISAF erteilt hat – ich 
rede jetzt nicht von OEF - , eine 
völkerrechtliche und verfassungs-
rechtliche Grundlage. Das heißt, wir 
können nicht sagen, dieser Krieg 
sei nicht rechtmäßig. Wir können 
ihn aber politisch kritisieren. Das 
ist wichtig, diese Ebenen nicht zu 
verwechseln.

Vorletzter Punkt: Wenn ich gesagt 
habe: Einen Krieg, der nicht zu 
gewinnen ist, den muss man been-
den, dann schließt das natürlich 
nicht aus, dass man Krieg am Besten 
gar nicht anfängt. Das denke ich als 

Voraussetzung mit. Das Argument 
richtet sich vor allem an die Belli-
zisten, die der trügerischen Auff as-
sung anhängen, man könnte Kriege 
gerecht führen oder auch gewinnen. 
Das ist jetzt nicht das Argument, das 
man denjenigen entgegenhält, die 
ohnehin für den Frieden sind. Völlig 
klar.

Abschließend: Was kann die Frie-
densbewegung tun? Sie kann und 
muss protestieren. Sie muss aufklä-
ren und sie muss sich selbst verge-
wissern und sie muss diskutieren. 
Und zwar ohne Denkverbote. Na-
türlich dürfen wir hier zusammen-
sitzen und uns Gedanken machen: 
Wie kommt man aus Afghanistan 
raus? Das ist unser gutes Recht und 
ist auch unsere Pfl icht als demokra-
tische Staatsbürger, die am Frieden 
interessiert sind. Was wir natür-
lich nicht dürfen, ist, das anderen 
aufoktroyieren zu wollen. Aber ich 
kann ja auch mit einem Afghanen 
darüber reden und mich austauschen 
und sagen: Ich hab hier eine Idee, 
wie beurteilst du das? Hat das eine 
Chance, realisiert zu werden?

Ohne Diskussion begeben wir uns 
auch der Einfl ussmöglichkeiten, die 
wir als Friedensbewegung haben. 
Denn wir wollen das ja mit fried-
lichen Mitteln machen und das 
einzige friedliche Mittel ist das des 
besseren Arguments. Dieses Argu-
ment, das müssen wir uns natürlich 
erst mal erarbeiten.

Insofern plädiere ich schon dafür, 
dass wir uns hier Gedanken ma-
chen, wie wir das bewerkstelligen 
können, dass die Bundeswehr und 
natürlich auch alle anderen Truppen 
aus Afghanistan rausgehen und die 
Afghanen endlich eine Chance krie-
gen, Herr ihres eigenen Schicksals 
zu sein.

Renate Börger: Ja, das war ein Schluss-
wort. Ob Alt, ob Jung, ich bin stolz 
auf die Friedensbewegung, wie sie hier 
wieder mal in voller Klugheit anwesend 
war, und ich danke Ihnen für Ihre 
engagierten Ideen. Jede gute Idee ist 
willkommen. Wir machen uns natürlich 
über die Gesamtlage keine Illusionen 
und wissen, warum wir morgen auf die 
Straße müssen und abends zur Frie-
denskonferenz. Und wir danken denen, 
die heute schon auf der Straße waren 
und dem Empfang für die Leute von 
der Sicherheitskonferenz „mit Flöte und 
Tröte“ lautstark entgegen getreten sind.

Danke an Herbert Sahlmann, danke 
an Christoph Hörstel, danke an Jürgen 
Rose. Danke an Sie für Ihre Aufmerk-
samkeit.

Dank auch und als kleine Aufmerk-
samkeit von Ulla Klotz vom Organisa-
tionsteam: Friedenskugeln - garantiert 
sicher.

Dank an Renate Börger für die Mo-
deration.
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Das Friedensgebet der Religionen fand am 31. Januar 2010 zur Mittagszeit im Pfarrsaal von St. Anna im 
Lehel statt. Es wurde von VertreterInnen einer erweiterten Gruppe von Religionen vorbereitet, von Juden, 
Christen, Muslimen, Baha´í und Buddhisten. Die Männer und Frauen im Vorbereitungsteam sind über-
wiegend Laien, die sich für Frieden engagieren und Kontakte über die eigenen Religionsgrenzen hinaus 
suchen. Korrektes Verhalten gegenüber dem Rang eines Religionsvertreters spielt eigentlich keine Rolle. 
Aber alle wollen voneinander erfahren, was zu dem vorgeschlagenen Thema ihr jeweiliges Anliegen ist. 
Von einer Muslima hörten wir z.B., wie wichtig ihr die Verständigung zwischen den Religionen ist, wäh-
rend es für den Vertreter der Baha´í-Religion ein besonderes Thema war, wie Gewalt durch Liebe über-
wunden werden kann. Aus dem Austausch über das, was uns individuell, aber auch gemeinsam bewegt, 
ergibt sich das Motto des Friedensgebets, in diesem Jahr „Feindbilder abbauen – aufeinander zugehen – 
Gewalt überwinden“. 

Die ReligionsvertreterInnen wählen jeweils ihre eigene Form der Darbietung, so dass ein buntes Bild  
entsteht, in dem Unterschiede, aber auch Gemeinsamkeiten deutlich werden. Auf diese Weise wächst ein 
off ener Raum für das Miteinander. Bei unserem Friedensgebet war dieser Geist der Off enheit, der Neugier 
aufeinander und der Achtung füreinander spürbar, der eine Begegnung auf Augenhöhe ermöglicht.

Die Feier wurde musikalisch wieder sehr schön eingerahmt von der Gruppe Contra-Ensemble und klang 
mit einem regen Austausch bei Gebäck und Getränken aus. Unser besonderer Dank gilt dem Pfarrer der 
Franziskaner-Kirche St. Anna, Pater Cornelius, der nach seiner Begrüßung während des ganzen Friedens-
gebetes mit dabei war.

Friedensgebet der Religionen
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Pressestimmen:
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Trägerorganisationen:

Dem 1914 gegründeten Internationalen Versöhnungsbund gehören rund 100 000 Menschen in 40 Staaten der Erde 
an. Ihnen gemeinsam ist die Vision einer Welt, in der Menschen geschwisterlich miteinander leben und Konfl ikte 
gewaltfrei gelöst werden. Der Verband hat Beraterstatus bei den Vereinten Nationen. Der Sitz des Deutschen Zweiges 
des Internationalen Versöhnungsbundes ist in Minden.

Kontakt:

Internationaler Versöhnungsbund - Deutscher Zweig e.V.
Schwarzer Weg 8
32423 Minden
Tel. 0571 – 850875
Fax 0571 – 8292387
www.versoehnungsbund.de
vb@versoehnungsbund.de

Das Netzwerk umfasst interessierte Personen aus der ganzen Bundesrepublik, 
die sich für ein Zivilsteuergesetz einsetzen, das den Menschen die demokra-
tische Wahlmöglichkeit gibt, dass ihre Steuern ausschließlich für zivile Zwe-
cke verwendet werden. Einige dieser Personen verweigern Militärsteuern aus 
Gewissensgründen. Allen ist der Grundrechtsaspekt und der demokratische 
Wert eines Zivilsteuergesetzes wichtig.

Kontakt:

www.netzwerk-friedenssteuer.de
Spenden: Netzwerk Friedenssteuer e.V.
Spendenkonto: 700 160 160 0; GLS-Gemeinschaftsbank, BLZ 430 609 67

Netzwerk Friedenssteuer, Region Bayern
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Die DFG-VK ist ein deutscher Zweig der Internationale der 
Kriegsdienstgegner (War resistors International, WRI, gegrün-
det 1921, u.a. von Albert Einstein). Die Grundsatzerklärung 
der Internationale der Kriegsdienstgegner lautet:
„Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. 
Ich bin daher entschlossen, keine Art von Krieg zu 
unterstützen und an der Beseitigung aller Kriegsursachen 
mitzuwirken.“

Kontakt:

Schwanthalerstr. 133
80339 München
Tel. 089/ 89 62 34 46
www.dfg-vk.de/muenchen; www.dfg-vk.de/bayern
www.dfg-vk.de; www.wri-irg.org
www.schritte-zur-abruestung.de
muenchen@dfg-vk.de

Das Helmut-Michael-Vogel- Bildungswerk ist der gemeinnützige Verein zur 
Förderung der Friedensarbeit der DFG-VK Bayern

Kontakt:

c/o DFG-VK.
Tel. 089/ 89 62 34 46, Di., Mi., Do.   11.00 - 17.00 Uhr
www.h-m-v-bildungswerk.de
Spendenkonto: 33 60 68 851, 
H-M-V- Bildungswerk, Postbank Nürnberg, 
BLZ 760 100 85

Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK), 
Landesverband Bayern

Helmut-Michael-Vogel 
Bildungswerk
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Als internationale katholische Friedensbewegung benennt pax 
christi Missstände in Politik und Gesellschaft und bezieht klare 
Positionen, wo Menschenrechte verletzt und Konfl ikte mit Ge-
walt ausgetragen werden.

Kontakt:

Marsstr. 5
80335 München
Tel. und Fax: 54 38 515
www.paxchristi.de
www.erzbistum-muenchen.de/paxchristi
paxchristi.muenchen@t-online.de
Spendenkonto: 2210312, LIGA-Bank, BLZ 750 903 00

Der Kreisjugendring München-Stadt (KJR) ist die Arbeitsgemeinschaft der rund 
60 Münchner Jugendverbände und -gemeinschaften, sowie Träger von fast 50 
städtischen Freizeitstätten. Ziel und Grundlage seines Handelns sind Toleranz, 
Friede, soziale Gerechtigkeit, Völkerverständigung und demokratische Mitbe-
stimmung von Kindern und Jugendlichen.

Kontakt:

Kreisjugendring München Stadt
Postfach 151 223
80047 München
Tel: 089/514106-10
www.kjr-m.de

Kontakt:

Kaamu@web.de

Kreisjugendring  München-Stadt

Projektgruppe 
„Münchner Sicherheits-Konferenz verändern“ 
(MSKverändern)

pax christi
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Wir sind nicht nur verantwortlich für das was wir tun, sondern auch für das, was 
wir widerspruchslos hinnehmen. Was uns bewegt, ist die Verantwortung für Frie-
den und Abrüstung, das Ökosystem Erde, die Folgen unseres eigenen Tuns. Wir 
wollen das mit Fachwissen und unserem persönlichen Engagement zur Wahrung 
des Friedens für ethisch verantwortlichen Umgang in Wissenschaft und Technik 
und ihre Folgen bewirken. Unsere Mitgliederzeitung heißt „Wissenschaft & Frie-
den“.

Kontakt:

NaturwissenschaftlerInnen-Initiative
Franklinstr. 28/29
10587 Berlin
Tel: 030 - 31996686
Fax: 030 - 31996689
www.natwiss.de
info@natwiss.de
Spenden: NaturwissenschaftlerInnen-Initiative 
Kto. Nr. 393408-504, Postgiroamt Köln, BLZ 370 100 50

Das Netzwerk Gewaltfreie Kommunikation München ist 
eine lokale Organisation, die den folgenden Zweck hat: 
- Menschen mit der Haltung und dem Prozess der Gewalt-
freien Kommunikation nach Marshall Rosenberg bekannt und 
vertraut zu machen.
- Menschen, die sich für die Gewaltfreie Kommunikation einsetzen, miteinander zu vernetzen.
- Menschen dabei zu unterstützen, lebensdienliche Strukturen zu schaff en.

Mit unserem Netzwerk setzen wir uns für einen neuen Weg ein, mit der Sprache bewusst und verant-
wortungsvoll umzugehen, damit es uns schrittweise gelingt,
- uns so zu verständigen, dass wir echte Chancen haben, das zu bekommen, was wir brauchen,
- Gedankenmuster, die zu Ärger und Aggressionen führen, zu verstehen und abzubauen,
- auf dem Weg hin zu einer Konfl iktlösung weder unser Anliegen aufzugeben, noch die Beziehung zu unseren 
Mitmenschen aufs Spiel zu setzen,
- konkret umsetzbare Handlungsschritte zur Veränderung für uns und unser Gegenüber zu entwickeln mit dem 
Ziel, die Anliegen aller im Auge zu behalten.

Kontakt:

Netzwerk Gewaltfreie Kommunikation München e. V.
Postfach 50 04 71
80974 München
Tel. 089-15090831
kontakt@gewaltfrei-muenchen.deSpenden: Netzwerk Gewaltfreie Kommunikation e. V.
Kto.-Nr. 29102944, Stadtsparkasse München, BLZ 701 500 00

NaturwissenschaftlerInnen – Initiative für 
Frieden und Zukunftsfähigkeit e. V.

Netzwerk  Gewaltfreie Kommunikation 
München e. V.
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